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1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 2018 bis 2022

1.1
Kurzfristige Wirtschaftsentwicklung
In ihrer Frühjahrsprojektion (aus dem April) erwartet
die Bundesregierung für das laufende Jahr einen An-
stieg des Bruttoinlandsprodukts um 2,3 % (preisberei-
nigt). Der Aufschwung hat eine breite binnen- und
außenwirtschaftliche Basis. Dabei werden vom Kon-
sum der privaten Haushalte mit einem weiteren An-
stieg um 1,7 % spürbare Wachstumsimpulse erwartet.
Hierzu tragen die gute Perspektive am Arbeitsmarkt
und insbesondere eine günstige Einkommensentwick-
lung entscheidend bei. Die Bruttolöhne und -gehälter
je Arbeitnehmer dürften angesichts zunehmender
Knappheit am Arbeitsmarkt und guter Ertragslage der
Unternehmen um 2,9 % zunehmen (2017: +2,7 %).
Die Bruttolöhne und -gehälter insgesamt erhöhen sich
bei merklicher Beschäftigungszunahme um voraus-
sichtlich 4,4 %. Neben dem Anstieg der Vermögens-
einkommen wird auch der Staatskonsum im Jahr
2018 stärker als im Vorjahr steigen. Daher werden die
verfügbaren Einkommen voraussichtlich deutlich um
3,6 % zunehmen.
In diesem Jahr erwartet die Bundesregierung einen
weiteren, wenngleich auch verlangsamten, Rückgang
der Arbeitslosenzahl um rd. 200 000 Personen. Die
Nachfrage nach Arbeitskräften wird zwar hoch blei-
ben, dafür sprechen die Arbeitsmarktindikatoren und
der hohe Bestand an offenen Stellen. Da die Partizi-
pation der heimischen Bevölkerung am Arbeitsmarkt
im internationalen Vergleich jedoch bereits sehr hoch
ist, dürfte sich die weitere Ausschöpfung der „Stillen
Reserve“ perspektivisch verlangsamen. Es wird im-
mer schwieriger, die negativen Auswirkungen der
demografischen Entwicklung auf das Arbeitskräftean-
gebot zu kompensieren. Die Integration der Geflüch-
teten in den Arbeitsmarkt wird trotz intensiver Nach-
frage nach Arbeitskräften nur allmählich gelingen.
Die Zahl der Erwerbstätigen dürfte daher insgesamt
etwas weniger stark steigen als im Vorjahr (um
1,3 % oder 575 000 Personen) und ein Niveau von
44,9 Millionen Personen erreichen.
Die Unternehmensinvestitionen, die zuletzt ange-
sichts der starken Weltkonjunktur und gut ausgelaste-
ter Kapazitäten bereits kräftig zugenommen haben,
werden weiter dynamisch bleiben. Die Bauinvestitio-
nen bleiben angesichts niedriger Zinsen und einer ho-
hen Nachfrage rege. Die Baubranche stößt aber zu-
nehmend an Kapazitätsgrenzen.
Die Importe von Waren und Dienstleistungen werden
aufgrund der starken Inlandsnachfrage im Jahr 2018
etwas kräftiger zunehmen als die Exporte. Die Ver-
braucherpreise entwickeln sich nach der ölpreisbe-

dingten Talfahrt wieder in normalen Bahnen. Sie wer-
den mit Raten von 1,8 % zunehmen.
Das erste Quartal dieses Jahres war mit einem Wachs-
tum von 0,3 % (preis-, kalender-, und saisonbereinigt)
schwächer ausgefallen als das Schlussquartal 2017, in
dem die deutsche Wirtschaft von Quartal zu Quartal
um real +0,6 % wuchs. Die konjunkturelle Aufwärts-
bewegung der deutschen Wirtschaft hält aber weiter-
hin an. Die aktuellen Konjunktur-Indikatoren (Mai
2018) signalisieren, dass sich die Dynamik im zwei-
ten Quartal etwas steigern könnte, wenn auch weniger
stark als im Vorjahr. Die Bundesregierung wird ihre
Projektion im Oktober auf einer dann breiteren Da-
tenbasis aktualisieren.
Insgesamt bleibt das Konjunkturbild aus aktueller
Sicht überwiegend positiv. Die Fundamentaldaten
sprechen für eine Fortsetzung des Aufschwungs:
niedrige Zinsen, gute Absatzperspektiven im In- und
Ausland, Lohnsteigerungen und Beschäftigungsex-
pansion sowie ein hohes Maß an Preisniveaustabilität.
Die Arbeitsnachfrage der Unternehmen ist bis zum
aktuellen Rand außerordentlich hoch.
Allerdings sind die Konjunkturrisiken größer gewor-
den. Sie liegen auf der außenwirtschaftlichen Seite:
mögliche Auswirkungen eines Handelskonfliktes und
einer damit einhergehenden Verlangsamung des Welt-
handels, Verschärfung geopolitischer Konflikte,
Wachstumsverlangsamung in den Schwellenländern.
Die Wachstumsprognosen nationaler und internatio-
naler Institutionen vom Juni 2018 liegen in realer
Rechnung in einer Spanne von 1,7 % bis 2,1 % für
das Jahr 2018.

1.2
Ausblick auf 2019
Der Aufschwung wird sich wegen der voraussichtlich
weiterhin günstigen gesamtwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen über das Jahr 2018 hinaus fortsetzen.
Für das Jahr 2019 erwartet die Bundesregierung in ih-
rer Frühjahrsprojektion einen Anstieg des preisberei-
nigten BIP von 2,1 %, der etwas unter der Wachs-
tumserwartung für das Jahr 2018 liegt. Die Projektion
der Bundesregierung liegt damit im oberen Mittelfeld
des aktuellen Prognosespektrums vom Juni 2018
(2019: real +1,6 % bis +2,3 %) und trägt mit dem
vorsichtigeren Wachstumsansatz den bestehenden Ri-
siken Rechnung.
Das Wirtschaftswachstum wird - wie im Jahr 2018 -
rein rechnerisch von der Inlandsnachfrage getragen.
Spürbare Wachstumsimpulse gehen dabei vom priva-
ten Konsum aus (preisbereinigtes Wachstum von
1,8 %). Dieser profitiert von einem anhaltenden Be-
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schäftigungsaufbau (+1,1 %) und Einkommenssteige-
rungen. Die gute Lage auf dem Arbeitsmarkt sowie
die deutliche Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter
tragen zu einer kräftigen Ausweitung der verfügbaren
Einkommen der privaten Haushalte bei. Die Preisni-
veauentwicklung dürfte sich im Jahr 2019 weiter
leicht beschleunigen. Der Anstieg des Verbraucher-
preisniveaus wird mit +2,0 % voraussichtlich im Rah-
men des EZB-Ziels für das Eurogebiet von nahe bei,
aber unter 2 % liegen.
Die hohe Arbeitsplatzsicherheit und Reallohnsteige-
rungen begünstigen ebenso wie die niedrigen Zinsen
die Nachfrage. Auch die Investitionstätigkeit sollte
im Jahr 2019 erneut dynamisch verlaufen. Insbeson-
dere die Ausrüstungsinvestitionen entwickeln sich
weiterhin lebhaft, wenn auch nicht ganz so stark wie
2018. Alles in allem werden die Investitionen im Jahr
2019 um 3,6 % gesteigert.
Das Wachstumstempo der Weltwirtschaft dürfte in
2019 nicht mehr ganz so stark ausfallen wie 2018.
Zudem könnten ein möglicher Handelskonflikt und
die damit einhergehende Verlangsamung des Welt-
handels die Exportnachfrage nach Waren und Dienst-
leistungen in realer Rechnung dämpfen. Wegen der
prognostizierten Expansion der Inlandsnachfrage
werden allerdings weiterhin vermehrt Güter und
Dienstleistungen importiert werden. Infolgedessen
nehmen auch im Jahr 2019 die Importe etwas stärker
zu als die Exporte. Der Außenbeitrag wird mit
0,0 Prozentpunkten jedoch etwas schwächer ausfallen
als noch in 2018 (0,1 Prozentpunkte).

1.3
Projektion der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
in Deutschland bis 2022

1.3.1
Produktionspotenzial
Eine wichtige Grundlage für die Vorausschätzungen
zur mittleren Frist sind Berechnungen zum gesamt-
wirtschaftlichen Produktionspotenzial, das - in ange-
botsseitiger Betrachtung - die gesamtwirtschaftliche
Aktivität bei normaler Auslastung der gesamtwirt-
schaftlichen Produktionsfaktoren beschreibt. Entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben zur Schuldenregel
werden die Schätzungen dazu mit der gemeinsamen
Methode der EU durchgeführt.
Das Produktionspotenzial wird im Projektionszeit-
raum (2018 bis 2022) um jahresdurchschnittlich
1,7 % pro Jahr wachsen (davon im Jahr 2020 um
1,8 %, 2021 um 1,7 % und 2022 um 1,6 %). Dieser
Anstieg liegt oberhalb der durchschnittlichen Poten-
zialwachstumsrate der letzten 10 Jahre. Die hohe Zu-
wanderung der vergangen Jahre mildert die dämpfen-
den Effekte der Demografie auf das Wachstum des
Produktionspotenzials. Allerdings nimmt der Wachs-
tumsbeitrag des Faktors Arbeit bis zum Ende des Pro-
jektionszeitraums ab.
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Tabelle 1

Erwerbstätige, Produktivität und Wirtschaftswachstum

Jahr

Erwerbs-
tätige

(Inland)

Beschäftigte
Arbeitnehmer

(Inland)

Arbeitszeit je
Erwerbs-
tätigen

Bruttoinlandprodukt
preisbereinigt, Kettenindex

in jeweiligen
Preisen Deflator

insgesamt je Erwerbs-
tätigen

je Erwerbs-
tätigen
stunde

Mio. Stunden 2010 = 100 Mrd. €  
 

2012 42,061 37,501 1375 104,2 101,6 102,7 2758,3 102,6

2017 1)
44,291 39,983 1354 113,1 104,8 107,6 3263,4 111,8

2022 2)
45,5 41,2 1355 123,0 110,9 114 3899 123

Veränderungen insgesamt in Prozent

2017/2012 1)
5,3 6,6 -1,5 8,6 3,1 4,8 18,3 8,9

2022/2017 2)
2 ¾ 3 0 8 ¾ 5 ¾ 5 ¾ 19 ½ 9 ¾

Jahresdurchschnittliche Veränderungen in Prozent

2017/2012 1)
1,0 1,3 -0,3 1,7 0,6 0,9 3,4 1,7

2022/2017 2)
½ ½ 0 1 ¾ 1 ¼ 1 ¼ 3 ½ 2

1) vorläufiges Ergebnis Statistisches Bundesamt, April 2018
2) Mittelfristige Projektion der Bundesregierung, April 2018
Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen

1.3.2
Gesamtwirtschaftliche
Rahmenbedingungen
In den Jahren 2020 bis 2022 wird die Weltwirtschaft -
in Anlehnung an Einschätzungen internationaler Or-
ganisationen - jährlich rd. 3 ½ % wachsen. Damit ist
die Wachstumsrate etwas niedriger als in den Jahren
2017 bis 2019. Abwärtsrisiken sind weiterhin exis-
tent. Mittelfristig dürfte das Welthandelsvolumen mit
etwa 3 ¾ % pro Jahr etwas schwächer zunehmen als
im kurzfristigen Projektionszeitraum. Welthandel
und Weltwirtschaft expandieren in etwa im Gleich-
schritt. Die mittelfristigen Exportchancen der deut-
schen Wirtschaft sind weiterhin gut. Gerade in den
überdurchschnittlich wachsenden Schwellenländern
ist der Bedarf an technisch hochwertigen Investitions-
gütern aus Deutschland groß. Allerdings sind die
Wachstumsperspektiven der Schwellenländer schwä-
cher als vor der weltweiten Wirtschafts- und Finanz-
krise. Für Rohöl und Rohstoffe werden im Prognose-
zeitraum keine angebotsseitigen Versorgungsengpässe
unterstellt.
Der Finanzsektor bleibt stabil. Die wirtschaftliche
Entwicklung im Euroraum verläuft in der mittleren
Frist weiter solide. Die Geldpolitik bleibt expansiv
ausgerichtet. Etwaige Auswirkungen des Ergebnisses
der Brexit-Verhandlungen sind in der Projektion der
mittleren Frist nicht berücksichtigt.

Die wachstumsorientierte Wirtschafts- und Finanzpo-
litik in Deutschland wird fortgesetzt. Die Schuldenre-
gel wird eingehalten.

1.3.3
Ergebnisse
Unter den genannten Annahmen erwartet die Bundes-
regierung für zentrale gesamtwirtschaftliche Kenn-
größen folgende Ergebnisse:
Im Zeitraum von 2020 bis 2022 dürfte das BIP um
durchschnittlich real 1,4 % pro Jahr zunehmen und
damit etwas weniger als das Produktionspotential ex-
pandieren. Im Jahr 2018 befindet sich die deutsche
Wirtschaft in einer leichten Überauslastung. In den
Jahren 2019 und 2020 ist die Lücke zwischen gesamt-
wirtschaftlicher Nachfrage und Produktionspotenzial
zwar noch leicht positiv, die deutsche Wirtschaft be-
wegt sich aber im Rahmen der Normalauslastung.
Annahmegemäß ist die Produktionslücke im Jahr
2022 geschlossen.
Der Arbeitsmarkt bleibt auch mittelfristig in einer gu-
ten Verfassung. Die Erwerbstätigkeit wird auch in den
drei Jahren der mittleren Frist (2020 bis 2022) weiter-
hin zunehmen, aber weniger dynamisch. Die Zahl der
registrierten Arbeitslosen dürfte mittelfristig auf ei-
nem Niveau von rd. 2,2 Mio. Personen verbleiben.
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Die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte
steigen im mittelfristigen Projektionszeitraum um
jährlich 3,1 %. Das Wirtschaftswachstum wird im ge-

samten mittelfristigen Vorausschätzungszeitraum rein
rechnerisch von der Inlandsnachfrage getragen.

Tabelle 2

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen (in jeweiligen Preisen)

Jahr Bruttoinlands
-produkt

Konsumausgaben Bruttoinvestitionrn
Außen-
beitragPrivate

Haushalte Staat insgesamt Anlagen Vorrats
veränderung

 

2012 2758,3 1538,0 519,7 532,5 554,7 -22,2 168,0

2017 1)
3263,4 1735,0 638,7 641,4 662,7 -21,3 248,3

2022 2)
3899 2040 766 830 854 -24 262

Anteile am BIP in Prozent

2012 100 55,8 18,8 19,3 20,1 -0,8 6,1

2017 1)
100 53,2 19,6 19,7 20,3 -0,7 7,6

2022 2)
100 52 ¼ 19 ¾ 21 ¼ 22 -½ 6 ¾

Veränderungen insgesamt in Prozent

2017/2012 1)
18,3 12,8 22,9 20,4 19,5 . .

2022/2017 2)
19 ½ 17 ½ 20 29 ¼ 28 ¾ . .

jahresdurchschnittliche Veränderungen in Prozent

2017/2012 1)
3,4 2,4 4,2 3,8 3,6 . .

2022/2017 2)
3 ½ 3 ¼ 3 ¾ 5 ¼ 5 ¼ . .

1) vorläufiges Ergebnis Statistisches Bundesamt, April 2018
2) Mittelfristige Projektion der Bundesregierung, April 2018
Quellen: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
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2 Bundeshaushalt 2019 und Finanzplan bis 2022 im
Überblick

2.1
Bundeshaushalt 2019 und Finanzplan
bis 2022
Der Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2019
und der Finanzplan bis 2022 sehen keine Neuver-
schuldung vor.
Die maßgeblichen finanzwirksamen Vorhaben der
Bundesregierung, die als prioritäre Maßnahmen in
den Koalitionsvertrag eingeflossen sind, werden voll-
ständig abgebildet:
Für Investitionen in die Zukunft stehen in den Jahren
2019 bis 2022 in den Bereichen Bildung, Forschung,
Hochschulen und Digitalisierung insgesamt rd.
7,1 Mrd. € zusätzlich zur Verfügung (für weitere rd.
0,9 Mrd. € war im bisherigen Finanzplan bereits Vor-
sorge getroffen). Diese Mittel sollen für Verbesserun-
gen der Ganztagsbetreuung, bei der Aufstiegsfortbil-
dung in der beruflichen Bildung, beim BAföG und
zur Finanzierung der Nachfolge des Hochschulpak-
tes genutzt werden. Außerdem sind darin rd.
2,8 Mrd. € enthalten, die der Bund als Anteil zur
schrittweisen Erreichung des 3,5 %-Ziels für For-
schung und Entwicklung zusätzlich bereitstellt.
Im Bereich Familien, Kinder und Soziales sind die
Erhöhung von Kindergeld, Kinderfreibetrag und Kin-
derzuschlag finanziell unterlegt. Zusammen mit der
Erhöhung der Eingliederungsleistungen nach dem
SGB II und der Vorsorge für die Maßnahme „Kita

(Gebühren und Qualität)“ sind im Finanzplanzeit-
raum hierfür insgesamt rd. 17,0 Mrd. € eingeplant.
Für die weitere Förderung des sozialen Wohnungs-
baus durch den Bund in den Jahren 2020 und 2021
und die Förderung von mehr Wohneigentum (Baukin-
dergeld und Absetzung für Abnutzung) in den Jahren
2019 bis 2022 sind insgesamt rd. 5,7 Mrd. € zusätz-
lich vorgesehen.
Zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse, zur
weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen,
für Ländliche Räume/Landwirtschaft und für die Er-
höhung der Mittel nach dem Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz sind zusätzlich rd. 13,0 Mrd. € veran-
schlagt.
Die Ausgaben für Verteidigung, Entwicklungszusam-
menarbeit, Krisenprävention und humanitäre Hilfe
werden um insgesamt rd. 5,1 Mrd. € angehoben.
Auch die stufenweise Absenkung des Solidaritätszu-
schlags ab dem Jahr 2021 ist mit insgesamt rd.
19,5 Mrd. € unterlegt.
Darüber hinaus sind im Regierungsentwurf 2019 und
im Finanzplan bis 2022 weitere Schwerpunkte ge-
setzt. Zur weiteren Entlastung der Bürgerinnen und
Bürger sind die Anhebung des Grundfreibetrages und
der Abbau der kalten Progression abgebildet. Die In-
vestitionsausgaben werden deutlich gestärkt und auf
37,9 Mrd. € jährlich angehoben. Für die Innere Si-
cherheit sind in den Jahren 2019 bis 2022 insgesamt
22,3 Mrd. € vorgesehen.
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Tabelle 3

Der Finanzplan des Bundes 2018 bis 2022
Gesamtübersicht

Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

Ausgaben........................................................... 330,7 343,6 356,8 363,2 369,3 375,5
Veränderung ggü. Vorjahr in Prozent.................. +4,3 +3,9 +3,8 +1,8 +1,7 +1,7

Einnahmen......................................................... 330,7 343,6 356,8 363,2 369,3 375,5
Steuereinnahmen................................................ 309.4 321,3 333,0 333,8 346,8 359,7

Nettokreditaufnahme........................................... - - - - - -

nachrichtlich:

Ausgaben für Investitionen................................. 34,0 37,4 37,9 37,9 37,9 37,9

Investive Zuweisungen an das
Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“............. 2,4
Differenzen durch Rundung möglich

Tabelle 4

Berechnung der nach der Schuldenregel
zulässigen Nettokreditaufnahme des Bundes im Finanzplanungszeitraum

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

Mrd. €
 

Maximal zulässige strukturelle
Nettokreditaufnahme in % des BIP......................... 0,35 0,35 0,35 0,35
Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung
vorangegangenen Jahres....................................... 3 263,4 3 401,7 3 539,4 3 655,4
Nach der Schuldenregel maximal zulässige
strukturelle Nettokreditaufnahme............................ 11,4 11,9 12,4 12,8
abzüglich Konjunkturkomponente........................... 6,4 4,0 1,5 0,0
abzüglich Saldo der finanziellen Transaktionen...... 1,0 0,8 0,7 0,9
 
Nach der Schuldenregel maximal zulässige
Nettokreditaufnahme............................................ 4,0 7,1 10,1 11,9
 
Differenzen durch Rundung möglich

2.2
Wirkungsorientierung
Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, die Wir-
kung der eingesetzten Haushaltsmittel zu verbessern.
Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, bereits bestehen-
de Ansätze der Wirkungsorientierung, wie z. B. ein-
nahme- und ausgabeseitige Haushaltsanalysen (sog.
Spending Reviews) zu stärken und weiterzuentwi-

ckeln. Durch umfassende Aufgabenkritik sowie durch
regelmäßige Überprüfung von Maßnahmen auf Effek-
tivität und Effizienz sollen im Rahmen von Spending
Reviews Effizienzreserven aufgedeckt bzw. Grundla-
gen für Neupriorisierungen geschaffen werden. Am
15. März 2017 hat das Kabinett die Durchführung
von Spending Reviews zum Thema „Beschaffung
standardisierter Massengüter“ sowie zum Politikbe-
reich „Humanitäre Hilfe und Übergangshilfe ein-
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schließlich der Schnittstellen Krisenprävention, Kri-
senreaktion, Stabilisierung und Entwicklungsarbeit“
beschlossen. Beide Reviews wurden im Juni 2018 er-
folgreich abgeschlossen. Mit diesen ressortübergrei-
fenden bzw. auch finanziell bedeutenden Themen hat
das Instrument Spending Review, nunmehr im dritten
Jahr seit seiner Einführung im Jahr 2015, einen festen
Platz im regierungsinternen Haushaltsaufstellungsver-
fahren und leistet seinen Beitrag zur Verbesserung der
Wirkungsorientierung im Bundeshaushalt. Zudem
wurde mit dem Thema „Beschaffung standardisierter
Massengüter“ erstmals eine Querschnittsaufgabe un-
tersucht, mit dem Ziel, zur Erhöhung der Effizienz
des Verwaltungshandelns beizutragen; die Ergebnisse
dieser Review sind grundsätzlich auf alle Ressorts
übertragbar. Im Rahmen der Kabinettbeschlüsse zum
Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2019 und
zum Finanzplan bis 2022 hat die Bundesregierung für
beide Themen die von den Arbeitsgruppen erarbeite-
ten Handlungsempfehlungen bestätigt, die nun umge-
setzt werden sollen. Im Rahmen des vierten Zyklus
2018/2019 wird bis zum Eckwertebeschluss für den
Bundeshaushalt 2020 eine Spending Review zum
Thema „Forderungsmanagement“ durchgeführt.

2.3
Entwicklung der
Schuldenstandsquote
Seit dem Jahr 2012 geht die Schuldenstandsquote
kontinuierlich zurück. Während der Schuldenstand in

Relation zum BIP im Jahr 2012 noch bei
79,9 % lag, belief sich die Schuldenstandsquote Ende
des Jahres 2017 auf 64,1 % des BIP.
Der Rückgang der Schuldenstandsquote im vergange-
nen Jahr ist maßgeblich auf die gute gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung zurückzuführen. Alle
Ebenen (Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversi-
cherung einschließlich Extrahaushalte) haben zum
Schuldenabbau im Jahr 2017 beigetragen. Ein maßge-
blicher Anteil entfiel auf die von Bund und Ländern
im Zuge der Finanzkrise eingerichteten Abwicklungs-
anstalten.
Die gute Lage der öffentlichen Haushalte, der kräftige
Aufschwung sowie der weitere geplante Abbau der
Portfolios der Abwicklungsanstalten führen in der
Projektion zu einem fortgesetzten Rückgang der
Schuldenstandsquote. Im Jahr 2018 ist mit einer
Rückführung um rd. 3 Prozentpunkte auf 61 % des
BIP zu rechnen. Der Referenzwert des Maastricht-
Vertrages dürfte im Jahr 2019 unterschritten werden.
Bis zum Ende des Projektionszeitraums 2022 wird
ein Rückgang der Schuldenstandsquote auf 52 % des
BIP prognostiziert.
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Schaubild 1
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3 Die Ausgaben des Bundes

3.1
Überblick
Mit dem Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt
2019 und dem Finanzplan bis zum Jahr 2022 wird der
Kurs einer soliden, auf Wachstum und sozialen Aus-
gleich gerichteten Haushalts- und Finanzpolitik, die
gezielt in die Zukunft investiert, fortgeführt. Investiti-
onen in die Verkehrsinfrastruktur, in Bildung, Kinder-
betreuung, Wohnen und Digitalisierung stehen dabei
im Mittelpunkt.
So belaufen sich die Investitionsausgaben in haushal-
terischer Abgrenzung (Titel der Hauptgruppen 7 und
8 des Gruppierungsplans) in den Jahren 2019 bis
2022 auf insgesamt 151,6 Mrd. € (jährlich
37,9 Mrd. €). Das sind insgesamt 15,8 Mrd. € mehr
als im bisherigen Finanzplan (2022 überrollt) vorge-
sehen. Schwerpunkte sind hier die Verkehrsinfra-
struktur, die Förderung des sozialen Wohnungsbaus
und das Baukindergeld.
Darüber hinaus sind im Regierungsentwurf 2019 und
im Finanzplan bis 2022 weitere Ausgaben etatisiert,
die zwar nicht als Investitionsausgaben im haushalte-
rischen Sinne veranschlagt sind, aber investive Wir-
kungen entfalten werden, etwa im Einzelplan des
BMVg. So stehen in den Jahren 2019 bis 2022 rd.
15 Mrd. € jährlich für militärische Beschaffungen,
Materialerhaltung, Wehrforschung, wehrtechnische
und sonstige militärische Entwicklung und Erprobung
sowie militärische Anlagen zur Verfügung.
Außerhalb des Kernhaushalts sind für die Jahre 2019
bis 2022 folgende investive Ausgaben vorgesehen
(ohne Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“):

• Im Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“
insgesamt 3,27 Mrd. €, davon 655 Mio. € im Jahr
2019.

• Im Sondervermögen „Aufbauhilfe“ gemäß der Li-
quiditätsplanung des Bundes und der Länder insge-
samt rd. 1,25 Mrd. €, davon rd. 486 Mio. € im Jahr
2019.

• Von den im Rahmen des Sondervermögens „Kom-
munalinvestitionsförderungsfonds“ (KInvFG) zur
Verfügung gestellten 7 Mrd. € sind bislang rd.
0,87 Mrd. € abgeflossen. Bis Mitte 2017 waren al-

lerdings bereits rd. 90 % der Mittel des KInvFG I
(3,5 Mrd. €) von den Ländern verplant. Die Pla-
nungen der Länder für das KInvFG II (Schulsanie-
rungsprogramm) liegen noch nicht vor.

Im Übrigen hat der Bund bereits in den vergangenen
Jahren umfangreiche Mittel für Investitionsausgaben
(nach Hauptgruppe 7 und 8) zur Verfügung gestellt,
die zum Teil nicht abgeflossen sind. Diese nicht ver-
ausgabten Investitionsmittel stehen grundsätzlich
auch für die Folgejahre zur Verfügung. Die gebildeten
Ausgabereste im investiven Bereich betragen mittler-
weile rd. 7,3 Mrd. € und stehen ebenfalls noch zur
Verfügung.
Auch in anderen wichtigen Zukunftsbereichen setzt
der Bundeshaushalt Impulse, die im ökonomischen
Sinne investive Wirkungen entfalten und die Leis-
tungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft stärken, z. B.
in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und For-
schung sowie bei der Integration von Flüchtlingen. So
belaufen sich die Bildung- und Forschungsausgaben
in den Jahren 2019 bis 2022 auf insgesamt rd.
95,0 Mrd. €, davon rd. 23,7 Mrd. € im Jahr 2019. Das
sind insgesamt rd. 4,2 Mrd. € mehr als im bisherigen
Finanzplan vorgesehen. Ein Teil dieser Ausgaben ist
im Rahmen haushalterischer Abgrenzungen zugleich
auch den Investitionen zugeordnet.
Der absehbare demografische Wandel wird die gesell-
schaftliche, wirtschaftliche und fiskalische Entwick-
lung in Deutschland in den nächsten Jahrzehnten
zunehmend bestimmen. Mit Blick auf die damit ver-
bundenen Herausforderungen sieht der Finanzplan ab
dem Jahr 2021 eine jährliche Zuführung i. H. v.
2 Mrd. € an eine Rücklage „Demografievorsorge
Rente“ im Einzelplan des BMAS vor. Ergänzend er-
höht der Bund im Jahr 2022 seinen Zuschuss an die
Gesetzliche Rentenversicherung um 0,5 Mrd. €, wo-
mit die Rentenversicherung ihrerseits eine Rücklage
befüllt. Mit diesen Maßnahmen werden der Beitrags-
satz und das Sicherungsniveau (sog. „doppelte Halte-
linie“) bis zum Jahr 2025 stabilisiert.
Die prozentuale Verteilung der Ausgaben auf die Mi-
nisterien und Einzelpläne ergibt sich aus Schaubild 2.
Nach anderen Kriterien aufbereitete Darstellungen
der Ausgabenstruktur enthalten Kap. 3.2 (nach Auf-
gabenbereichen) und Kap. 3.3 (Unterteilung in kon-
sumtive und investive Ausgaben).

Deutscher Bundestag - 19.Wahlperiode - 13 - Drucksache 19/3401

juris Lex QS
14052024 ()



Schaubild 2

3.2
Aufteilung und Erläuterung der
Ausgaben nach Aufgabenbereichen
Die Abgrenzung und Gliederung der einzelnen Auf-
gabengebiete in Tabelle 5 und in der nachfolgenden
Darstellung entsprechen weitgehend - jedoch nicht in

allen Einzelheiten - dem Funktionenplan zum Bun-
deshaushalt. Um das Zahlenmaterial zum Finanzplan
aussagefähiger und transparenter zu machen, werden
die Aufgabenbereiche teils in anderer Zuordnung,
teils in tieferer Aufgliederung sowie in anderer Rei-
henfolge dargestellt.

Tabelle 5

Die wesentlichen Ausgaben des Bundes 2017 bis 2022 nach Aufgabenbereichen

Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

3.2.1 Soziale Sicherung

3.2.1.1 Rentenversicherungsleistungen 90,946 94,038 98,101 101,967 105,877 110,048

3.2.1.2 Arbeitsmarkt.............................. 37,365 37,020 36,731 37,300 38,046 37,437

3.2.1.3 Familienpolitische Leistungen... 7,603 8,213 8,453 8,831 9,020 9,190

3.2.1.4 Wohngeld.................................. 0,567 0,540 0,510 0,485 0,460 0,460

3.2.1.5 Wohnungsbauprämie................ 0,183 0,223 0,223 0,223 0,223 0,223

3.2.1.6 Kriegsopferleistungen................ 0,802 0,866 0,761 0,715 0,672 0,672

3.2.1.7 Entschädigung für Opfer der
nationalsozialistischen
Verfolgung, Lastenausgleich,
Leistungen im Zusammenhang
mit Kriegsfolgen......................... 0,844 0,919 0,989 0,997 0,984 0,981
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Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

3.2.1.8 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 3,808 3,953 4,007 4,082 4,147 4,107

3.2.1.9 Gesetzliche
Krankenversicherung................. 14,500 14,500 14,500 14,500 14,500 14,500

3.2.1.10 Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung............... 5,471 5,908 7,109 7,809 8,309 8,809

3.2.1.11 Sonstige Maßnahmen im
Sozialbereich............................. 5,618 5,957 6,112 6,156 7,689 7,733

3.2.2 Verteidigung

3.2.2.1 Militärische Verteidigung............ 31,131 32,749 36,829 36,791 37,685 37,652

3.2.2.2 Weitere Verteidigungslasten...... 0,065 0,056 0,057 0,070 0,062 0,061

3.2.3 Ernährung, Landwirtschaft
und gesundheitlicher
Verbraucherschutz

3.2.3.1 Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der
Agrarstruktur und des
Küstenschutzes“........................ 0,651 0,765 0,895 0,945 0,945 0,945

3.2.3.2 Sonstige Maßnahmen im
Bereich der Land- und
Forstwirtschaft sowie des
Verbraucherschutzes................. 0,571 0,655 0,663 0,713 0,684 0,659

3.2.4 Wirtschaftsförderung und
Energie

3.2.4.1 Energie...................................... 1,604 1,728 1,624 2,630 0,942 0,936

3.2.4.2 Sonstige sektorale
Wirtschaftsförderung................. 0,453 0,506 0,556 0,572 0,565 0,565

3.2.4.3 Mittelstand, industrienahe
Forschung und
Technologieförderung................ 1,063 1,095 1,136 1,155 1,145 1,144

3.2.4.4 Regionale Wirtschaftsförderung 0,726 0,910 0,726 1,597 1,616 1,575

3.2.4.5 Gewährleistungen und weitere
Maßnahmen zur
Wirtschaftsförderung................. 1,310 2,188 1,616 1,894 1,768 1,620

3.2.5 Verkehr

3.2.5.1 Eisenbahnen des Bundes......... 12,496 11,475 11,415 11,211 11,279 11,292

3.2.5.2 Bundesfernstraßen.................... 8,074 8,671 9,439 9,611 10,599 10,707

3.2.5.3 Bundeswasserstraßen............... 1,999 2,220 2,322 2,185 2,185 2,185

3.2.5.4 Verbesserung der
Verkehrsverhältnisse in den
Gemeinden................................ 1,625 1,672 1,672 0,669 1,004 1,004

3.2.5.5 Sonstige Maßnahmen im
Verkehrsbereich......................... 2,294 2,431 2,709 2,567 2,646 2,602

3.2.6 Bauwesen

3.2.6.1 Wohnungs- und Städtebau........ 2,738 3,325 3,520 3,284 3,261 2,129

3.2.7 Forschung, Bildung und
Wissenschaft, kulturelle
Angelegenheiten

3.2.7.1 Wissenschaft, Forschung und
Entwicklung außerhalb der
Hochschulen.............................. 10,837 11,836 12,273 12,534 12,237 12,249

3.2.7.2 Hochschulen.............................. 4,079 3,459 3,477 2,723 2,870 2,870
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Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

3.2.7.3 Ausbildungsförderung,
Förderung des
wissenschaftlichen
Nachwuchses............................ 3,603 3,993 4,037 4,644 4,761 4,776

3.2.7.4 Berufliche Bildung sowie
sonstige Bereiche des
Bildungswesens......................... 1,933 2,143 2,277 2,259 2,117 2,117

3.2.7.5 Kulturelle Angelegenheiten....... 2,574 2,814 2,750 2,691 2,604 2,636

3.2.8 Umweltschutz............................ 1,413 1,876 2,360 2,318 2,057 2,010

3.2.9 Sport.......................................... 0,161 0,182 0,189 0,191 0,188 0,188

3.2.10 Innere Sicherheit,
Zuwanderung............................. 7,283 7,680 8,069 8,109 8,010 8,074

3.2.11 Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und
Entwicklung............................... 8,330 9,389 9,643 8,705 8,537 8,537

3.2.12 Allgemeine Finanzwirtschaft

3.2.12.1 Zinsausgaben............................ 17,533 18,154 18,857 19,343 19,629 19,897

3.2.12.2 Versorgungsausgaben des
Bundes ohne Bahn und Post..... 8,846 8,816 9,321 9,309 9,355 9,355

3.2.12.3 Nachfolgeeinrichtungen der
Treuhandanstalt......................... 0,309 0,342 0,373 0,358 0,354 0,354

3.2.14 Sondervermögen....................... 0,770 5,350 3,157 3,000 2,962 2,939
Rundungsdifferenzen möglich

3.2.1
Soziale Sicherung
Die Sozialausgaben des Bundes (Abgrenzung: Haupt-
funktion 2 des Funktionenplans) stellen den mit Ab-
stand größten Ausgabebereich des Bundeshaushalts
dar. Sie steigen von 173,0 Mrd. € im Jahr 2018 auf
193,7 Mrd. € im Jahr 2022. Auch die Sozialleistungs-
quote (der Anteil der Sozialausgaben an den Gesamt-
ausgaben) steigt von 50,4 % im Jahr 2018 auf
51,6 % im Jahr 2022 weiter an.

3.2.1.1
Rentenversicherungsleistungen
Die Leistungen an die Gesetzliche Rentenversiche-
rung sind seit Jahren die größte Ausgabeposition im
Bundeshaushalt.
Den Hauptanteil dieses Ausgabenblocks bilden die
Bundeszuschüsse an die allgemeine Rentenversiche-
rung einschließlich des zusätzlichen Bundeszuschus-
ses (2019: rd. 72,4 Mrd. €). Hinzu kommen die Bei-
tragszahlungen für Kindererziehungszeiten i. H. v. rd.
15,4 Mrd. € im Jahr 2019. 
Darüber hinaus erstattet der Bund der allgemeinen
Rentenversicherung die Aufwendungen, die ihr
aufgrund der Überführung von Ansprüchen und An-
wartschaften aus Zusatzversorgungssystemen der
ehemaligen DDR entstehen. Hierfür sind im Finanz-

planzeitraum 2019 bis 2022 insgesamt rd.
14,5 Mrd. € vorgesehen (für 2019 rd. 3,5 Mrd. €). In
der Erstattung des Bundes sind auch die Anteile der
Länder im Beitrittsgebiet enthalten. Seit dem Jahr
2010 verteilen sich die Anteile zu 40 % auf den Bund
sowie zu 60 % auf die Länder im Beitrittsgebiet. Des
Weiteren leistet der Bund Zuschüsse zu den Beiträgen
zur Rentenversicherung der in Werkstätten und Integ-
rationsprojekten beschäftigten behinderten Menschen.
Im Jahr 2019 ist hierfür ein Betrag von rd. 1,4 Mrd. €
vorgesehen. 
Die Ausgaben des Bundes für die Defizitdeckung in
der knappschaftlichen Rentenversicherung steigen im
Jahr 2019 gegenüber dem Vorjahr um 0,6 % auf rd.
5,31 Mrd. €. 
Zusammengefasst sind im Jahr 2019 für die Leistun-
gen an die Rentenversicherung rd. 98,1 Mrd. € vorge-
sehen. Die Ansätze bilden die Ergebnisse der Renten-
und Steuerschätzung vom April bzw. Mai 2018 ab. Im
Vergleich zu den Soll‑Ansätzen des Jahres 2018 neh-
men die Leistungen an die Rentenversicherung zu (rd.
+4,0 Mrd. €). Voraussichtlich im Jahr 2020 werden
sie erstmals die 100 Mrd. €-Marke überschreiten (vgl.
Schaubild 3). Stabilisierend wirkt sich im Finanzplan-
zeitraum die Fortschreibung des Rentenbeitragssatzes
(18,6 %) aus. Hingegen wirken die Bruttolohnent-
wicklung sowie höhere Zuwachsraten bei den unter
Dreijährigen im Rahmen der Beitragszahlung für
Kindererziehungszeiten ausgabenerhöhend. Zudem
beginnt mit dem Jahr 2019 die im RV‑Leistungsver-
besserungsgesetz vereinbarte schrittweise Erhöhung
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des allgemeinen Bundeszuschusses um insgesamt rd.
0,5 Mrd. € jährlich bis auf rd. 2 Mrd. € im Jahr 2022.
Im Jahr 2022 tritt dann eine zweite, im Rentenüber-
leitungs-Abschlussgesetz vorgesehene stufenweise
Erhöhung in Kraft, die auf weitere rd. 2 Mrd. € im
Jahr 2025 aufwächst. Mit einer weiteren, zweckge-
bundenen Erhöhung des allgemeinen Bundeszuschus-
ses im Finanzplanjahr 2022 um 0,5 Mrd. € befüllt die
Rentenversicherung eine Rücklage zur Wahrung der
sog. „doppelten Haltelinie“ (Sicherungsniveau min-

destens 48 % und Beitragssatz höchstens 20 %) bis
zum Jahr 2025.
Darüber hinaus sieht der Finanzplan ab dem Jahr
2021 vor, dass zur Absicherung der „doppelten Halte-
linie“ bis zum Jahr 2025 im Einzelplan des BMAS
eine jährliche Zuführung i. H. v. 2 Mrd. € an die
Rücklage „Demografievorsorge Rente“ ausgewiesen
wird. Damit stellt sich der Bund verstärkt den abseh-
baren, demografiebedingten Herausforderungen.

Schaubild 3

3.2.1.2
Arbeitsmarkt
Die Bundesausgaben für den Arbeitsmarkt werden im
Jahr 2019 mit insgesamt rd. 36,7 Mrd. € veran-
schlagt. 
Für die Grundsicherung für Arbeitsuchende sind im
Haushalt 2019 insgesamt rd. 36,1 Mrd. € eingeplant,
rd. 0,2 Mrd. € weniger als im Vorjahr. Davon sind als
passive Leistungen nach dem SGB II 26,1 Mrd. € ver-
anschlagt, 1,2 Mrd. € weniger als im Vorjahr. 
Diesem Ansatz liegt die Annahme der Bundesregie-
rung zugrunde, dass die Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsentwicklung weiterhin positiv verläuft und die
Zahl der Arbeitslosen 2019 auf 2,24 Mio. etwas sinkt.
Zudem wurde eine eventuelle Regelbedarfsanpassung
antizipiert. So werden 2019 für das Arbeitslosen-
geld II 20,2 Mrd. € veranschlagt. Die Ansätze für die
weiteren Finanzplanjahre (2020: 20,7 Mrd. €; 2021:
21,4 Mrd. €; 2022: 22,0 Mrd. €) beruhen auf der An-

nahme einer weiterhin konstanten Arbeitslosenzahl
(vgl. Schaubild 4) und weiterer Anhebungen der Re-
gelbedarfe.
Im Haushalt 2019 sind für die Beteiligung des Bun-
des an den Leistungen für Unterkunft und Heizung
(BBKdU) 5,9 Mrd. € vorgesehen, 1,0 Mrd. € weniger
als im Soll 2018 (2020: 5,9 Mrd. €; 2021/2022:
6,0 Mrd. €). Bei den Ansätzen ist eine feste Bundes-
beteiligung von bundesdurchschnittlich 28,3 % be-
rücksichtigt. Die Absenkung der BBKdU gegenüber
2018 beruht darauf, dass die geltende Regelung zur
Übernahme der flüchtlingsbedingten Unterbringungs-
kosten bis Ende 2018 befristet ist. Der BBKdU-An-
satz berücksichtigt mit einer um 10,2 Prozentpunkte
erhöhten Beteiligungsquote zudem ein Element der
Entlastung der Kommunen um 5 Mrd. €, die ihnen im
Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der Ein-
gliederungshilfe zugesagt wurde, sowie einen finanzi-
ellen Ausgleich des Bundes für die Erbringung der
kommunalen Leistungen für Bildung und Teilhabe
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(entspricht einer um 4,4 Prozentpunkte erhöhten
BBKdU-Quote).
Das Gesamtbudget zur Eingliederung von SGB II-
Leistungsberechtigten wird im Finanzplanungszeit-
raum 2019 bis 2022 um jährlich rd. 1,2 Mrd. €, im
Jahr 2021 sogar um 1,5 Mrd. €, deutlich aufgestockt.
Damit stehen pro Jahr rd. 10 Mrd. € zur Eingliede-
rung zur Verfügung. Im Jahr 2019 sind darin
0,9 Mrd. € als zusätzliche Mittel zur Qualifizierung,
Vermittlung und Reintegration von Langzeitarbeitslo-
sen enthalten und der Verwaltungskostentitel wird mit
rd. 0,5 Mrd. € (davon 0,2 Mrd. € umgeschichtet aus
dem Eingliederungstitel) deutlich verstärkt. Nach wie
vor bleibt es in dezentraler Verantwortung der Job-
center vor Ort, zu entscheiden, ob eher eine maßnah-
menorientierte Eingliederungsstrategie oder eher eine
intensive Betreuung durch die Beschäftigten des Job-
centers dem Ziel der Vermittlung in den Arbeitsmarkt
dienlicher erscheint.
Für die Integration von anerkannten Flüchtlingen in
den Arbeitsmarkt wird die nationale berufsbezogene

Deutschsprachförderung auf hohem Niveau fortge-
setzt. So sind jährlich 470 Mio. € zur Förderung
von je 200 000 Kursteilnehmern in den Jahren 2019
bis 2022 vorgesehen.
Für das Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrati-
onsmaßnahmen, mit dem Arbeitsgelegenheiten für
Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz finanziert werden sollen, stehen
59,3 Mio. € im Jahr 2019 und im Jahr 2020 noch
57,4 Mio. € zur Verfügung; im Jahr 2021 wird das
Programm mit 7,4 Mio. € ausfinanziert.
Die BA wird bei anhaltend guter Entwicklung am Ar-
beitsmarkt voraussichtlich im gesamten Finanzplan-
zeitraum Überschüsse erzielen und weiterhin finanzi-
ell stabil aufgestellt sein. Ein Darlehen des Bundes
gem. § 365 SGB III wird sie folglich im gesamten
Zeitraum nicht benötigen.

Schaubild 4

3.2.1.3
Familienbezogene Leistungen
Die Bundesregierung erhöht ihre familienpolitischen
Leistungen weiter. Die Ausgaben des Einzelplans 17
steigen gegenüber dem Haushaltsjahr 2018 um gut
79 Mio. € auf rd. 10,3 Mrd. € im Jahr 2019 an. Die
wichtigste Familienleistung bleibt das Elterngeld mit
einem Ansatz von 6,86 Mrd. € im Jahr 2019. Für die

Jahre 2020 bis 2022 sind Ausgaben i. H. v. kumuliert
21,68 Mrd. € vorgesehen. Das Elterngeld ersetzt das
vorherige Nettoeinkommen von Eltern, die ihr Kind
in den ersten zwölf bzw. vierzehn Monaten selbst be-
treuen, in der Regel zu 65 %. Für Geringverdiener
mit einem Einkommen unter 1.000 € steigt die Er-
satzrate auf bis zu 100 %. Das Elterngeld beträgt min-
destens 300 € und höchstens 1.800 € monatlich. Das
Elterngeld Plus unterstützt insbesondere Eltern, die
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während ihres Elterngeldbezugs Teilzeit arbeiten
möchten und schafft einen Ausgleich, indem es einen
längeren Elterngeldbezug erlaubt (bis zu 24 + 4 Mo-
nate). Zusätzlich wird ein Partnerschaftsbonus für
vier Monate gewährt, wenn beide Eltern zwischen 25
und 30 Wochenstunden arbeiten.
Weitere wichtige gesetzliche Leistungen für Familien
sind der Unterhaltsvorschuss sowie das Kindergeld
und der Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeld-
gesetz.
Kinder unter 12 Jahren erhalten Unterhaltsvorschuss,
wenn sie bei einem alleinstehenden Elternteil leben
und vom anderen Elternteil nicht oder nicht regelmä-
ßig ausreichenden Unterhalt erhalten. Durch den Aus-
bau der Unterhaltsvorschussleistungen ab dem 1. Juli
2017 erhalten auch Kinder ab 12 Jahren bis zur Voll-
endung des 18. Lebensjahres Unterhaltsvorschuss,
wenn sie nicht auf Leistungen nach dem SGB II ange-
wiesen sind oder wenn der alleinerziehende Elternteil
im SGB II-Bezug ein eigenes Einkommen von min-
destens 600 € brutto monatlich erzielt. Der Bund fi-
nanziert 40 %, die restlichen 60 % tragen die Länder
und Kommunen. Im Jahr 2019 sind hierfür
718 Mio. € etatisiert, für die Jahre 2020 bis 2022 wird
dieser Betrag fortgeschrieben.
Die Ausgaben für den Kinderzuschlag sind im Haus-
haltsentwurf 2019 mit 575 Mio. € und für die Jahre
2020 bis 2022 mit jeweils 760 Mio. € p. a. etatisiert.
Darin ist die entsprechend des Koalitionsvertrages
vorgesehene Aufstockung des Kinderzuschlages für
die Bekämpfung der Kinderarmut i. H. v. insgesamt
1,4 Mrd. € enthalten, davon 200 Mio. € im Jahr 2019
und jeweils 400 Mio. € für die Jahre 2020 bis 2022.
Konkrete Ausgestaltungen hierzu stehen noch aus.
Für das Kindergeld für nicht unbeschränkt Steuer-
pflichtige sind 153 Mio. € für das Jahr 2019 etatisiert.
Das Programmvolumen innerhalb des Einzelplans des
BMFSFJ erhöht sich gegenüber dem bisherigen Fi-
nanzplan für 2019 um rd. 159 Mio. €. Es stehen damit
insgesamt rd. 1,5 Mrd. € für vielfältige Programme
zur Verfügung, etwa für Aufgaben der freien Jugend-
hilfe (rd. 194 Mio. €), für das Sondervermögen „Kin-
derbetreuungsausbau“ (300 Mio. €), für Maßnahmen
zur Stärkung von Vielfalt, Toleranz und Demokratie
(rd. 116 Mio. €) und für Maßnahmen zur Stärkung
der Zivilgesellschaft (rd. 318 Mio. €). Neue Themen-
felder sind die Fachkräfteoffensive zur Steigerung der
Attraktivität des Berufes von Erzieherinnen und Er-
ziehern sowie das neue Bundesprogramm zur Unter-
stützung von Frauen und ihren Kindern gegen Ge-
walt.
Für die prioritäre Maßnahme aus dem Koalitionsver-
trag „Kita (Gebühren und Qualität)“ hat die Bundes-
regierung Vorsorge im Einzelplan 60 i. H. v. insge-
samt 5,5 Mrd. € für die Jahre 2019 bis 2022 getroffen.
Diese Mittel sollen zur Entlastung der Länder für die
bundesweite Weiterentwicklung der Qualität in der
Kinderbetreuung bereitgestellt werden, davon im Jahr
2019 insgesamt 500 Mio. €. Vorsorge im Einzelplan

60 wurde auch für die prioritäre Maßnahme „Ganz-
tagsschule/Ganztagsbetreuung Hort“ bis zum Jahr
2021 i. H. v. insgesamt 2 Mrd. € getroffen.

3.2.1.4
Wohngeld
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) wird
einkommensschwachen Haushalten zur Sicherung an-
gemessenen und familiengerechten Wohnens ge-
währt. Das Wohngeld tragen Bund und Länder je zur
Hälfte. Im Bundeshaushalt 2019 sind hierfür rd.
0,5 Mrd. € vorgesehen. Damit werden auch die Aus-
wirkungen der jährlichen Anpassungen der Regelbe-
darfe und Rentenwerte auf das Wohngeld berücksich-
tigt. Gleichzeitig ist die erwartete degressive
Entwicklung der Wohngeldausgaben aufgrund eines
prognostizierten Rückgangs der Empfängerzahlen be-
rücksichtigt.

3.2.1.5
Wohnungsbauprämie
Der Bund fördert insbesondere Beiträge an Bauspar-
kassen mit einer Prämie, wenn das Einkommen des
Bausparers jährlich 25.600/51.200 € (Alleinstehende/
Verheiratete) nicht übersteigt. Seit 2004 beträgt die
Höhe der Prämie 8,8 % der prämienbegünstigten Auf-
wendungen (Höchstbeträge 512/1024 € für Alleinste-
hende/Verheiratete). Die Wohnungsbauprämie wurde
für Verträge, die bis zum Jahr 2008 geschlossen wur-
den, in der Regel erst nach Ablauf einer Sperrfrist
von sieben Jahren nach Vertragsabschluss oder bei
Zuteilung und Verwendung der Bausparsumme für
den Wohnungsbau ausgezahlt. Im Rahmen des Eigen-
heimrentengesetzes wurde die Gewährung der Woh-
nungsbauprämie für Verträge, die seit dem Jahr 2009
neu abgeschlossen werden, generell an die Verwen-
dung zu wohnungswirtschaftlichen Zwecken gekop-
pelt. Diese Änderung wirkt sich nach Ablauf der sie-
benjährigen Bindungsfrist seit dem Jahr 2016
ausgabendämpfend aus. Im Jahr 2019 und im Finanz-
planzeitraum bis 2022 sind Ausgaben für Zahlungen
nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz i. H. v. rd.
0,2 Mrd. € p. a. vorgesehen.

3.2.1.6
Soziale Entschädigung (insbesondere
Kriegsopferleistungen)
Für den Bereich der Sozialen Entschädigung sind im
Bundeshaushalt 2019 insgesamt rd. 0,76 Mrd. € ver-
anschlagt. Es werden die Bereiche der Kriegsopfer-
versorgung (KOV) und der Kriegsopferfürsorge
(KOF) unterschieden.
Der Schwerpunkt liegt bei der KOV mit rd.
0,53 Mrd. € und umfasst die staatlichen Leistungen
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nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) an Perso-
nen, die durch Krieg, Militärdienst oder militärähnli-
chen Dienst gesundheitlich geschädigt worden sind,
oder an deren Hinterbliebene (im Wesentlichen Ver-
sorgungsbezüge und Heil- und Krankenbehandlung).
Darüber hinaus werden Mittel für die soziale Ent-
schädigung von Personen, die aus politischen Grün-
den inhaftiert wurden, für Opfer von Gewalttaten und
SED‑Unrecht sowie für Wehr- und Zivildienstgeschä-
digte zur Verfügung gestellt. Entschädigungen nach
dem Soldatenversorgungsgesetz (SVG) werden seit
dem Jahr 2015 aus dem Einzelplan 14 (BMVg) ge-
zahlt. Insgesamt erhalten rd. 109 800 Personen Ver-
sorgungsleistungen (Stand 1. Januar 2018); gegenüber
dem Jahr 2016 sind dies rd. 8 000 Personen weniger.
Die KOF umfasst alle Fürsorgeleistungen im Sozialen
Entschädigungsrecht. Sie dient der Ergänzung der üb-
rigen Leistungen nach dem BVG durch besondere
Hilfen für Beschädigte und Hinterbliebene im Einzel-
fall. Die Leistungen sind grundsätzlich einkommens-
und vermögensabhängig. Im Bundeshaushalt 2019
werden hierfür rd. 0,23 Mrd. € veranschlagt.

3.2.1.7
Entschädigung für Opfer der
nationalsozialistischen Verfolgung,
Lastenausgleich, Leistungen im
Zusammenhang mit Kriegsfolgen
Für Wiedergutmachungsleistungen zur Entschädi-
gung von Opfern der nationalsozialistischen Verfol-
gung sind im Haushaltsentwurf 2019 insgesamt rd.
911 Mio. € zugunsten von Menschen vorgesehen, die
in der Zeit des Nationalsozialismus wegen politischer
Gegnerschaft oder aus Gründen der Rasse, des Glau-
bens oder der Weltanschauung verfolgt wurden und
hierdurch Schaden (z. B. an Körper oder Gesundheit
oder im beruflichen/wirtschaftlichen Fortkommen)
erlitten haben. Die Leistungen des Bundes und der
Länder betragen von 1950 bis Ende 2017 insgesamt
rd. 75,5 Mrd. €. Ein Teil der Wiedergutmachungsleis-
tungen des Bundes entfällt auf die Entschädigungs-
leistungen nach dem Bundesentschädigungsgesetz
(BEG), das durch die Länder ausgeführt wird. Die
Aufwendungen werden im Rahmen der Lastenvertei-
lung nach § 172 BEG anteilig vom Bund und den al-
ten Bundesländern getragen (Bundesanteil 2019: rd.
94 Mio. €). Die Bundesregierung hat sich auf der
Grundlage von Art. 2 der Vereinbarung zur Durchfüh-
rung und Auslegung des Einigungsvertrages gegen-
über der Jewish Claims Conference (JCC) am 29. Ok-
tober 1992 verpflichtet, für Härteleistungen an
jüdische Verfolgte zusätzliche Mittel zur Verfügung
zu stellen. Danach hat der Bund bis 2017 rd.
7,6 Mrd. € geleistet. Für die Wiedergutmachung an
nicht jüdischen Opfern sowie für die Verwaltungskos-
tenerstattung an die JCC werden 2019 Mittel i. H. v.
rd. 31 Mio. € eingesetzt.

Die Ausgaben für die Leistungen im Zusammenhang
mit Kriegsfolgen i. H. v. insgesamt rd. 65,6 Mio. € im
Jahr 2019 sinken und liegen ab dem Jahr 2021 bei rd.
49,7 Mio. €.

3.2.1.8
Landwirtschaftliche Sozialpolitik
Die landwirtschaftliche Sozialpolitik dient der sozia-
len Flankierung des Strukturwandels in der Landwirt-
schaft und bildet eine stabile Basis für die Berück-
sichtigung der sozialen Belange der Landwirte und
ihrer Familien bei deren sozialen Absicherung. Agrar-
sozialpolitik ist zugleich zielorientierte, gestaltende
Politik zugunsten der aktiven Landwirte und Altentei-
ler und damit Teil der Politik für den ländlichen
Raum. Mit einem Ansatz von über 4 Mrd. € bleibt die
Agrarsozialpolitik das finanziell bedeutsamste Instru-
ment der nationalen Agrarpolitik. Sie umfasst im We-
sentlichen die Zuschüsse zur Alterssicherung der
Landwirte sowie zur landwirtschaftlichen Kranken-
und Unfallversicherung. Mit fortlaufenden Reformen
wird dem Ziel Rechnung getragen, die landwirt-
schaftliche Sozialversicherung als eigenständiges, auf
die Bedürfnisse der selbständigen Landwirte zuge-
schnittenes System der sozialen Sicherung zukunfts-
fähig zu gestalten.
Der Bundeszuschuss zur Alterssicherung der Land-
wirte als größter Ausgabeposten dieses Politikbe-
reichs steigt bis zum Jahr 2022 mit dann voraussicht-
lich 2,43 Mrd. € (2018: 2,31 Mrd. €). Auch künftig
werden somit mehr als drei Viertel der Ausgaben in
der Alterssicherung der Landwirte im Rahmen der
Defizitdeckung durch Bundeszuschüsse finanziert.
Die finanziellen Folgen des Strukturwandels in der
Landwirtschaft wirken sich nicht auf die Beitragshö-
he aus, sondern werden allein vom Bund getragen.
Die Haushaltsansätze stützen sich auf den Rechts-
stand im Lagebericht der Bundesregierung über die
Alterssicherung der Landwirte vom 23. November
2017 (BT-Drs. 19/100) sowie auf aktuelle Schätzun-
gen.
In der landwirtschaftlichen Krankenversicherung
übernimmt der Bund die Leistungsausgaben der Al-
tenteiler, soweit diese nicht durch deren Beiträge und
den in den Beiträgen der aktiven Landwirte enthalte-
nen Solidarzuschlag gedeckt sind. Dieser Solidarzu-
schlag verändert sich jährlich entsprechend dem übri-
gen Beitragsaufkommen und beträgt im Jahr 2018 rd.
85 Mio. €. Die Zuschüsse des Bundes für die land-
wirtschaftliche Krankenversicherung steigen in Folge
höherer Leistungsausgaben bis zum Jahr 2022 vor-
aussichtlich auf 1,53 Mrd. € an (2018: 1,41 Mrd. €).
Die Zuschüsse an die landwirtschaftliche Unfallversi-
cherung dienen der Senkung der Unfallversicherungs-
beiträge, um damit die zuschussberechtigten land-
und forstwirtschaftlichen Unternehmen finanziell zu
entlasten. Für den Finanzplanzeitraum bis 2021 sind
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Mittel von jeweils 178 Mio. € und für 2022 sind
100 Mio. € vorgesehen.

3.2.1.9
Gesetzliche Krankenversicherung
Der Bund leistet an die gesetzliche Krankenversiche-
rung (GKV) zur pauschalen Abgeltung der Aufwen-
dungen für gesamtgesellschaftliche Aufgaben einen
Bundeszuschuss (§ 221 SGB V). Seit dem Jahr 2017
ist er auf jährlich 14,5 Mrd. € festgeschrieben.

3.2.1.10
Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung
Grundsätzlich werden die Kosten der Sozialhilfe von
den Kommunen und Ländern getragen. Seit dem Jahr
2003 beteiligt sich der Bund an den Nettoausgaben
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung (Grundsicherung). In den Folgejahren stieg die
Bundesbeteiligung sukzessive an. Seit dem Jahr 2014
beträgt sie 100 % der Nettoausgaben der Grundsiche-
rung des laufenden Kalenderjahres (§ 46a SGB XII).
Infolgedessen wird die Grundsicherung in Bundes-
auftragsverwaltung durchgeführt. Für das Jahr 2019
sind im Bundeshaushalt 7,1 Mrd. € veranschlagt
(2020: 7,8 Mrd. €; 2021: 8,3 Mrd. €; 2022:
8,8 Mrd. €).

3.2.1.11
Sonstige Maßnahmen im
Sozialbereich
Für die Förderung der Inklusion von Menschen mit
Behinderungen stellt der Bund im Haushaltsjahr 2019
395,2 Mio. € zur Verfügung (Vorjahr: 298,7 Mio. €).
Hierin sind u. a. Maßnahmen des Behindertengleich-
stellungsgesetzes-BGG (z. B. Kosten der Bundesfach-
stelle für Barrierefreiheit bei der Deutschen Renten-
versicherung Knappschaft-Bahn-See, Kosten der
Schlichtungsstelle und -verfahren bei der Beauftrag-
ten der Bundesregierung für die Belange behinderter
Menschen), Maßnahmen (z. B. die ergänzende unab-
hängige Teilhabeberatung) des Gesetzes zur Stärkung
der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen
mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetzes -
BTHG), die Erstattung von Fahrgeldausfällen, die
durch die unentgeltliche Beförderung von Menschen
mit Behinderungen und ihrer Begleitpersonen im öf-
fentlichen Personenverkehr entstehen, und Zuschüsse
zur Förderung der sozialen Eingliederung sowie der
beruflichen und medizinischen Rehabilitation enthal-
ten.
Der Bundesfreiwilligendienst (BFD) bietet - ähnlich
wie die Jugendfreiwilligendienste (JFD) - die Mög-

lichkeit zum gemeinwohlorientierten Einsatz im sozi-
alen und ökologischen Bereich, in weiteren Bereichen
wie Sport, Integration, Kultur und Bildung sowie im
Zivil- und Katastrophenschutz. Der Dienst ist in der
Regel auf 12 Monate ausgerichtet, er dauert grund-
sätzlich zwischen 6 und 18, ausnahmsweise bis zu 24
Monate. Für Freiwillige ab 27 Jahren besteht die
Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung. Der Bund
zahlt monatlich einen Zuschuss für das Taschengeld,
die Sozialversicherungsbeiträge sowie die pädagogi-
sche Begleitung.
Im Jahr 2018 stehen für die Finanzierung des Bundes-
freiwilligendiensts insgesamt 205,2 Mio. € zur Verfü-
gung. Der Titel wird mit Auslaufen des Sonderpro-
gramms Ende 2018 wieder auf ein für die
Finanzierung von 35 000 BFD-Vollzeitstellen ausrei-
chendes Niveau von jährlich 167,2 Mio. € im Jahr
2019 und Finanzplan bis 2022 abgesenkt.
Für die Jugendfreiwilligendienste (Freiwilliges Sozia-
les Jahr, Freiwilliges Ökologisches Jahr, Internationa-
ler Jugendfreiwilligendienst) stehen unverändert
95,7 Mio. € p. a. zur Verfügung. Insgesamt leisten
über 100 000 Menschen jährlich einen Freiwilligen-
dienst, darunter auch mehrere hundert Jugendliche,
die aus anderen Staaten kommen.
Für die Förderung der freiwilligen privaten Pflege-
vorsorge stehen für das Jahr 2019 für die Zahlung ei-
ner staatlichen Zulage 55 Mio. € zur Verfügung. Aus
diesen Mitteln werden sowohl die Verwaltungskosten
der bei der Deutschen Rentenversicherung Bund ein-
gerichteten Zentralen Stelle für Pflegevorsorge als
durchführendes Organ für die Pflegevorsorgeförde-
rung als auch die Personal- und Sachausgaben des
Bundesversicherungsamts als Aufsichtsbehörde über
die Zentrale Stelle für Pflegevorsorge erstattet.

3.2.2
Verteidigung
Deutschlands Sicherheits- und Verteidigungspolitik
steht weiterhin vor vielfältigen, sich wandelnden He-
rausforderungen, wie zwischenstaatlichen Konflikten,
transnationalem Terrorismus, Angriffen aus dem Cy-
ber- und Informationsraum, Bedrohungen durch die
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen sowie
durch hybride Kriegsführung. Deutschlands sicher-
heitspolitisches Umfeld ist in den vergangenen Jahren
noch komplexer, volatiler sowie dynamischer und da-
mit immer schwieriger vorhersehbar geworden. Nati-
onale Sicherheitsvorsorge wird durch den gemeinsa-
men Einsatz von zivilen und militärischen, staatlichen
und nicht staatlichen Stellen und Organisationen im
multinationalen Verbund gewährleistet.

Deutscher Bundestag - 19.Wahlperiode - 21 - Drucksache 19/3401

juris Lex QS
14052024 ()



3.2.2.1
Militärische Verteidigung
Die im Weißbuch 2016 der Bundesregierung zur Si-
cherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr
identifizierten sicherheitspolitischen Werte, Interes-
sen und strategischen Prioritäten der Bundesrepublik
Deutschland bilden den Rahmen für Auftrag und
Aufgaben der Bundeswehr als Instrument des gesamt-
staatlichen Ansatzes deutscher Sicherheitspolitik.
Übergreifendes Ziel ist es, im Sinne von Artikel 87a
und 35 GG einsatzbereite und bündnisfähige Streit-
kräfte aufzustellen. Ihre Fähigkeiten müssen durch
die kontinuierliche Modernisierung der Bundeswehr
fortlaufend weiterentwickelt werden. Multinationali-
tät und Integration sind und bleiben Bestimmungsgrö-
ßen für die Bundeswehr. Die mit dem Gipfel von
Wales 2014 begonnenen Entwicklungen verlangen ei-
ne deutliche Akzentuierung der Anstrengungen im
Rahmen der Landes- und Bündnisverteidigung zur
Verbesserung der Einsatzbereitschaft und Reaktions-
fähigkeit. Weitere Aufgaben der Bundeswehr sind
u. a. internationales Krisenmanagement, Heimat-
schutz, subsidiäre Unterstützungsleistungen in
Deutschland, Partnerschaft und Kooperation auch
über EU und NATO hinaus sowie humanitäre Not-
und Katastrophenhilfe. Die in Qualität und Quantität
gewachsenen Aufgaben der Bundeswehr müssen sich
auch in der Fähigkeitsentwicklung widerspiegeln. Es
gilt, Aufgabenspektrum und Ressourcenausstattung
der Bundeswehr in Einklang zu bringen.
Im Entwurf des Bundeshaushalts 2019 sind
180 089 Planstellen für Berufs- und Zeitsoldatinnen
und ‑soldaten vorgesehen. Hinzu kommen
12 500 Freiwilligen Wehrdienst Leistende und
4 000 Reservistendienst Leistende. Für zivile Be-
schäftigte sind 77 533 Planstellen und Stellen ausge-
bracht.
Im Entwurf des Bundeshaushalts 2019 sind im Ein-
zelplan des BMVg Ausgaben i. H. v. rd. 42,9 Mrd. €
veranschlagt, damit liegen die für das Jahr 2019 vor-
gesehenen Ausgaben rd. 3 Mrd. € über dem bislang
geltenden Finanzplan. Im Finanzplan bis 2022 sind
für das Jahr 2020 ebenfalls rd. 42,9 Mrd. € sowie für
die Jahre 2021 und 2022 jeweils rd. 43,9 Mrd. € vor-
gesehen.

3.2.2.2
Weitere Verteidigungslasten
Der Bund trägt neben den Ausgaben für die eigenen
Streitkräfte nach Maßgabe völkerrechtlicher Verträge
bestimmte Verteidigungsfolgekosten, die in unmittel-
barem Zusammenhang mit dem Aufenthalt und Ab-
zug der verbündeten Streitkräfte entstehen. Für das
Haushaltsjahr 2019 sind Ausgaben i. H. v. rd.
59,9 Mio. €, für 2020 rd. 71, 5 Mio. €, für 2021 rd.

63,5 Mio. € und 2022 rd. 62,5 Mio. € veranschlagt.
Wegen der verstärkten Aufgabe von militärischen
Standorten sind die Ausgaben - im Wesentlichen
durch die Zahlung von Überbrückungsleistungen an
ehemalige zivile Arbeitskräfte der Entsendestaaten
und im Jahr 2020 durch die Zahlung einer Rate im
Rahmen der Restwertentschädigungen an die briti-
schen Streitkräfte - stark angestiegen. Sie werden im
Finanzplanzeitraum ab 2021 leicht reduziert fortge-
schrieben. Mit einem weiteren Rückgang der Ausga-
ben ist bei unveränderten Planungen der Partnernatio-
nen zu rechnen.

3.2.3
Ernährung, Landwirtschaft und
gesundheitlicher Verbraucherschutz
Das BMEL nimmt die Regierungsaufgaben auf den
Gebieten Ernährung, Land-, Forstwirtschaft und Fi-
scherei, ländliche Räume sowie gesundheitlicher Ver-
braucherschutz wahr. Es wirkt an der Gestaltung der
Europäischen Politiken und des Rechtsrahmens für
diese Politikbereiche mit.
Für die Bereiche Ernährung, Landwirtschaft und ge-
sundheitlicher Verbraucherschutz sind im Haushalts-
entwurf 2019 insgesamt rd. 6,2 Mrd. € veranschlagt.
Das BMEL unterstützt eine nachhaltige flächende-
ckende Land- und Forstwirtschaft und eine leistungs-
fähige Ernährungswirtschaft, die die Anforderungen
der Verbraucherinnen und Verbraucher aufgreift, die
Erfordernisse des Umwelt- und Naturschutzes be-
rücksichtigt und die Verbesserung der Haltungsbedin-
gungen von Nutztieren in den Blick nimmt.
Wesentliche Ausgabenschwerpunkte der nationalen
Agrarpolitik bilden die Leistungen des Bundes für die
landwirtschaftliche Sozialpolitik (vgl. Ziff. 3.2.1.9)
sowie die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (vgl.
Ziff. 3.2.3.2).

3.2.3.1
Gesundheitlicher Verbraucherschutz
und Ernährung
Qualitativ hochwertige und gesundheitlich unbedenk-
liche Lebensmittel und Bedarfsgegenstände sind
Kernanliegen des gesundheitlichen Verbraucherschut-
zes. Die Gewährleistung der Lebensmittel- und Pro-
duktsicherheit, die Förderung der gesunden Ernäh-
rung und der Wertschätzung für unsere Lebensmittel
sowie ihrer transparenten und nachhaltigen Erzeu-
gung gehören deshalb zu den wichtigen Aufgaben des
BMEL. Die Bundesregierung trägt darüber hinaus un-
mittelbar oder im Wege der Projektförderung zu einer
besseren Information der Verbraucherinnen und Ver-
braucher bei. Schwerpunkte sind dabei, einen gesund
erhaltenden Ernährungs- und Lebensstil in verschie-
denen Lebensphasen zu fördern, transparente Lebens-
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mittelkennzeichnung und die Vermeidung von Le-
bensmittelabfällen.
Für diese Aufgaben sind im Jahr 2019 insgesamt rd.
195 Mio. € vorgesehen. Darin sind 108 Mio. € für die
Erstattung der Verwaltungskosten sowie für Zu-
schüsse für Investitionen an das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) und rd. 62 Mio. € für das
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit (BVL) enthalten. Außerdem werden im
Jahr 2019 die Projekte der Verbraucherinformation
mit Mitteln i. H. v. 8 Mio. € sowie Maßnahmen zur
Förderung ausgewogener Ernährung mit 12 Mio. €
gefördert.

3.2.3.2
Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der Agrarstruktur und
des Küstenschutzes“
Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) stellt das
wichtigste nationale Förderinstrument der Bundesre-
gierung zur Koordinierung der Agrarstrukturpolitik in
Deutschland dar. Mit dem Vierten Gesetz zur Ände-
rung des GAK-Gesetzes wurde die Gemeinschafts-
aufgabe weiterentwickelt und dabei u. a. um „Maß-
nahmen zur Förderung der Infrastruktur ländlicher
Gebiete im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik
der Europäischen Union“ und den Aspekt der um-
weltgerechten Landbewirtschaftung ergänzt. Der
Bund beteiligt sich an der Finanzierung von Förder-
maßnahmen im Rahmen der GAK im Bereich der
Agrarstrukturverbesserung mit 60 %; bei Maßnahmen
zur Verbesserung des Küstenschutzes beträgt die
Bundesbeteiligung 70 %.
Im Bundeshaushalt 2019 sind für die GAK
895 Mio. € veranschlagt. Davon entfallen auf den
Sonderrahmenplan für Maßnahmen des Küstenschut-
zes in Folge des Klimawandels 25 Mio. €. Mittel
i. H. v. 100 Mio. € jährlich sind für den Sonderrah-
menplan für Maßnahmen des präventiven Hochwas-
serschutzes vorgesehen. Der Sonderrahmenplan „För-
derung der ländlichen Entwicklung“ ist mit
150 Mio. Euro ausgestattet. Für den regulären Rah-
menplan sind 620 Mio. € vorgesehen. Während die
Ansätze des regulären Rahmenplans, des Sonderrah-
menplans für Maßnahmen des Küstenschutzes und
des Sonderrahmenplans für Maßnahmen des präventi-
ven Hochwasserschutzes in den Jahren 2020 bis 2022
auf dem Niveau von 2019 fortgeschrieben werden,
sind für den Sonderrahmenplan „Förderung der länd-
lichen Entwicklung“ ab dem Jahr 2020 jeweils
200 Mio. € vorgesehen.

3.2.3.3
Nachhaltigkeit, Forschung und
Innovation
Forschung und Innovation nehmen bei der Bewälti-
gung von Herausforderungen wie Ernährungssiche-
rung, Klimawandel, Klimaschutz und Erhalt der na-
türlichen Ressourcen eine zentrale Rolle ein.
Für die Bereiche Nachhaltigkeit, Forschung und In-
novation sind im Haushaltsentwurf 2019 des Einzel-
plans 10 Mittel i. H. v. insgesamt rd. 744 Mio. € vor-
gesehen. Bei seinen Entscheidungen stützt sich das
BMEL auf wissenschaftliche Erkenntnisse seiner For-
schungseinrichtungen (Julius Kühn-Institut, Fried-
rich‑Loeffler‑Institut, Max Rubner‑Institut, Thü-
nen‑Institut) sowie des Bundesinstituts für
Risikobewertung.
Für das Förderprogramm Nachwachsende Rohstoffe
sind 61 Mio. € veranschlagt. Weiterer wesentlicher
Ausgabeschwerpunkt mit rd. 56 Mio. € ist das Pro-
gramm zur Innovationsförderung im Bereich Ernäh-
rung, Landwirtschaft und gesundheitlicher Verbrau-
cherschutz. Ziel des Programms ist die Unterstützung
von technischen und nicht‑technischen Innovationen
in Deutschland in den Bereichen Ernährung und
Landwirtschaft. Mit der Förderung des ökologischen
Landbaus und anderer Formen nachhaltiger Land-
wirtschaft werden die Durchführung von Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben sowie der Technologie-
und Wissenstransfer unterstützt. Hierfür sind im
Jahr 2019 30 Mio. € vorgesehen. Darüber hinaus wer-
den Schulungs-, Aufklärungs- und Informationsmaß-
nahmen gefördert. Für die Entwicklung und Markt-
einführung eines Tierwohllabels sind 33 Mio. €
vorgesehen. Das Tierwohllabel soll zu mehr Tier-
schutz in der Tierhaltung beitragen. Ziel des Bundes-
programms Nutztierhaltung mit 15 Mio. € ist die
Unterstützung bei der Weiterentwicklung der Hal-
tungsbedingungen. Mit ebenfalls 15 Mio. € soll die
Digitalisierung in der Landwirtschaft, insbesondere
Experimentierfelder und die Einrichtung eines Kom-
petenzzentrums finanziert werden. Für Vorhaben der
Ackerbaustrategie sind erstmals 5 Mio. € vorgesehen.
Die Förderpolitik in den Bereichen Eiweißpflanzen-
strategie und nachhaltige Waldbewirtschaftung wird
mit Mitteln i. H. v. 12,5 Mio. € fortgesetzt.
Das Bundesprogramm Ländliche Entwicklung dient
der Förderung und Erprobung innovativer Ansätze in
zentralen Zukunftsfeldern der ländlichen Entwick-
lung. Das BMEL erwartet daraus wichtige Erkennt-
nisse für die weitere Politikgestaltung. Dafür sind im
Jahr 2019 70 Mio. € vorgesehen. In diesem Betrag
sind auch Mittel für BKM, BMI und BMJV für Pro-
jekte der ländlichen Entwicklung eingeplant.
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3.2.3.4
Sonstige Maßnahmen im Bereich der
Land- und Forstwirtschaft
Wesentliche internationale Herausforderungen im
Aufgabenbereich des BMEL sind die Sicherung der
Ernährung und eine nachhaltige Energie- und Roh-
stoffversorgung bei gleichzeitiger Erhaltung von Bio-
diversität und der Eindämmung des Klimawandels.
Hier handelt das BMEL insbesondere in enger
Kooperation mit ausgewählten staatlichen Partnern
sowie internationalen Organisationen (u. a. der Food
and Agriculture Organization der VN). Für diesen
Bereich sind im Haushaltsjahr 2019 rd. 74 Mio. € ver-
anschlagt.

3.2.4
Wirtschaftsförderung und Energie
Die Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Volkswirtschaft zu erhalten und nachhaltig zu
steigern, ist vorrangiges Ziel der Wirtschaftsförde-
rung.
Neben dem Erhalt und Ausbau der Innovationsfähig-
keit unterstützt die Bundesregierung Forschung und
Entwicklung, indem sie insbesondere Kooperationen
zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen
fördert und damit den Technologietransfer von der
Forschung in die Wirtschaft erleichtert. Der Umset-
zung des Nationalen Aktionsplans Energieeffizienz
kommt eine besondere Bedeutung bei der Verwirkli-
chung der Energiewende zu.

3.2.4.1
Energie
Mit der Energiewende wird ein langfristiger Umbau-
prozess der Energieversorgung mit ehrgeizigen Zielen
zur Steigerung der Effizienz und zur Ausweitung des
Anteils der erneuerbaren Energien an der Energiever-
sorgung beschrieben.
In Kürze wird das 7. Energieforschungsprogramm
vorgelegt. Dieses greift die hohe Dynamik der Ener-
giewende auf und unterstützt die für die zukünftige
Ausgestaltung nötige Technologieentwicklung auf
den Gebieten der Energieeffizienz und der erneuerba-
ren Energien. Mit der gestiegenen Komplexität rü-
cken systemische Perspektiven mit der Integration
von Netzen, Speichern und der Kopplung der unter-
schiedlichen Anwendungssektoren weiter in den Fo-
kus der Projektförderung. Akzente werden mit neuen
Förderformaten für Reallabore und Startups gesetzt.
Die Mittel für diese Maßnahmen belaufen sich im
Zeitraum 2018 bis 2022 auf insgesamt 2,17 Mrd. €.
Seit dem Jahr 2011 werden hinaus für diesen Be-
reich auch Mittel aus dem Sondervermögen „Energie-
und Klimafonds (EKF)“ bereitgestellt (vgl. 3.2.13.1).

Zudem stehen 2018 bis 2022 Mittel für die projektge-
förderte nukleare Sicherheitsforschung für kerntech-
nische Anlagen, welche die Reaktorsicherheits- sowie
die standortunabhängige Entsorgungsforschung um-
fasst, i. H. v. rd. 190 Mio. € zur Verfügung.
Mit dem Marktanreizprogramm (MAP) zur Förde-
rung erneuerbarer Energien (EE) im Wärmemarkt
werden Investitionen in EE zur Deckung des Wärme-
und/oder Kältebedarfs primär in bestehenden Gebäu-
den durch Investitionszuschüsse oder Tilgungszu-
schüsse i. V. m. KfW-Darlehen unterstützt. Dafür
stellt der Bund im Zeitraum 2018 bis 2022 Ausgabe-
mittel i. H. v. rd. 1,11 Mrd. € im Bundeshaushalt zur
Verfügung. Darüber hinaus werden zusätzliche Mittel
aus dem EKF i. H. v. rd. 520 Mio. € bereitgestellt.
Maßnahmen zur Einsparung von Energie werden pri-
oritär verfolgt. Im Mittelpunkt stehen dabei die vom
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ge-
förderte Energieberatung privater Verbraucher und
Unternehmen durch qualifizierte Experten sowie Stu-
dien der Bundesstelle für Energieeffizienz im Rah-
men des Gesetzes über Energiedienstleistungen
(EDL-G) und der Umsetzung der EU-Energieeffizi-
enzrichtlinie. Hierfür stehen in den Jahren 2018 bis
2022 ca. 143 Mio. € zur Verfügung
Der Gebäudebereich ist ein zentrales Feld zur Errei-
chung der energie- und klimapolitischen Ziele. Das
„CO2-Gebäudesanierungsprogramm“ leistet einen
wesentlichen Beitrag zur Zielerreichung und unter-
stützt die energetische Sanierung und den Neubau
von besonders energieeffizienten Wohn- und Nicht-
wohngebäuden. Für die Bewilligung neuer Darle-
hens- und Zuschusszusagen werden 2018 Programm-
mittel i. H. v. 2,0 Mrd. € aus dem EKF zur Verfügung
gestellt. Die Finanzierung der bis 2011 getätigten För-
derzusagen erfolgt über den Einzelplan 09. Hierfür
sind im Zeitraum 2018 bis 2022 rd. 887 Mio. € veran-
schlagt.
Die „Exportinitiative Energie“ unterstützt deutsche
Hersteller und Anbieter klimafreundlicher Energielö-
sungen bei der Erschließung von Auslandsmärkten.
Im Fokus stehen hierbei die Bereiche erneuerbare
Energien, Energieeffizienz, intelligente Netze und
Speicher. Die Initiative wird vom BMWi koordiniert
und finanziert. Im Zeitraum 2018 bis 2022 stehen da-
für insgesamt 92,5 Mio. € zur Verfügung.
Um die energiepolitischen Ziele im Bereich Strom
und Netze erreichen zu können, bedarf es der wissen-
schaftlichen Unterstützung etwa bei der Umsetzung
EU-rechtlicher Vorgaben oder des Erneuerbare Ener-
gien-Gesetzes (EEG). Hierfür stehen von 2018 bis
2022 insgesamt rd. 99 Mio. € zur Verfügung.
In Umsetzung der kohlepolitischen Verständigung
zwischen dem Bund, dem Land Nordrhein-Westfalen
(NRW) und dem Saarland sowie der IG BCE und der
RAG AG, mit der die sozialverträgliche Beendigung
des subventionierten Steinkohlenbergbaus bis Ende
2018 eingeleitet wurde, regeln das Steinkohlefinan-
zierungsgesetz sowie die auf dieser Grundlage erlas-
senen Zuwendungsbescheide an die RAG AG die
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Steinkohlebeihilfen des Bundes. Für den Zeitraum ab
2017 belaufen sich die Bundesanteile insgesamt auf
bis zu 4,4 Mrd. €. Von diesen Hilfen entfallen
2,1 Mrd. € (Bundesanteil: 1,6 Mrd. €) auf die Bewäl-
tigung der Altlasten des Bergbaus, die von der RAG
AG zu tragen sind (Ewigkeitslasten werden ab 2019
von der RAG-Stiftung getragen). Beruhend auf einer
Vereinbarung vom Juni 2018 zwischen dem Bund,
der RAG AG und dem Land NRW werden diese Mit-
tel einmalig im Jahr 2020 ausgezahlt. 
Die RAG AG leistet im Rahmen der Absatzhilfen
jährlich einen Eigenbeitrag von 32 Mio. €. Für die
Bewältigung der Altlasten beläuft sich der Eigenbei-
trag auf 61 Mio. €. Zusätzlich wird die RAG AG ei-
nen Eigenbeitrag bis zur Höhe ihres gezeichneten Ka-
pitals und ihrer gesetzlichen Rücklage in zwei
Schritten in 2019 und in 2026 leisten. 
Die Anpassungsgeldregelung für Arbeitnehmer des
deutschen Steinkohlenbergbaus, die aufgrund von
Stilllegungs- oder Rationalisierungsmaßnahmen aus-
scheiden, ist entsprechend den Festlegungen des
Steinkohlefinanzierungsgesetzes bis Ende 2022 ver-
längert worden. Für die Jahre 2018 bis 2022 hat der
Bund für seinen Anteil insgesamt rd. 427 Mio. € vor-
gesehen. NRW und das Saarland beteiligen sich zu-
sammen mit einem Drittel.
Die Wismut GmbH saniert und rekultiviert im Auf-
trag des Bundes die ehemaligen Betriebsflächen und
Anlagen aus dem Uranbergbau unter Umwelt, Strah-
lenschutz- und Bergbausicherheitsaspekten. Hierfür
sind im Jahr 2019 rd. 158 Mio. € und im Finanzplan-
zeitraum ab 2020 bis 2022 rd. 428 Mio. € eingestellt.
Die Kernsanierung wird voraussichtlich nicht vor
2028 beendet sein. Danach verbleiben Langzeitaufga-
ben.
Für Beiträge an Internationale Organisationen im
Energiebereich (IRENA, IAEO) sind von 2018 bis
2022 Mittel i. H. v. insgesamt rd. 191 Mio. €
(2019: rd. 38 Mio. €) geplant.

3.2.4.2
Sonstige sektorale
Wirtschaftsförderung
Die Schiffbaupolitik zielt auf die Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit durch Stärkung der Innovati-
onskraft. Hierbei werden wichtige Industriestandorte
in oftmals strukturschwachen Regionen unterstützt.
Für das Innovationsförderprogramm sind im Finanz-
planzeitraum 2018 bis 2022 insgesamt 103,6 Mio. €
etatisiert (davon 25 Mio. € im Jahr 2019). Die Inno-
vationsförderung wird zu einem Drittel durch die
Küstenländer kofinanziert und erfolgt, soweit der
Bund für die Finanzierung eines Schiffbauauftrages
einer Werft mit Sitz in diesem Land eine Zusage für
eine CIRR-Zinsausgleichsgarantie des Bundes erteilt.
Mit diesem Garantiesystem wird das Zinsrisiko der
Banken bei der Refinanzierung von attraktiven CIRR-

Festzinssatzkrediten für Besteller von Schiffen in
Deutschland abgesichert.
Mit Fördermaßnahmen für die forschungs- und tech-
nologieintensive Luftfahrtindustrie sollen vor allem
hoch qualifizierte Arbeitsplätze in Deutschland vor
dem Hintergrund eines sich stetig verschärfenden in-
ternationalen Wettbewerbs gesichert werden. Für das
Luftfahrtforschungsprogramm des Bundes sind für
die Jahre 2018 bis 2022 insgesamt 842 Mio. € vorge-
sehen (davon rd. 165 Mio. € im Jahr 2019).
Für Maßnahmen der Außenwirtschaftsförderung wer-
den im Jahr 2019 rd. 281,5 Mio. € bereitgestellt. Im
gesamten Finanzplanzeitraum von 2018 bis 2022 be-
tragen die Ausgaben rd. 1,35 Mrd. €. Die verschiede-
nen Maßnahmen zur Exportförderung wurden in
einem „Programm zur Erschließung von Auslands-
märkten“ gebündelt. Mit der Förderung der Germany
Trade and Invest ‑ Gesellschaft für Außenwirtschaft
und Standortmarketing mbH (GTAI) wird das außen-
wirtschaftliche Informations- und Beratungsangebot
weiter ausgebaut und verbessert. Zugleich geht es da-
rum, die Vorzüge des Wirtschaftsstandortes Deutsch-
land im Ausland noch stärker herauszustellen und da-
mit das Interesse ausländischer Investoren an
Arbeitsplätze schaffenden bzw. sichernden Investitio-
nen in Deutschland zu wecken. Daneben wird das
weltweite Netz der deutschen Auslandshandelskam-
mern gefördert. Diese unterstützen insbesondere klei-
ne und mittlere Unternehmen (KMU) bei der Er-
schließung der Märkte vor Ort.

3.2.4.3
Mittelstand, industrienahe Forschung
und Technologieförderung
Die Förderung des Mittelstandes konzentriert sich auf
die Förderbereiche:

Innovative Unternehmensgründungen

Das Programm „Existenzgründungen aus der Wissen-
schaft (EXIST)“ setzt bereits im Vorfeld der Grün-
dung innovativer Unternehmen an. Insgesamt sind
dafür in den Jahren 2018 bis 2022 rd. 371 Mio. € För-
dermittel vorgesehen, davon rd. 77 Mio. € im Jahr
2019. EXIST wird mit Mitteln des ESF kofinanziert.
Mit „INVEST - Zuschuss für Wagniskapital“ werden
private Investoren - insbesondere „Business Angels“ -
unterstützt, die sich langfristig an jungen innovativen
Unternehmen beteiligen. Durch den Zuschuss sollen
mehr Menschen mit unternehmerischer Orientierung
für risikobehaftete Investitionen in junge innovative
Unternehmen gewonnen werden, zugleich soll somit
auch die Kapitalausstattung dieser Unternehmen
deutlich verbessert werden. In den Jahren 2018 bis
2022 sind jährlich Bundesmittel i. H. v.
46 Mio. € vorgesehen.
Zur Förderung von Start-up-Unternehmen in der
Wachstumsphase wird im Jahr 2019 über die KfW ein
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Direktangebot für Venture-Debt-Finanzierungen fort-
geführt. Zur Risikoabsicherung der KfW werden im
Einzelplan 09 im Haushaltsjahr 2019 Mittel i. H. v.
47,5 Mio. € sowie eine Verpflichtungsermächtigung
für künftige Haushaltsjahre eingestellt.

Beratungen zur Steigerung von unternehmer-
ischem Know-how und Innovationen

Die Förderung unternehmerischen Know-hows soll
die Wettbewerbsfähigkeit von KMU und Freien Beru-
fen verbessern. Seit dem Jahr 2016 wurden die ver-
schiedenen Maßnahmen neu ausgerichtet und in ein-
heitlichen Richtlinien zusammengefasst. Insgesamt
stehen im Jahr 2019 zur Förderung unternehme-
rischen Know-hows rd. 39,4 Mio. € zur Verfügung,
die aus dem Europäischen Sozialfonds ergänzt wer-
den.

Innovationsförderung

Das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand
(ZIM) bleibt das Basisprogramm für die Förderung
von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben von
KMU in ganz Deutschland. Für das Programm sind
im Jahr 2019 Mittel i. H. v. 558,7 Mio. € vorgesehen.
Davon sollen 555,2 Mio. € für das ZIM und
3,5 Mio. € für das neue Förderprogramm „Nichttech-
nische Innovationsprojekte und Innovationsnetzwer-
ke“ (NTI) verwendet werden.
Zur Stärkung der marktnahen Forschung und Ent-
wicklung neuer Produkte, Verfahren und Dienstleis-
tungen sowie ihrer Markteinführung durch mittelstän-
dische Unternehmen und freiberuflich Tätige werden
zinsverbilligte Darlehen im Rahmen des ERP-Innova-
tionsprogramms gewährt, teilweise als Nachrangdar-
lehen. Für die Zinsverbilligung sind rd. 56,2 Mio. €
im Bundeshaushalt 2019 vorgesehen.

Industrieforschung für Unternehmen

Die Industrieforschung dient dem Mittelstand, indem
vorwettbewerbliche und marktorientierte Forschungs-
leistungen angeboten werden. Hierfür werden 2019
insgesamt rd. 238,3 Mio. € bereitgestellt.
Mit der Förderung der industriellen Gemeinschafts-
forschung (IGF) werden Forschungsvorhaben unter-
stützt, bei denen für ganze Branchen Problemlösun-
gen erarbeitet werden sollen. Im Jahr 2019 stehen für
die IGF 163,7 Mio. € zur Verfügung.
Die Wettbewerbsfähigkeit der mittelständisch gepräg-
ten innovativen Industrie in strukturschwachen Re-
gionen Deutschlands unterstützt der Bund mit der
Förderung der externen Industrieforschungseinrich-
tungen (INNO‑KOM). Im Jahr 2019 sind hierfür
74,5 Mio. € vorgesehen.

Technologie- und Innovationstransfer für den Mit-
telstand

Mit den Mitteln für Technologie- und Innovations-
transfer (TuIT) verbessert das BMWi den Transfer
von innovativen Ansätzen und Ergebnissen aus For-
schung und Entwicklung aus der Wissenschaft in die
Wirtschaft. Mit der ab 2019 neu aufgenommenen
Transferinitiative steigert das BMWi die Verwertung
von Forschungsergebnissen. Das BMWi greift damit
den im Koalitionsvertrag niedergelegten Auftrag auf,
den Transfer von der Idee in den Markt weiter zu stär-
ken.
Für den Technologie- und Innovationstransfer stehen
im Jahr 2019 rd. 30 Mio. € zur Verfügung (u. a. für
die Maßnahmen zur Sicherung und Verwertung Geis-
tigen Eigentums und die Förderung des Normenwe-
sens durch das DIN).

3.2.4.4
Regionale Wirtschaftsförderung
Die regionale Wirtschaftsförderung ist grundsätzlich
Aufgabe der Länder. Im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ (GRW) werden mit Beteiligung des Bundes
in strukturschwachen Regionen gewerbliche Investiti-
onen, Investitionen in die kommunale wirtschaftsnahe
Infrastruktur sowie Maßnahmen zur Kooperation und
Vernetzung lokaler Akteure gefördert. In den neuen
Ländern und Berlin sowie in den strukturschwachen
Regionen der alten Länder stellt die GRW auch im
Jahr 2019 ein zentrales Instrument der Investitions-
förderung dar. Für die GRW sind im Einzelplan 09 im
Jahr 2019 - wie im gesamten Finanzplanzeitraum -
Mittel i. H. v. 600 Mio. € p. a. vorgesehen. Rückflüsse
nach § 8 Abs. 3 des GRW-Gesetzes, die bei Nichtein-
haltung von Bedingungen durch die Zuwendungs-
empfänger anfallen, können bei Überschreitung des
veranschlagten Einnahmeansatzes von ca. 33 Mio. €
für Mehrausgaben im Rahmen der GRW verwendet
werden. Die Bundesmittel werden von den Ländern
in gleicher Höhe kofinanziert. Die Aufteilung der
Verpflichtungsermächtigungen auf die Länder erfolgt
nach den im Koordinierungsrahmen der GRW festge-
legten Quoten.
Deutschland erhält in der Förderperiode 2014 bis
2020 aus dem Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) 11,73 Mrd. € (davon 0,96 Mrd. €
für die Europäische Territoriale Zusammenarbeit) und
aus dem Europäischen Sozialfonds 7,49 Mrd. € (in
laufenden Preisen). Ein Teil der EFRE-Mittel wird
weiterhin im Rahmen der GRW eingesetzt werden.
Der Mittelfristige Finanzrahmen für 2021 bis 2027
wird derzeit verhandelt.
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3.2.4.5
Gewährleistungen und weitere
Maßnahmen zur Wirtschaftsförderung
Der Bund übernimmt Garantien für förderungswürdi-
ge oder im staatlichen Interesse liegende Vorhaben
sowohl im außen- als auch im binnenwirtschaftlichen
Bereich. Das maximale Entschädigungsrisiko des
Bundes auf Basis der bislang nach dem jährlichen
Haushaltsgesetz übernommenen Gewährleistungen
wird bis Ende 2022 im Außenwirtschaftsverkehr auf
rd. 78,5 Mrd. € und im Binnenwirtschaftsverkehr auf
rd. 97,5 Mrd. € (Stand: 31. Dezember 2017) ge-
schätzt. Zur Deckung der daraus ggf. entstehenden
Schadenszahlungen dient die in Kapitel 3208 des
Bundeshaushalts gebildete globale Risikovorsorge für
Entschädigungen aus Gewährleistungen. Von den im
Jahre 2019 erwarteten Ausgaben des Bundes für Ge-
währleistungen i. H. v. insgesamt rd. 0,7 Mrd. € (Ist
2017: knapp 0,9 Mrd. €) entfallen 0,5 Mrd. € auf den
Außenwirtschaftsbereich. Die Übernahme weiterer
Gewährleistungen oder künftige Verpflichtungen des
Bundes aus übernommenen Gewährleistungen sind
hierbei unberücksichtigt (vgl. 3.2.12.4 Europäischer
Stabilitätsmechanismus und 3.2.13.3 zu den Sonder-
vermögen „Finanzmarktstabilisierungsfonds“ und
„Restrukturierungsfonds“).

3.2.4.6
Digitales
Die Förderung des Breitbandausbaus wird in der neu-
en Legislaturperiode auf Gigabit-Netze ausgerichtet
sein. Dafür wird im Jahr 2018 ein Sondervermögen
„Digitale Infrastruktur“ gegründet werden, welches
sich aus den Einnahmen der anstehenden Frequenz-
vergabe durch die Bundesnetzagentur speist. Um eine
nahtlose Förderung zu ermöglichen, stellt der Bund
mit dem Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens
„Digitale Infrastruktur“ und dem Bundeshaushalt
2018 die Anschubfinanzierung von Investitionen zum
Ausbau der Gigabit-Netze insbesondere in ländlichen
Regionen und in die digitale Infrastruktur von Schu-
len i. H. v. 2,4 Mrd. € sicher.
Mit einer Reihe von Fördermaßnahmen unterstützt
die Bundesregierung die Erforschung, Entwicklung
und Anwendung digitaler Informations- und Kommu-
nikationstechnologien in Wirtschaft und Gesellschaft.
Die Förderung des BMWi hat dabei folgende Schwer-
punkte:
Im Rahmen des Schwerpunkts „Entwicklung digitaler
Technologien“ wird die Entwicklung und Erprobung
neuartiger Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT), die ein starkes Anwendungs- und
Transferpotenzial im Hinblick auf mittelständische
Unternehmen aufweisen, gefördert. Im Jahr 2019 sind
für dieses Programm rd. 64,8 Mio. € vorgesehen.

Der Förderschwerpunkt „Mittelstand-Digital“ unter-
stützt gezielt die mittelständische Wirtschaft und das
Handwerk bei der Digitalisierung ihrer Produktions-
und Geschäftsprozesse. Im Jahr 2019 sind für diesen
Förderschwerpunkt insgesamt rd. 43,8 Mio. € vorge-
sehen.
Unter dem Schwerpunkt „Potenziale der digitalen
Wirtschaft“ werden Maßnahmen zur Unterstützung
der digitalen Transformation der deutschen Wirt-
schaft, der jungen digitalen Wirtschaft, der intelligen-
ten Vernetzung von Anwendungssektoren und der
verbesserten Verzahnung deutscher Initiativen mit de-
nen der EU-Kommission gefördert. Dafür sind im
Jahr 2019 rd. 33,7 Mio. € eingeplant.
Im Rahmen der Initiative Industrie 4.0 soll die Platt-
form Industrie 4.0 gemeinsam mit dem BMBF insbe-
sondere KMU für die Thematik sensibilisieren und
Serviceangebote bereitstellen. Für diesen Förder-
schwerpunkt sind im Jahr 2019 im Einzelplan 09 ins-
gesamt 6 Mio. € vorgesehen.
Auch Maßnahmen des BMBF tragen zur Umsetzung
der digitalen Agenda bei. Dies umfasst insbesondere
Maßnahmen zur Weiterentwicklung von Schlüssel-
technologien der Digitalisierung, wie Künstlicher In-
telligenz, Kommunikationstechnologien oder Mikro-
elektronik. Das BMBF gestaltet damit aktiv die
Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft in stra-
tegischen Technologiefeldern und schafft die Voraus-
setzungen, um neue Anwendungsfelder zu erschlie-
ßen.
In den Einzelplänen des BMWi und des BMBF sind
für Investitionen in die Mikroelektronik in den Jahren
2019 bis 2022 rd. 1 Mrd. € veranschlagt. Mit diesen
Mitteln soll die Innovationsfähigkeit und internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen und europä-
ischen Wirtschaft im Bereich dieser Schlüsselindust-
rie deutlich gestärkt und so auch der Abwanderung
von Entwicklung und Fertigung von Hochtechnologi-
en ins außereuropäische Ausland entgegenwirkt wer-
den. Das BMBF hat 2019 für Investitionen in die
Mikroelektronik 170 Mio. € vorgesehen. In der weite-
ren Finanzplanung sind 110 Mio. € für das Jahr 2020,
sowie jeweils 50 Mio. € für 2021 und 2022 vorgese-
hen. BMWi hat hierfür im Haushalt 2019 Ausgaben
i. H. v. 275 Mio. € eingestellt. Für die weitere Finanz-
planung sind im Einzelplan 09 für 2020 225 Mio. €
und 2021 150 Mio. € vorgesehen.
Der Bund treibt den digitalen Wandel in Bildung,
Wissenschaft und Forschung mit einer Reihe von
Maßnahmen voran. Hervorzuheben sind die Förde-
rung des Weizenbaum-Instituts für die vernetzte Ge-
sellschaftsowie der Medizintechnik und -informatik.
Die Bundesregierung unterstützt den privatwirtschaft-
lichen Ausbau leistungsfähiger Breitbandnetze insbe-
sondere in ländlichen und dünn besiedelten Regionen,
in denen die Wirtschaftlichkeit für einen marktgetrie-
benen Ausbau bisher nicht gegeben ist. Der in der
letzten Legislaturperiode mit gut 4,4 Mrd. € Bundes-
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mitteln erfolgreich angestoßene Breitbandausbau un-
terstützt den Ausbau in diesen Regionen.

3.2.5
Verkehr
Die Erhaltung und die Weiterentwicklung des Ver-
kehrswegenetzes obliegt Bund, Ländern und Kommu-
nen. Der Bund hat seine Verkehrsinvestitionen (Stra-
ße, Schiene, Wasserstraße und Kombinierter Verkehr)
in den letzten Jahren deutlich von rd. 10,1 Mrd. € im
Jahr 2012 auf rd. 13,0 Mrd. € im Jahr 2017 gesteigert.
2019 stehen dafür rd. 14,8 Mrd. € zur Verfügung (rd.
+0,7 Mrd. € ggü. 2018), die schwerpunktmäßig zum
Erhalt und Ausbau der Infrastruktur eingesetzt wer-
den. Die zum 1. Juli 2018 erfolgte Ausweitung der
Lkw-Maut sowie die vorgesehene gesetzliche Anpas-
sung der Mautsätze auf Basis des Wegekostengutach-
tens 2018 bis 2022 wurden berücksichtigt. Die da-
durch erwarteten Mehreinnahmen von rd. 1 Mrd. €
jährlich stehen für Investitionen in die Bundesfern-
straßen zur Verfügung. Die Einnahmen infolge des
Abschlusses der Schiedsgerichtsverfahren mit den
Toll Collect–Unternehmen werden, sofern sie nicht
dem Gesamthaushalt zustehen, ebenfalls zur Finan-
zierung der Bundesfernstraßen verwendet. Die Er-
richtung des Fernstraßen-Bundesamtes im Jahr 2018
ist Bestandteil der zwischen Bund und Ländern ein-
vernehmlich beschlossenen Neuordnung der Bundes-
fernstraßenverwaltung. Im Finanzplanzeitraum sind
die Mittel für den Aufbau der Infrastrukturgesell-
schaft hinterlegt, die ab dem Jahr 2021 die Aufgaben
von Planung, Bau, Betrieb, Erhaltung und Finanzie-
rung insbesondere der Bundesautobahnen überneh-
men wird.
Für das „Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020“
zur Reduzierung der durch Dieselfahrzeuge verur-
sachten Stickstoffdioxid-Emissionen wird für die Jah-
re 2018 bis 2022 insgesamt 1 Mrd. € bereitgestellt
(einschließlich 250 Mio. € als Beteiligung der deut-
schen Autohersteller). Davon werden jeweils
500 Mio. € für Fördermaßnahmen zur „Digitalisie-
rung kommunaler Verkehrssysteme“ im Einzelplan
12 (BMVI) und für weitere Maßnahmen des Sofort-
programms im EKF etatisiert.

3.2.5.1
Eisenbahnen des Bundes
Um dem Wohl der Allgemeinheit und den Verkehrs-
bedürfnissen Rechnung zu tragen (Art. 87e GG), fi-
nanziert der Bund Neu-, Ausbau- und Ersatzinvestiti-
onen in die Schienennetze der Eisenbahnen des
Bundes. Die Kosten der Unterhaltung und Instandset-
zung der Schienenwege werden von den Eisenbahnen
des Bundes getragen.
Im Finanzplan bis 2022 werden die Schienenwegein-
vestitionen auf hohem Niveau fortgeführt. Schwer-

punktmäßig werden dabei Ersatzinvestitionen an
Schienenwegen gefördert. Im Rahmen der Leistungs‑
und Finanzierungsvereinbarung (LuFV II) mit der DB
AG leistet der Bund von 2015 bis einschließlich 2019
einen Infrastrukturbeitrag i. H. v. durchschnittlich rd.
3,3 Mrd. € p. a., im Bundeshaushalt 2019 sind
3,5 Mrd. € veranschlagt. Die Verhandlungen zur
LuFV III wurden im Jahr 2017 begonnen.
Für die Umsetzung wichtiger Schienenprojekte, die
Infrastrukturausrüstung internationaler Korridore mit
dem Europäischen Eisenbahnverkehrsleitsystem
ERTMS, Maßnahmen zur Lärmsanierung sowie für
weitere Investitionen in die Schienenwege stehen von
2019 bis 2022 Bundesmittel i. H. v. insgesamt rd.
8,6 Mrd. € zur Verfügung.
Zur Stärkung des Schienengüterverkehrs ist eine Kos-
tenentlastung zugunsten der Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen von den Trassenpreisen i. H. v. 175 Mio. € in
2018 und von 350 Mio. € p.a. ab 2019 vorgesehen.
Eine Evaluierung der Förderung erfolgt im Jahr 2021.
Darüber hinaus trägt der Bund die nicht durch eigene
Einnahmen gedeckten Aufwendungen des Bundesei-
senbahnvermögens (BEV). Das BEV ist Dienstherr
der der DB AG zugewiesenen Beamten und zuständig
für die Betreuung der Versorgungsempfänger. Es ver-
waltet und verwertet die nicht bahnnotwendigen Im-
mobilien. In den Jahren 2019 bis 2022 leistet der
Bund - insbesondere im Rahmen der Defizitdeckung
des BEV‑Wirtschaftsplans - insgesamt rd.
22,5 Mrd. € bzw. jahresdurchschnittlich rd.
5,6 Mrd. € für den Bereich des BEV.

3.2.5.2
Bundesfernstraßen
Im Bundeshaushalt 2019 sind im Kapitel 1201
„Bundesfernstraßen“ Mittel i. H. v. rd. 11 Mrd. € ver-
anschlagt; mit rd. 8,1 Mrd. € übersteigen die Investiti-
onen das Niveau des Vorjahres um rd. 0,7 Mrd. €.
Im Jahr 2019 sind in der Tgr. 01 für Erhaltung, Neu-
bau und Erweiterung, Grunderwerb sowie betriebli-
che Unterhaltung der Bundesfernstraßen rd.
9,3 Mrd. € vorgesehen, wovon rd. 7,8 Mrd. € auf
Straßenbauinvestitionen entfallen. Rd. 6,6 Mrd. €
werden dabei aus Mitteln im Zusammenhang mit der
Lkw-Maut finanziert.
Für Neubau- und Erweiterungsmaßnahmen (Bedarfs-
planmaßnahmen) sind rd. 2,4 Mrd. € eingeplant. Da-
von entfallen rd. 1,7 Mrd. € auf die Bundesautobah-
nen und rd. 0,7 Mrd. € auf die Bundesstraßen. Für
reine Erhaltungsmaßnahmen sind rd. 3,8 Mrd. € vor-
gesehen. Davon sollen für Bundesautobahnen rd.
2,3 Mrd. € und für Bundesstraßen rd. 1,5 Mrd. € ver-
wendet werden.
Darüber hinaus setzt die Bundesregierung ihr
Engagement im Bereich Öffentlich Private Partner-
schaften (ÖPP) fort. Im Haushalt 2019 sind für die elf
laufenden und für neue ÖPP-Projekte im Bundes-
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fernstraßenbereich Mittel i. H. v. 566 Mio. € für die
Konzessionsnehmer eingeplant. Für weitere neue
ÖPP-Projekte als Beschaffungsvariante sind im Haus-
halt 2019 Verpflichtungsermächtigungen i. H. v.
6,7 Mrd. € ausgebracht.

3.2.5.3
Bundeswasserstraßen
Die Ausgaben für die Bundeswasserstraßen betragen
rd. 2,2 Mrd. € im Jahr 2019 und werden in etwa in
dieser Höhe in der Finanzplanung bis 2022 fortge-
schrieben (rd. 2,1 Mrd. € p. a.). Knapp die Hälfte der
Ausgaben entfällt dabei auf Investitionen, insbeson-
dere für Bau- und Erhaltungsmaßnahmen an der was-
serverkehrlichen Infrastruktur. Wesentlicher Ausga-
bezweck bleiben die Substanzerhaltung und
Erneuerung der vorhandenen Infrastruktur.

3.2.5.4
Verbesserung der
Verkehrsverhältnisse in den
Gemeinden und
Regionalisierungsmittel
Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Ge-
meinden steht im Jahr 2019 insgesamt ein Finanzrah-
men von rd. 1,673 Mrd. € zur Verfügung. Er verteilt
sich auf drei Bausteine:
Mit dem Bundesprogramm nach § 6 Absatz 1 des Ge-
setzes über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden
(GVFG) werden Schienenverkehrswege im Öffentli-
chen Personennahverkehr in Verdichtungsräumen und
den zugehörigen Randgebieten mit zuwendungsfähi-
gen Kosten von über 50 Mio. € gefördert. Der Förder-
satz beträgt bis zu 60 % der zuwendungsfähigen Kos-
ten. Dafür stehen im Jahr 2019 rd. 332,6 Mio. € zur
Verfügung. Als prioritäre Maßnahme des Koalitions-
vertrags sollen die Mittel für das Bundesprogramm
nach dem GVFG in zwei Schritten (Jahre 2020 und
2021) von jährlich bisher 332,6 Mio. € auf jährlich
1 Mrd. € erhöht werden.
Der Entwurf für die dafür notwendige Änderung des
Grundgesetzes (Art. 125 c) wurde am 2. Mai 2018
vom Kabinett beschlossen und befindet sich nun im
parlamentarischen Verfahren. Seit dem 1. Januar 2007
bis Ende 2019 erhalten die Länder außerdem nach
Art. 143c Abs. 1 GG in Verbindung mit § 3 Abs. 1
des Gesetzes zur Entflechtung von Gemeinschaftsauf-
gaben und Finanzhilfen (EntflechtG) Mittel i. H. v.
1,336 Mrd. € jährlich als Kompensation für den Weg-
fall von Bundesfinanzhilfen. Diese Mittel werden den
Ländern nach einem nach § 4 Abs. 3 EntflechtG
vorgegebenen Schlüssel zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse in den Gemeinden zur Verfügung
gestellt. Nach der Übergangsvorschrift des

Art. 143c GG laufen die Entflechtungsmittel zum
31. Dezember 2019 aus. Ab dem Jahr 2020 werden
den Ländern stattdessen Anteile am Umsatzsteuerauf-
kommen zur Verfügung gestellt.
Das „Forschungsprogramm Stadtverkehr“ (FOPS) als
dritter Baustein ist ein bundesweites und praxisorien-
tiertes Programm zur Behandlung städtischer Ver-
kehrsprobleme und umfasst ca. 4,2 Mio. € jährlich.
Darüber hinaus erhalten die Länder für den öffentli-
chen Personennahverkehr gemäß Art. 106a GG einen
Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes, da ih-
nen im Zuge der Bahnreform zum 1. Januar 1996 die
Aufgabenverantwortung für den Schienenpersonen-
nahverkehr übertragen worden ist. Mit der Erhöhung
dieser Regionalisierungsmittel für das Jahr 2016 auf
8,2 Mrd. € und der jährlichen Steigerungsrate von
1,8 % für die Folgejahre bis einschließlich 2031 hat
der Bund sein Engagement noch einmal deutlich er-
höht und schafft mit insgesamt 150 Mrd. € bis zum
Jahr 2031 eine verlässliche Finanzierungsgrundlage
und Planungssicherheit für die Länder, um einen at-
traktiven, modernen Nahverkehr zu organisieren.

3.2.6
Bau und Stadtentwicklung
Impulse für mehr Energieeffizienz und die damit ver-
bundenen CO2-Einsparungen in den Kommunen setzt
das Ende des Jahres 2011 bei der KfW aufgelegte
Förderprogramm „Energetische Stadtsanierung“, wel-
ches inzwischen bundesweit etabliert ist. Das Förder-
programm 2018 sieht im EKF Gesamtprogrammmit-
tel des Bundes i. H. v. 50 Mio. € für zinsverbilligte
Darlehen mit Tilgungszuschüssen und für Zuschüsse
vor. Das Programm wird im Jahr 2019 fortgesetzt.
Auf der Grundlage von Art. 104b GG gewährt der
Bund den Ländern Finanzhilfen zur Städtebauförde-
rung. Die Förderung erfolgt im Rahmen städtebauli-
cher Gesamtmaßnahmen entsprechend dem Bauge-
setzbuch (BauGB). Dazu stehen aktuell die
Programme „Städtebaulicher Denkmalschutz“, „Akti-
ve Stadt- und Ortsteilzentren“, „Stadtumbau“, „Sozia-
le Stadt“, „Kleinere Städte und Gemeinden“ sowie
„Zukunft Stadtgrün“ mit Programmmitteln i. H. v.
insgesamt 790 Mio. € zur Verfügung. Diese Program-
me bieten jeweils Lösungen für spezielle Problemla-
gen. Seit dem Haushalt 2014 wird außerhalb der Fi-
nanzhilfen nach Art. 104b GG ein Bundesprogramm
„Förderung von Investitionen in nationale Projekte
des Städtebaus“ aufgelegt. Bis 2020 stehen jährlich
weitere 300 Mio. € (Verpflichtungsrahmen) für den
Bereich soziale Stadtentwicklung zur Verfügung.
Hiervon werden 200 Mio. € für das Programm „In-
vestitionspakt Soziale Integration im Quartier“ ver-
wendet, weitere 90 Mio. € entfallen auf die Städte-
bauförderungsprogramme „Soziale Stadt“ und
„Stadtumbau“. Ergänzend wird das bundesunmittel-
bare Programm „Modellvorhaben Miteinander im
Quartier - Umsetzung der ressortübergreifenden Stra-
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tegie Soziale Stadt“ mit Programmmitteln i. H. v.
10 Mio. € jährlich weiterverfolgt.
Zusätzlich wurde das Bundesprogramm Nationale
Projekte des Städtebaus für die Jahre 2019 bis 2021
um 25 Mio. € auf 75 Mio. € jährlich aufgestockt, wo-
bei die Programme 2018 und 2019 im Jahr 2019 zu
einem Programm zusammengefasst wurden. Des
Weiteren wird das Städtebauförderungsprogramm
„Zukunft Stadtgrün“ mit Programmmitteln i. H. v.
50 Mio. € im Haushalt 2019 fortgesetzt.
In Bezug auf das CO2-Gebäudesanierungsprogramm
wird auf Ziffer 3.2.4.1 verwiesen.
Mit dem Baukindergeld wird der erstmalige Erwerb
von Wohneigentum für Familien mit Kindern (Neu-
bau oder Bestandsimmobilie in Deutschland) im Zeit-
raum ab 1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2020 geför-
dert. Pro Kind und Jahr finanziert der Bund
1.200 € über einen Zeitraum von 10 Jahren. Das Pro-
gramm wird von der KfW Bankengruppe durchge-
führt. Zur Finanzierung der für 2018 bis 2020 erwar-
teten Zusagen sind 2018 Ausgaben i. H. v. rd.
0,3 Mrd. € vorgesehen, die bis 2022 auf rd. 1 Mrd. €
ansteigen.

3.2.7
Bildung, Wissenschaft, Forschung
und kulturelle Angelegenheiten
Für die Bildung als Querschnittsaufgabe wurde be-
reichsübergreifend ein Bündel von Maßnahmen aus
den unterschiedlichsten Bereichen entwickelt. Dabei
stehen im Vordergrund: Stärkung des Fachkräftenach-
wuchses und der Hochschulen sowie Maßnahmen für
bildungsbenachteiligte Kinder und Jugendliche und
die frühkindliche Bildung. Die Mittel für FuE werden
vorrangig für innovations- und wachstumsfördernde
Forschungsmaßnahmen im Rahmen der Hightech-
Strategie eingesetzt. Sie sollen zu mehr Beschäfti-
gung in Deutschland führen und eine Hebelwirkung
auf zusätzliche FuE-Investitionen der Wirtschaft und
der Länder ausüben. Weitere Prioritäten der Bildungs-
und Forschungspolitik sind - nach der Änderung von
Art. 104c GG - der Digitalpakt Schule, der Pakt für
Forschung und Innovation, die Exzellenzinitiative so-
wie deren Nachfolgerin, die Exzellenzstrategie. Der
Hauptteil der entsprechenden Ausgaben entfällt auf
den Einzelplan des BMBF (vgl. Schaubild 5).

Schaubild 5
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3.2.7.1
Wissenschaft, Forschung und
Entwicklung außerhalb der
Hochschulen
Die Hightech-Strategie wurde als ressortübergreifen-
de Innovationsstrategie weiterentwickelt und auf die
aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen fo-
kussiert. Ziel der Strategie ist es, Deutschlands Positi-
on im globalen Wettbewerb der Wissensgesellschaf-
ten weiter zu stärken, Ressourcen effektiver zu
bündeln und neue Impulse für mehr Innovation in
Wirtschaft und Gesellschaft zu setzen.
Die neue Hightech-Strategie setzt einen Fokus auf die
Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Das
BMBF fördert Forschung und Entwicklung zu allen
Schlüsseltechnologien, wobei ein Schwerpunkt auf
komplexen Systemen liegt, die ein Zusammenspiel
verschiedener Technologien erfordern.
Ein weiterer großer Schwerpunkt ist die Fortsetzung
des Strukturwandels im deutschen Wissenschaftssys-
tem. Dazu zählt die mit den Ländern vereinbarte Fort-
setzung des Pakts für Forschung und Innovation für
eine dritte Programmphase in den Jahren 2016 bis
2020. Danach streben Bund und Länder vorbehaltlich
der Mittelbereitstellung durch die jeweiligen Parla-
mente an, der DFG sowie den großen Forschungsein-
richtungen MPG, WGL, FhG und HGF einen Auf-
wuchs der Zuwendung um 3 % zu gewähren. Seit
dem Jahr 2016 finanziert der Bund diesen Aufwuchs
allein; im Übrigen bleiben die jeweiligen Bund-Län-
der-Finanzierungsschlüssel unberührt. Der Bund er-
wartet, dass die Länder den Hochschulen adäquate
Steigerungen ihrer Mittelausstattung zur Verfügung
stellen. 
Im Rahmenprogramm „Forschung für Nachhaltige
Entwicklung“ (FONA³) werden durch Aufwüchse
i. H. v. rd. 100 Mio. € in der 19. Legislaturperiode vor
allem drei neue Prioritäten initialisiert: die Küsten-,
Polar- und Meeresforschung. Gemeinsam mit den
Ländern soll eine Deutsche Allianz für Meeresfor-
schung gegründet werden.
Gemeinsam mit 13 Bundesländern stellt das BMBF
den Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung
(DZG) - Deutsches Zentrum für Neurodegenerative
Erkrankungen, Deutsches Konsortium für Translatio-
nale Krebsforschung sowie Deutsche Zentren für Dia-
betes-, Herz-Kreislauf-, Infektions- und Lungenfor-
schung - rd. 250 Mio. € jährlich bereit. Ziel ist es,
Ergebnisse aus der biomedizinischen Grundlagenfor-
schung rascher und besser zum Wohle der Patientin-
nen und Patienten in Form von neuen Therapien, Di-
agnoseverfahren und Präventionsmaßnahmen in die
klinische Anwendung und medizinische Praxis zu
überführen. 
Die Überführung von Forschungsergebnissen aus der
Grundlagenforschung in die klinische Anwendung ist
auch das Ziel des Berliner Instituts für Gesundheits-
forschung (BIG). Der Finanzierung des BIG liegt ein

Finanzierungsschlüssel von 90 % Bund und
10 % Land Berlin zugrunde. Für das Jahr 2019 wird
das jährliche Fördervolumen des Bundes von insge-
samt 72 Mio. € (inkl. 2 Mio. € Bundessonderfinanzie-
rung für das Pilotprojekt „Digital Health Accelera-
tor“) aufrechterhalten.
Schließlich wird auch der Aufbau von Forschungsinf-
rastrukturen für die naturwissenschaftliche Grundla-
genforschung (z. B. internationale Großprojekte wie
XFEL und FAIR, etc.) gefördert. Die Investitionsmit-
tel zur Erforschung von Universum und Materie
(ErUM) und für den Nationalen Roadmap-Prozess für
Forschungsinfrastrukturen (FIS-Roadmap) belaufen
sich im Jahr 2019 auf rd. 304 Mio. €.
Für die Arbeit des Deutschen Zentrums für Luft- und
Raumfahrt e. V. (DLR) sowie weitere Aktivitäten im
Bereich der Raumfahrt werden im Jahr 2019 Mittel
i. H. v. rd. 1,6 Mrd. € bereitgestellt. Hiervon entfallen
rd. 857 Mio. € auf Beiträge zur Europäischen Welt-
raumorganisation ESA und rd. 285 Mio. € auf Aktivi-
täten im Rahmen des Nationalen Weltraumpro-
gramms. Das DLR erhält eine institutionelle
Grundfinanzierung des Bundes i. H. v. 501 Mio. €.
Darüber hinaus leisten auch die Sitzländer im Rah-
men der 90:10 Finanzierung gemäß dem GWK-Ab-
kommen einen Beitrag zur Grundfinanzierung. Der
Aufbau eines neuen Instituts in Neustrelitz ab 2019
stärkt die Kompetenzen des DLR zur Beobachtung
und Vorhersage des Weltraumwetters. Für den mariti-
men Bereich sind im Finanzplanzeitraum 2018 bis
2022 Mittel i. H. v. rd. 326,9 Mio. € (im Jahr 2019 rd.
67,7 Mio. €) vorgesehen. Dies umfasst das maritime
Förderprogramm sowie die Förderlinien: „Echtzeit-
technologien für die maritime Sicherheit“ sowie „In-
novativer Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Ar-
beitsplätze“. Schwerpunkte der Programme sind u. a.
die Forschung und Entwicklung in den Bereichen Au-
tomatisierung und Vernetzung maritimer Systeme,
maritime Monitoring- und Wartungstechnologien, al-
ternative Antriebssysteme (LNG, Methanol, Ethanol)
sichere Routenführung/Navigation und „Green Ship-
ping“ (Energieeffizienz/Emissionsreduzierung).
Für den Bereich „Bodengebundene Verkehrstechnolo-
gien“ sind im Finanzplanzeitraum 2018 bis 2022 rd.
276,8 Mio. € eingeplant (rd. 54,4 Mio. € im Jahr
2019). 
Eine zentrale Querschnittaktivität ist die internationa-
le Zusammenarbeit im Bereich Bildung und For-
schung. Die Bundesregierung wird ihre Strategie zur
Internationalisierung von Bildung, Wissenschaft und
Forschung weiter ausbauen. Für die Zusammenarbeit
mit anderen Staaten werden im Jahr 2019 rd.
110 Mio. € zur Verfügung gestellt.

3.2.7.2
Hochschulen
Der Hochschulpakt wurde in drei Programmphasen
von 2007 bis 2010, von 2011 bis 2015 und für eine
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dritte und abschließende Programmphase von 2016
bis 2020 (inkl. Ausfinanzierung bis 2023) beschlos-
sen. Mit diesen Vereinbarungen gewährleisten Bund
und Länder einer stark gestiegenen Zahl von Studien-
anfängerinnen und -anfängern, ein qualitativ hoch-
wertiges Hochschulstudium zu absolvieren. Für die
Nachfolge des Hochschulpaktes war im bisherigen
Finanzplan bereits eine Vorsorge enthalten, die in
Umsetzung des Koalitionsvertrags in den Jahren 2021
und 2022 jeweils um rd. 150 Mio. € auf 600 Mio. €
aufgestockt wird.
Die Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und
Ländern über den Hochschulpakt 2020 enthält ein
Programm zur Aufnahme zusätzlicher Studienanfän-
ger (erste Säule). Die Vereinbarung ist in der dritten
Programmphase als Festbetragsmodell ausgestaltet.
Der Bund stellt hierfür in den Jahren 2015 bis 2023
einen Höchstbetrag von insgesamt bis zu
14,152 Mrd. € bereit. Die Länder stellen die Gesamt-
finanzierung sicher. 
In einer zweiten Säule wird seit dem Jahr 2007 für die
indirekten, zusätzlichen und variablen Projektausga-
ben in DFG-Forschungsvorhaben eine Programmpau-
schale bereitgestellt. Ziel ist es, die Wettbewerbsfä-
higkeit der Forschung an Hochschulen zu stärken.
Seit dem Jahr 2016 erhalten neu von der DFG bewil-
ligte Projekte eine Pauschale i. H. v. 22 % der veraus-
gabten Projektmittel. Die Länder beteiligen sich an
der Finanzierung mit einem Anteil von 2 Prozent-
punkten. In den Jahren 2016 bis 2020 sind hierfür ins-
gesamt rd. 2 Mrd. € Bundes- und rd. 125 Mio. € Län-
dermittel vorgesehen. Der Anteil des Bundes für den
Hochschulpakt beträgt im Jahr 2019 insgesamt rd.
2,2 Mrd. €. 
Mit dem Qualitätspakt Lehre (2010 bis 2020) werden
seit dem Wintersemester 2011/12 Maßnahmen zur
Personalgewinnung, Personalqualifizierung und
Weiterentwicklung der Lehrqualität gefördert. Im
Jahr 2019 stellt der Bund für den Qualitätspakt Lehre
200 Mio. € zur Verfügung. Insgesamt stellt der Bund
bis zum Jahr 2020 rd. 2 Mrd. € bereit, das jeweilige
Sitzland stellt die Gesamtfinanzierung sicher. 
Mit der Exzellenzstrategie fördern Bund und Länder
gemeinsam die universitäre Spitzenforschung in
Deutschland. Die Exzellenzstrategie ist die Weiterent-
wicklung der erfolgreichen Exzellenzinitiative, die ei-
ne neue Dynamik am Wissenschaftsstandort ausgelöst
und ihn international wettbewerbsfähiger gemacht
hat. Die Mittel für die Förderung werden vom Bund
und vom jeweiligen Sitzland im Verhältnis 75:25 %
getragen. 2019 sind rd. 457 Mio. € aus dem Bundes-
haushalt vorgesehen. In den Folgejahren wird der
Bund für Exzellenzcluster und Exzellenzuniversitäten
jährlich 400 Mio. € (75 % der Gesamtsumme) inves-
tieren. Als ersten Anwendungsfall des im Jahr 2014
geänderten Art. 91b GG wird der Bund Exzellenz-
universitäten erstmals dauerhaft fördern, soweit die
alle sieben Jahre stattfindenden Evaluationen positiv
verlaufen.

Die Bundesregierung unterstützt mit dem Hochschul-
pakt und dem Qualitätspakt Lehre auch die Weiterent-
wicklung des Bologna-Prozesses. Die Weiterbildung
wird durch den Wettbewerb „Aufstieg durch Bildung:
offene Hochschulen“ deutlich gestärkt. Bis zum Jahr
2020 sollen hierfür bis zu 250 Mio. € zur Verfügung
gestellt werden, im Haushalt 2019 sind 24,9 Mio. €
vorgesehen.
Mit der im Jahre 2006 erfolgten Einstellung der
Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von
Hochschulen einschließlich Hochschulkliniken“
(Art. 91a GG a. F.) ist der allgemeine Hochschulbau
in die alleinige Zuständigkeit der Länder übergegan-
gen. Für den hierdurch bedingten Wegfall der Finan-
zierungsanteile des Bundes gewährt der Bund den
Ländern übergangsweise seit dem 1. Januar 2007 bis
zum 31. Dezember 2019 sog. Entflechtungsmittel
i. H. v. 695,3 Mio. € jährlich. Ab 2020 werden die
Mittel entsprechend der 2017 gesetzgeberisch umge-
setzten Neuordnung der Bund-Länder-Beziehungen
in zusätzliche Umsatzsteueranteile zugunsten der
Länder umgewandelt. Aufgrund Art. 91b Abs. 1 GG
wirken Bund und Länder in Fällen überregionaler Be-
deutung auch bei der Förderung von Forschungsbau-
ten an Hochschulen einschließlich Großgeräten zu-
sammen. Hierfür stellt der Bund den Ländern jährlich
Mittel für überregionale Fördermaßnahmen zur Ver-
fügung, 2019 sind 316,5 Mio. € eingeplant. 
Die 2016 beschlossene Bund-Länder-Initiative „Inno-
vative Hochschule“ richtet sich ebenfalls insbesonde-
re an Fachhochschulen sowie an kleinere und mittlere
Universitäten. Sie unterstützt den forschungsbasierten
Ideen-, Wissens- und Technologietransfer an deut-
schen Hochschulen und stärkt deren strategische Rol-
le im regionalen Innovationssystem. Die mit bis zu
550 Mio. € ausgestattete „Innovative Hochschule“
läuft bis zum Jahr 2027. Die Fördermittel werden je-
weils im Verhältnis 90:10 vom Bund und dem jewei-
ligen Sitzland getragen.

3.2.7.3
Ausbildungsförderung, Förderung
des wissenschaftlichen
Nachwuchses
Mit dem durch das BAföG für Unterhalts- und Aus-
bildungskosten zur Verfügung gestellten Geld wird
vielen jungen Menschen eine individuelle Förderung
für eine der Neigung, Eignung und Leistung entspre-
chende Ausbildung zuteil. Der Bund hat mit dem 25.
BAföG-Änderungsgesetz seit dem 1. Januar 2015 die
volle Finanzierung der Geldleistungen nach dem
BAföG übernommen. Er entlastet die Länder dadurch
dauerhaft um jährlich 1,17 Mrd. € und hat in nunmehr
alleiniger Finanzierungsverantwortung zusätzlich
zum Wintersemester 2016/2017 die Bedarfssätze für
BAföG-Empfänger sowie die Einkommensfreibeträge
erheblich angehoben. Im Gegenzug haben die Länder
zugesagt, die dadurch in den Länderhaushalten frei
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werdenden Mittel wieder im Bildungsbereich, insbe-
sondere im Hochschulbereich, zu investieren. Die
Bundesregierung ihrerseits verfolgt das Ziel, durch
den Einsatz von insgesamt zusätzlich
1,445 Mrd. € für BAföG-Leistungen bis 2022 eine
Trendumkehr zu schaffen und die förderungsbedürfti-
gen Auszubildenden wieder besser zu erreichen.
Auch die Stipendien, die aus Bundesmitteln gefördert
werden, dienen nicht nur der Studienfinanzierung,
sondern schaffen auch Anreize für Spitzenleistungen.
Dazu zählen die Stipendien, die von den 13 vom
Bund unterstützten Begabtenförderungswerken an be-
gabte und engagierte Studierende zur Verfügung ge-
stellt werden. Damit mehr junge Menschen von der
Förderung der Begabtenförderungswerke profitieren
können, wurde die Förderung bereits auf 1 % der Stu-
dierenden ausgedehnt. 2019 sind für die Begabtenför-
derungswerke insgesamt rd. 266 Mio. € vorgesehen.
Mit dem im Jahr 2011 gestarteten Deutschlandstipen-
dium werden leistungsfähige und engagierte Studie-
rende an staatlichen und staatlich anerkannten
Hochschulen in Deutschland durch ein einkommens-
unabhängiges Stipendium i. H. v. 300 € pro Monat
unterstützt. Die eine Hälfte tragen private Förderer,
die andere Hälfte der Bund. Im Jahr 2017 wurden
0,9 % der Studierenden gefördert. Die Anzahl der Ge-
förderten ist insgesamt gegenüber dem Vorjahr um
2 % gestiegen. Durch länderinterne Umverteilung
nicht ausgeschöpfter Stipendienkontingente können
bis zu 8 % der Studierenden einer Hochschule geför-
dert werden.
Mit dem seit 2008 bestehenden Programm Aufstiegs-
stipendium fördert das BMBF Menschen, die ihre Be-
gabung im Berufsleben gezeigt haben und ein Studi-
um erst zu einem späteren Zeitpunkt in Betracht
ziehen. Gefördert werden derzeit ca. 4 500 Studieren-
de, die Vollzeit oder berufsbegleitend studieren. Mit
dem Bund-Länder-Programm zur Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses, welches über den Zeit-
raum von 15 Jahren mit bis zu 1 Mrd. € ausgestattet
ist, sollen planbarere und transparentere Karrierewege
etabliert werden. Außerdem wird damit die Attrakti-
vität und Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Wis-
senschaftssystems durch die strukturelle Verankerung
von Tenure-Track-Professuren in Deutschland ge-
stärkt. In der ersten Antragsrunde 2017 wurden 468
Tenure-Track-Professuren an 34 Universitäten und ih-
nen gleichgestellten Hochschulen der Länder bewil-
ligt. Die zweite Bewilligungsrunde ist für 2019 vor-
gesehen.
Zudem wird durch das Professorinnenprogramm ziel-
gerichtet der Anteil von Wissenschaftlerinnen an den
Professuren gesteigert. Insgesamt sind für das Jahr
2019 für Strategien zur Durchsetzung von Chancen-
gerechtigkeit für Frauen in Bildung und Forschung
32 Mio. € vorgesehen.

3.2.7.4
Berufliche Bildung, Integration durch
Bildung und andere Bereiche des
Bildungswesens
Durch die Initiative „Bildungsketten bis zum Ausbil-
dungsabschluss“ erhalten Schülerinnen und Schüler
ab der 7./8. Klasse im Rahmen einer Bund-Länder
Vereinbarung Unterstützung für einen besseren Über-
gang von der Schule in die Berufswelt. Das BMBF
leistet hierzu mit seinem Berufsorientierungspro-
gramm einen wichtigen Beitrag, für den im Jahr 2019
ein Betrag von 77 Mio. € vorgesehen ist. Mit dem
Programm „JOBSTARTER plus“ unterstützt das
BMBF mit rd. 36,9 Mio. € im Jahr 2019 die Entwick-
lung der Ausbildungsstruktur (z. B. durch Unterstüt-
zungs- und Beratungsstrukturen für KMU, Ausbil-
dung und Migration, Verzahnung von Aus- und
Weiterbildung, interregionale Mobilität).
Durch die Förderung überbetrieblicher Berufsbil-
dungsstätten (ÜBS) sichert der Bund die Qualität der
beruflichen Ausbildung und auf kleine und mittlere
Unternehmen zugeschnittene Fort- und Weiterbil-
dungsangebote. Im Jahr 2019 stehen hierfür im Ein-
zelplan des BMBF 72 Mio. € zur Verfügung. Davon
entfallen bis zu 30 Mio. € auf das Sonderprogramm
zur Förderung von Digitalisierung in den ÜBS und
ihren Kompetenzzentren. Im Etat des BMWi sind für
diese Zwecke im Jahr 2019 insgesamt 29 Mio. € ver-
anschlagt.
Gemeinsam mit der BA und dem Zentralverband des
Deutschen Handwerks hat das BMBF die Initiative
„Wege in Ausbildung für Flüchtlinge“ für vertiefte
fachliche Berufsorientierung und berufsbezogenen
Sprach- und Fachunterricht gestartet. Im Jahr 2019
sind im Einzelplan des BMBF für die Berufsorientie-
rung von Flüchtlingen 20 Mio. € Fördermittel vorge-
sehen.
Mit dem Aufstiegs-BAföG nach dem Aufstiegsfort-
bildungsförderungsgesetz (AFBG) werden Teilneh-
merinnen und Teilnehmer an Meisterlehrgängen und
ähnlichen auf vergleichbare Fortbildungsabschlüsse
vorbereitenden Maßnahmen finanziell unterstützt. Im
Jahr 2019 sind rd. 267 Mio. € dafür vorgesehen. Als
prioritäre Maßnahme des Koalitionsvertrages wird
das AFBG insbesondere mit weiteren Leistungsver-
besserungen beim Aufstiegs-BAföG in dieser Legis-
laturperiode novelliert. Hierfür sind im Finanzpla-
nungszeitraum (2020 bis 2022) insgesamt 550 Mio. €
vorgesehen (davon 150 Mio. € in 2020 und je
200 Mio. € in den Folgejahren). Mit Hilfe der im Jahr
2014 gestarteten BMBF-Initiative zur „Gewinnung
von Studienabbrechern/innen für die berufliche Bil-
dung“ sollen Studienabbrecher in kurzer Zeit einen
berufsqualifizierenden Abschluss in der beruflichen
Aus- und/oder Fortbildung erwerben können. Im Be-
reich der beruflichen Begabtenförderung fördert die
Bundesregierung mit 24,1 Mio. € im Jahr 2019 Wei-
terbildungsmaßnahmen für begabte junge Berufstäti-
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ge, die ihre Berufsausbildung besonders erfolgreich
abgeschlossen haben. Als einziges akademisches Be-
gabtenförderungsprogramm unterstützt es sowohl be-
rufsbegleitend Studierende als auch Vollzeitstudieren-
de für die Dauer ihres Studiums (Regelstudienzeit).
Jährlich vergibt das BMBF rd. 1 000 Stipendien an
Stipendiatinnen und Stipendiaten an rd. 360 Hoch-
schulen in Deutschland und im europäischen Aus-
land.
Mit der „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“ unter-
stützt der Bund Hochschulen bei der Weiterent-
wicklung begonnener Reformen und der Entwicklung
überzeugender Beiträge zur Aufwertung des Lehr-
amtsstudiums mit insgesamt bis zu 500 Mio. € bis
zum Jahr 2023; der Ansatz für das Jahr 2019 beträgt
75 Mio. €.
Seit dem Jahr 2013 und bis 2022 fördert das BMBF
mit dem Programm „Kultur macht stark. Bündnisse
für Bildung“ außerschulische Maßnahmen der kultu-
rellen Bildung für bildungsbenachteiligte Kinder und
Jugendliche im Alter von 3 bis 18 Jahren. Im Jahr
2019 stehen hierfür 50 Mio. € bereit.
KMU sollen rechtzeitig über Strategien und Hand-
lungsempfehlungen zur Fachkräftesicherung unter
Berücksichtigung aller Beschäftigungspotenziale, al-
so auch von Geflüchteten, sowie zu aktuellen Themen
wie Auswirkungen der Digitalisierung (auf bspw.
Produktions- und Arbeitsabläufe, Personalmanage-
ment), informiert werden. Hierfür sind im Finanz-
planzeitraum (2018 bis 2022) gut 36 Mio. € veran-
schlagt, davon 8 Mio. € im Jahr 2019.
Das BMWi fördert die Unterstützung von KMU bei
der „Passgenauen Besetzung von Ausbildungsplätzen
sowie bei der Integration von ausländischen Fach-
kräften“ (Passgenaue Besetzung/Willkommenslotsen)
im Finanzplanzeitraum mit rd. 51,2 Mio. €, davon
10,6 Mio. € im Jahr 2019.
Für Menschen, die ihre beruflichen Qualifikationen
im Ausland erworben haben, erhöht das Gesetz zur
Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im
Ausland erworbener Berufsqualifikationen die Chan-
cen, in Deutschland in ihrem erlernten Beruf zu arbei-
ten. Zu seiner Umsetzung hält die Bundesregierung
umfangreiche und mehrsprachige Informations- und
Beratungsangebote vor und entwickelt diese zielgrup-
pengerecht weiter, z. B. das Anerkennungsportal
(www.anerkennung-in-deutschland.de), die Telefon-
hotline „Arbeiten und Leben in Deutschland“ oder
die Beratungsstellen des Netzwerks „Integration
durch Qualifizierung - IQ“ (2018 und 2019: jeweils
47,5 Mio. €, ab 2020: jeweils 44,5 Mio. €).

3.2.7.5
Kulturelle Angelegenheiten
Inländische Kulturpolitik

Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und
Medien (BKM) hat unter Wahrung der Kulturhoheit

der Länder die Aufgabe, Angelegenheiten der Kultur
und Medien von gesamtstaatlicher Bedeutung zu för-
dern.
Hierfür stehen der Beauftragten einschließlich des ihr
nachgeordneten Bundesarchivs, des Bundesinstituts
für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen
Europa und der Behörde des Bundesbeauftragten für
die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe-
maligen DDR im Regierungsentwurf 2019 insgesamt
rd. 1,8 Mrd. € zur Verfügung. Das hohe Niveau der
Vorjahre wird damit aufrechterhalten.
Schwerpunkte der Arbeit der BKM sind u. a.:

• Förderung von kulturellen Einrichtungen und Pro-
jekten von nationaler und gesamtstaatlicher Bedeu-
tung,

• die kulturelle Repräsentation des Gesamtstaates in
der Hauptstadt,

• Pflege des Kulturgutes der Vertriebenen und
Flüchtlinge im Rahmen des § 96 Bundesvertriebe-
nengesetz,

• Substanzerhaltung und Restaurierung von unbe-
weglichen Kulturdenkmälern von nationaler Be-
deutung,

• Medienpolitik und Filmförderung - u. a. Stärkung
der Filmproduktion durch den German Motion
Picture Funds und Förderung der Produktion von
Kinofilmen durch den Deutschen Filmförderfonds
I und II,

• Pflege des Geschichtsbewusstseins und Förderung
von Gedenkstätten und Projekten auf der Grundla-
ge der Gedenkstättenkonzeption des Bundes sowie
Förderung von Suchdiensten.

Der finanzielle Schwerpunkt liegt bei der Kulturför-
derung im Inland, der Förderung der Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz sowie der Rundfunkanstalt Deut-
sche Welle. Daneben wird auf dem Gebiet der Kunst
und Kultur eine Vielzahl weiterer Maßnahmen durch
verschiedene Ressorts unterstützt - hier insbesondere
durch BMBF sowie durch BMI (u. a. Städtebaulicher
Denkmalschutz Ost und West).

Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik

Für die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik weist
der Regierungsentwurf 2019 rd. 1,96 Mrd. € aus.
Über die Hälfte dieses Betrages entfällt auf den Ein-
zelplan des Auswärtigen Amtes, das den Kulturaus-
tausch mit den traditionellen europäischen und trans-
atlantischen Partnern, aber auch z. B. mit den
asiatischen oder islamisch geprägten Kulturen sowie
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zwischen Industrie-, Schwellen- und Entwicklungs-
ländern fördert. Zu den wichtigsten mit Bundesmit-
teln geförderten Mittlerorganisationen gehören das
Goethe-Institut, die Alexander von Humboldt‑Stif-
tung, der Deutsche Akademische Austauschdienst
und die durch die Beauftragte der Bundesregierung
für Kultur und Medien geförderte Rundfunkanstalt
Deutsche Welle. Im Bereich des BMBF werden im
Jahr 2019 rd. 377 Mio. € u. a. für internationale
Hochschul- und Wissenschaftskooperation, die Max-
Weber-Stiftung und die Zusammenarbeit mit anderen
Staaten ausgegeben.

3.2.8
Umweltschutz
Eine intakte Umwelt und der schonende Umgang mit
den natürlichen Ressourcen sind Voraussetzungen für
eine nachhaltige Entwicklung. Für die Umsetzung
umweltpolitischer Ziele verfügt der Bund über eine
grundgesetzlich verankerte Gesetzgebungskompe-
tenz. Durchführung und Finanzierung der Gesetze im
Umweltbereich liegen entsprechend der im Grundge-
setz vorgesehenen Aufgabenverteilung grundsätzlich
bei den Ländern. Der Bund engagiert sich finanziell
im Umwelt- und Naturschutz unter anderem in Form
von Förderprogrammen.
Umweltschutz ist eine Querschnittsaufgabe, die viele
Politikbereiche betrifft. Daher entfällt nur ein Teil der
Ausgaben für die Umweltpolitik auf den Haushalt des
BMU. Diese Mittel werden für die Bereiche Umwelt-
schutz (im engeren Sinne), Klimaschutz, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Strahlenschutz sowie sichere
Zwischen- und Endlagerung radioaktiver Abfälle zur
Verfügung gestellt.
Einen wichtigen Schwerpunkt bildet dabei die inter-
nationale Klimaschutzfinanzierung. Gefördert werden
Maßnahmen zur Minderung von Treibhausgasemis-
sionen und zur Anpassung an den Klimawandel in
Entwicklungsländern. Im Jahr 2019 stehen hierfür rd.
457 Mio. € zur Verfügung, das sind rd. 20 Mio. €
mehr als im Vorjahr.
Für die nationale Klimaschutzinitiative, durch die
u. a. innovative Konzepte und Modellprojekte zur
Senkung der Treibhausgasemissionen in Deutschland
gefördert werden, stehen im Jahr 2019 rd. 56 Mio. €
zur Verfügung.
Im Bereich des Naturschutzes setzt das Bundespro-
gramm „Biologische Vielfalt“ einen wichtigen Ak-
zent. Dieses Programm baut auf der im Jahr 2007 be-
schlossenen nationalen Strategie zur biologischen
Vielfalt auf und stellt in den Jahren 2019 bis 2022 je-
weils 30 Mio. € bereit, um Artenvielfalt und bedrohte
Lebensräume zu erhalten. Für einen Wildnisfonds,
der zur Umsetzung des in der Nationalen Strategie
zur biologischen Vielfalt der Bundesregierung formu-
lierten 2%-Wildnisziels beitragen soll, sind ab dem
Jahr 2019 jährlich 10 Mio. € vorgesehen.

Weitere wichtige Schwerpunkte im Haushalt des
BMU sind die Projekte im Zusammenhang mit der
Endlagerung radioaktiver Abfälle (Konrad, Asse,
Morsleben) sowie die Durchführung des Standortaus-
wahlverfahrens. Hierfür stehen im Jahr 2019 insge-
samt 578 Mio. € zur Verfügung. Im BMU-Haushalt
veranschlagt sind in Folge der gesetzlichen Aufga-
benübertragung auf den Bund die refinanzierten Aus-
gaben für die Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle,
die im Jahr 2019 mit einem Ansatz von 402 Mio. €
etatisiert sind.
In den Bereichen Umweltschutz (im engeren Sinne)
sowie nukleare Sicherheit und Strahlenschutz liegen
Schwerpunkte in den Bereichen Ressortforschung
und Förderung von Demonstrations- und Modellvor-
haben.

3.2.9
Sport
Für die Förderung des deutschen Spitzensports stehen
im Sporthaushalt des BMI im Regierungsentwurf
2019 rd. 199 Mio. € zur Verfügung. Hierin enthalten
sind die Ausgaben des Bundesinstituts für Sportwis-
senschaft.
Weitere Mittel, die mittelbar oder unmittelbar der
Förderung des Sports dienen, sind u. a. im Bereich
des BMVg (rd. 105,5 Mio. €), des BMFSFJ (rd.
18,3 Mio. €), des AA (rd. 5,1 Mio. €) und des BMF
(rd. 2,8 Mio. €) veranschlagt.
Für das Bundesinstitut für Sportwissenschaft, dessen
Aufgabenschwerpunkte bei der Initiierung, Förderung
und Koordinierung sportwissenschaftlicher Projekte
sowie dem Transfer der Forschungsergebnisse in die
Praxis liegen und bei dem die Geschäftsstelle zur
Unterstützung der Potenzialanalyse-Kommission
(PotAS-Kommission) angesiedelt ist, sieht der Regie-
rungsentwurf 2019 rd. 4,1 Mio. € vor.

3.2.10
Innere Sicherheit, Asyl, Zuwanderung
Für die Innere Sicherheit sind von 2019 bis 2022 ins-
gesamt 22,3 Mrd. € vorgesehen. Die Ausgaben für die
Innere Sicherheit im Haushalt des BMI steigen im Fi-
nanzplanungszeitraum 2019 bis 2022 gegenüber dem
im Juli 2017 beschlossenen Finanzplan damit noch
einmal um rd. 3 Mrd. € (über 15 %). Die zusätzlichen
Mittel beinhalten u. a. die Umsetzung erster Tranchen
der im Koalitionsvertrag vereinbarten 7 500 zusätzli-
chen Stellen für Sicherheitsbehörden des Bundes. Fi-
nanzielle Schwerpunkte im Bereich der Inneren Si-
cherheit sind im Jahr 2019 die Ausgaben für die
Bundespolizei (rd. 3.576 Mio. €) und für das Bundes-
kriminalamt (rd. 732 Mio. €).
Im Zusammenhang mit Flüchtlingen und Asylbewer-
bern liegen die Ausgabenschwerpunkte des Bundes
bei der Bekämpfung der Fluchtursachen in den Her-
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kunftsländern, bei der Aufnahme und Registrierung
sowie bei der Integration der Asylbewerber mit Blei-
berecht. Die in Tabelle 6 ausgewiesenen Beträge um-
fassen die Gesamtbelastung des Bundes und nicht nur
die Mehrbelastungen infolge der Flüchtlingssituation
2015. Die Aufgaben im Zusammenhang mit der ho-
hen Zahl der in 2015 nach Deutschland gekommenen
Flüchtlinge liegen in gesamtstaatlicher Verantwor-
tung. Deshalb entlastet der Bund Länder und Kom-
munen von ihren originären diesbezüglichen Ausga-
ben. In 2018 können diese Entlastungen wegen noch
ausstehender Gesetzesänderungen (pauschale Entlas-
tungen der Länder und Kommunen während des

Asylverfahrens und für abgelehnte Asylbewerber so-
wie die Änderungen durch die ausstehende Bundes-
feststellungsverordnung 2018) nur vorläufig auf rd.
5,6 Mrd. € geschätzt werden. Für 2019 laufen Ge-
spräche mit den Ländern über die Ausgestaltung der
zukünftigen Bundesbeteiligung.
Ohne diese Entlastungen von Ländern und Kommu-
nen durch den Bund sind für asyl- und flüchtlingsbe-
dingte Leistungen im Bundeshaushalt 2018 rd.
15,2 Mrd. € veranschlagt. Im Jahr 2019 geht die Bun-
desregierung davon aus, dass hierfür noch rd.
14,9 Mrd. € anfallen.

Tabelle 6

Asylbedingte Belastungen des Bundeshaushalts 2017 bis 2022

Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

Fluchtursachenbekämpfung................................ 6,75 6,89 6,92 6,00 6,01 6,01

Aufnahme, Registrierung und Unterbringung im
Asylverfahren...................................................... 1,07 1,08 1,03 1,06 1,07 1,07

Integrationsleistungen......................................... 2,64 3,09 2,92 2,67 2,24 2,21

Sozialtransferleistungen nach Asylverfahren...... 3,69 4,18 4,02 4,11 4,23 4,33

Gesamtbelastung Bundeshaushalt ohne
Entlastungen Länder und Kommunen............ 14,15 15,23 14,89 13,85 13,55 13,63
Flüchtlingsbezogene Entlastung Länder und
Kommunen*....................................................... 6,56 5,56 k.A. k.A. k.A. k.A.
*Vorläufiger Stand wegen noch ausstehender Gesetzesänderungen.
Eine genaue Abgrenzung, ob und in welchem Umfang die Leistungen ausschließlich flüchtlingsbezogen sind, ist aufgrund der
Vielschichtigkeit der Aufgabenwahrnehmung nicht in jedem Einzelfall möglich.

3.2.11
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung
Die deutsche Entwicklungspolitik orientiert sich an
dem Ziel, Menschen eine Lebensperspektive zu er-
möglichen, um damit vor allem auch Fluchtursachen
entgegen zu wirken. Die Entwicklungs- und Nachhal-
tigkeitsziele (SDG/Agenda 2030) der Vereinten Nati-
onen sind der zentrale internationale Referenzrahmen
für die deutsche Entwicklungspolitik. 
In absoluten Zahlen lag Deutschland im Jahr 2017
nach der vorläufigen OECD-Statistik mit rd.
24,7 Mrd. US-$ nach den USA und vor Großbritanni-
en bei den ODA-Leistungen an Entwicklungsländer
an zweiter Stelle der Gebernationen. Am BNE ge-
messen erzielte Deutschland damit eine vorläufige
ODA-Quote von rd. 0,66 % (0,50 % ohne In-
landsflüchtlingskosten). Deutschland berücksichtigt
seit der ODA-Meldung 2015 - entsprechend der Defi-
nition des Entwicklungsausschusses der OECD
(DAC) - auch die Aufwendungen im Inland für
Flüchtlinge aus Entwicklungsländern für den Unter-
halt, die Versorgung, medizinische Leistungen und

Leistungen für (Grund-) Bildung bei der Herleitung
der ODA-Quote stärker als in der Vergangenheit, so
wie dies andere Staaten ebenfalls tun. 
Mit dem Entwurf des Bundeshaushalts 2019 doku-
mentiert die Bundesregierung ihre entwicklungspoli-
tische Verantwortung. Die Ausgaben im Einzelplan
des BMZ werden für das Jahr 2019 auf rd. 9,7 Mrd. €
angehoben. 
Neben diesen Ausgaben tragen auch die Entwick-
lungsleistungen anderer Ressorts, der EU, der Bun-
desländer, Marktmittel der KfW sowie Schuldenerlas-
se zur Umsetzung der entwicklungspolitischen Ziele
der Bundesregierung bei. Die Erreichung einer ODA-
Quote von 0,7 % bleibt das Ziel der Bundesregierung.
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3.2.12
Allgemeine Finanzwirtschaft

3.2.12.1
Zinsausgaben
Im Bundeshaushalt 2019 sind rd. 18,9 Mrd. € für
Zinsausgaben veranschlagt (5,3 % der gesamten Bun-
desausgaben). Die Ausgaben steigen bis zum Jahr
2022 leicht auf rd. 19,9 Mrd. € (5,3 % der Gesamt-
ausgaben) an (vgl. Schaubild 6).
Die Haushaltsansätze für Zinsausgaben basieren auf
dem bestehenden Schuldenportfolio, der geplanten
neuen Kreditaufnahme zur Finanzierung der Tilgun-
gen, den bestehenden und geplanten Swapverträgen
und der Kassenfinanzierung. Sie berücksichtigen fer-
ner die aktuelle Zinssituation und die historisch

durchschnittliche Schwankungsbreite der Zinsen. Die
Ansätze für Zinsausgaben liegen für 2019 um rd.
1,4 Mrd. € unter dem alten Finanzplanansatz. Sie be-
ruhen auf einem im Vergleich zur alten Finanzpla-
nung niedriger erwarteten Zinsniveau, durch das sich
die erwarteten Zinsausgaben des Bundes reduzie-
ren. Anders als in den Vorjahren werden im Haus-
haltsjahr 2019 keine zinsausgabenmindernden Agio-
einnahmen erwartet.
Da derzeit noch immer vergleichsweise günstige An-
schlussfinanzierungen für Bundesschulden möglich
sind, liegen die Zinsausgabenansätze trotz des unter-
stellten allmählich ansteigenden Zinsniveaus weiter-
hin auf einem im langjährigen Vergleich niedrigen
Niveau und steigen im Finanzplanungszeitraum bis
2022 moderat an.

Schaubild 6

3.2.12.2
Versorgungsausgaben
Die Versorgungsausgaben des Bundes (ohne Bahn
und Post)

Die Versorgungsausgaben umfassen direkte Pensions-
zahlungen einschließlich der Beihilfen in Krankheits-
und Pflegefällen an ehemalige Beamtinnen und Be-
amte, Richterinnen und Richter, Soldatinnen und
Soldaten des Bundes sowie an Versorgungsberechtig-
te nach dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält-

nisse der unter Art. 131 GG fallenden Personen
(G 131) und an deren Hinterbliebene. 
Die Gesamtzahl der Versorgungsberechtigten ist in
den letzten fünf Jahren um rd. 1,4 % zurückgegangen.
Bis zum Jahr 2022 wird ihre Anzahl aber sukzessive
auf 191 000 ansteigen (vgl. Tabelle 7). Grund hierfür
ist die Zunahme der Zahl der Versorgungsempfänger
aus dem Personenkreis der Beamtinnen und Beamten,
Richterinnen und Richter des Bundes, die nicht mehr
durch die gleichzeitige Abnahme der Zahl der Versor-
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gungsberechtigten nach dem G 131 kompensiert
wird.
Laut dem Sechsten Versorgungsbericht der Bundesre-
gierung wird die Zahl der Versorgungsberechtigten
des Bundes im Jahr 2030 bei 201 000 liegen. Danach
wird sie wegen des Eintritts der geburten- und einstel-
lungsstarken Jahrgänge in den Ruhestand bis zum
Jahr 2035 auf 207 000 ansteigen und anschließend
auf 199 000 im Jahr 2050 zurückgehen. Gründe für
diesen Rückgang sind u. a. die Maßnahmen zur Per-
sonalreduzierung sowie die Auswirkungen von Refor-
men des Dienst- und Versorgungsrechts. Diese Emp-
fängerzahlen zu Grunde legend, ergeben sich bei
unterstellten jährlichen Versorgungsanpassun-
gen i. H. v. 2,0 % sowie ebenfalls unterstellten jährli-
chen Erhöhungen der Beihilfeausgaben von 3 % die
in Tabelle 7 abgebildeten Versorgungsausgaben für
die Jahre 2030 bis 2050.
Zur Dämpfung der Haushaltsbelastungen durch zu-
künftige Versorgungsausgaben ist ein Sondervermö-
gen „Versorgungsrücklage des Bundes“ gebildet wor-
den. Diese Rücklage soll den Bundeshaushalt in
Zeiten der höchsten Empfängerzahlen von Versor-
gungsausgaben entlasten. Sie wird seit dem Jahr 1999
durch verminderte Besoldungs- und Versorgungsan-
passungen finanziert. Die Hälfte der Einsparungen,
die aufgrund weiterer versorgungsrechtlicher Maß-
nahmen (Versorgungsänderungsgesetz 2001) erzielt
werden, wird ebenfalls der Versorgungsrücklage zu-
geführt. Bis Ende des Jahres 2024 wird das Versor-
gungsniveau dauerhaft um 7,13 % gegenüber dem
Rechtsstand vor Einführung der Versorgungsrücklage
abgesenkt sein (Ende 2017: - 6,33 %). Ende des Jah-
res 2017 betrug der Marktwert des Sondervermögens
rd. 12,2 Mrd. €.
Für alle ab dem 1. Januar 2007 neu eingestellten Be-
amtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter so-
wie Berufssoldatinnen und Berufssoldaten des Bun-
des wurde das auf Dauer angelegte Sondervermögen
„Versorgungsfonds des Bundes“ eingerichtet. Für die-
se Beschäftigten werden Zuweisungen an das Sonder-
vermögen in Höhe der durch die Versorgungsfonds-
zuweisungsverordnung festgelegten Sätze zwischen
27,9 % und 36,9 % der ruhegehaltfähigen Dienstbe-

züge geleistet. Ende des Jahres 2017 betrug der
Marktwert dieses Sondervermögens rd. 3,9 Mrd. €.
Der Bund beteiligt sich auch an den Versorgungslas-
ten anderer Dienstherren und erbringt Leistungen
nach dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-
rungsgesetz für die geschlossenen Sonderversor-
gungssysteme in den neuen Bundesländern. Die neu-
en Bundesländer erstatten dem Bund die
Aufwendungen für das Sonderversorgungssystem der
Volkspolizei (einschl. Feuerwehr und Strafvollzug).
Die Ausgaben sind in der Tabelle 5 unter „Sonstige
Maßnahmen im Sozialbereich“ erfasst.

Die Versorgungsausgaben bei der Bahn

Beim BEV werden im Jahresdurchschnitt 2019 vor-
aussichtlich für 87 340 Ruhegehaltsempfänger und
56 060 Hinterbliebene Versorgungsbezüge sowie Bei-
hilfen, Unterstützungen u. Ä. gezahlt. Hieraus entste-
hen Belastungen des BEV i. H. v. rd. 4,9 Mrd. €. Die
Anzahl der Versorgungsberechtigten des BEV ist
rückläufig. Im Finanzplanzeitraum bleiben die Ver-
sorgungsausgaben des BEV nahezu unverändert. Der
Bund ist verpflichtet, die sich aus den Einnahmen und
Ausgaben des BEV ergebenden Defizite zu decken.
Die Gesamtausgaben für die „Eisenbahnen des Bun-
des“ sind in Tabelle 5 ausgewiesen.

Die Versorgungsausgaben bei den Postnachfolge-
unternehmen

Ehemalige Postbeamtinnen und -beamte erhalten Ver-
sorgungs- und Beihilfeleistungen von der Postbeam-
tenversorgungskasse. Die Finanzierung tragen der
Bund und die Postnachfolgeunternehmen. Dabei be-
trägt der Finanzierungsanteil der Postnachfolgeunter-
nehmen seit dem Jahr 2000 33 % der Bruttobezüge
ihrer aktiven Beamtinnen und Beamten und der fikti-
ven Bruttobezüge ihrer ruhegehaltfähig beurlaubten
Beamtinnen und Beamten. Der größere Finanzie-
rungsanteil entfällt auf den Bund, der gesetzlich zur
Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit der Postbeam-
tenversorgungskasse verpflichtet ist.
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Tabelle 7

Versorgungsausgaben* des Bundes 2018 bis 2022 Prognose

2018 2019 2020 2021 2022
Prognose

2030 2040 2050
- Mrd. € -

 

Beamte, Richter und Soldaten 8,6 8,7 8,7 8,8 8,7 11,0 13,8 16,5
Anzahl der Versorgungsempfänger
rd. 185.000 186.000 187.000 188.000 189.000 201.000 206.000 199.000
G 131-Fälle 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 - - -
Anzahl der Versorgungsempfänger 4.500 3.600 2.900 2.200 1.800 - - -
Summe Bund 8,9 8,9 8,9 9,0 8,9 11,0 13,8 16,5
Ehemalige Bahnbeamte 4,9 4,9 4,9 4,9 4,9 4,7 4,1 3,1
Anzahl der Versorgungsempfänger 147.490 143.400 139.430 135.650 132.190 104.000 66.000 33.000
Ehemalige Postbeamte 8,2 8,3 8,5 8,7 9,0 8,9 8,0 5,5
Anzahl der Versorgungsempfänger
rd. 267.000 265.000 263.000 262.000 260.000 243.000 184.000 107.000
Summe Bahn und Post 13,2 13,3 13,4 13,6 13,9 13,6 12,1 8,6
Summe Bund, Bahn und Post 22,1 22,2 22,3 22,6 22,8 24,6 25,9 25,1
Nachrichtlich:
Leistungen für die
Sonderversorgungssysteme in den
neuen Bundesländern 2,1 2,2 2,3 2,4 2,4
*) Einschl. Versorgungsrücklage
Rundungsdifferenzen möglich

3.2.12.3
Nachfolgeeinrichtungen der
Treuhandanstalt
Die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder-
aufgaben (BvS) als Rechtsnachfolgerin der Treuhand-
anstalt hat die noch verbliebenen Restaufgaben in den
Bereichen Vertragsmanagement, Reprivatisierung,
Abwicklung und Verwertung von ehemals volkseige-
nem land- und forstwirtschaftlichem Vermögen ge-
schäftsbesorgend auf andere Einrichtungen übertra-
gen. Die BvS selbst konnte ihre Ausgaben bislang
durch eigene Einnahmen decken und wird auch im
Jahr 2019 ohne Zuwendungen auskommen. Der Fi-
nanzbedarf der folgenden weiteren Treuhand‑Nach-
folgeeinrichtungen wird aus dem Bundeshaushalt ge-
deckt.
Für diese Treuhand-Nachfolgeeinrichtungen sieht der
Bundeshaushalt für das Jahr 2019 Zuwendungen
i. H. v. insgesamt rd. 366 Mio. € vor:

• Die Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Ver-
waltungsgesellschaft mbH (LMBV) saniert und
verwertet die Flächen der stillgelegten, nicht priva-
tisierten ostdeutschen Braunkohletagebaue und
Verarbeitungsanlagen. Ferner hat sie die stillgeleg-
ten Bergwerksbetriebe des Kali-, Spat- und Erz-
bergbaus nach den Regeln des Bundesberggesetzes
zu sichern, zu verwahren und zu verwerten (Ansatz
2019: 206 Mio. €).

• Die EWN Entsorgungswerk für Nuklearanlagen
GmbH (EWN) ist mit der Stilllegung, dem Rück-
bau und der notwendigen Entsorgung der anfallen-
den radioaktiven Abfälle der Kernkraftwerke
Greifswald und Rheinsberg betraut (Ansatz 2019:
rd. 160 Mio. €).

3.2.12.4
Europäischer
Stabilitätsmechanismus
Im Jahr 2010 wurde mit der Einrichtung eines tempo-
rären Euro-Schutzschirms, bestehend aus einem
EU‑Gemeinschaftsinstrument (Europäischer Finanz-
stabilisierungsmechanismus, EFSM) und der Europä-
ischen Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF), auf die
zu diesem Zeitpunkt akute Staatsschuldenkrise rea-
giert. Das BMF wurde gesetzlich ermächtigt, Ge-
währleistungen für Notmaßnahmen der EFSF bis zur
Höhe von insgesamt 211,0 Mrd. € zu übernehmen.
Der deutsche Garantieanteil für die beendeten Ret-
tungsprogramme der EFSF beläuft sich auf insgesamt
92,2 Mrd. € (Stand: 30. Juni 2018). Neue EFSF-Ret-
tungsprogramme werden nicht mehr aufgelegt. 
Der im Jahr 2012 durch völkerrechtlichen Vertrag als
internationale Finanzinstitution gegründete Europä-
ische Stabilitätsmechanismus (ESM) hat als perma-
nent angelegter Krisenbewältigungsmechanismus die
temporär aufgesetzte EFSF abgelöst. Gemäß Arti-
kel 3 ESM-Vertrag mobilisiert der ESM Finanzmittel,
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um Mitgliedstaaten der Europäischen Währungsuni-
on, die schwerwiegende Finanzierungsprobleme ha-
ben oder denen solche Probleme drohen, Stabilitäts-
hilfen unter strikten Reformauflagen zur Verfügung
zu stellen. Diese Hilfen dürfen allerdings nur gewährt
werden, wenn sie zur Wahrung der Finanzstabilität
des Euro-Währungsgebietes insgesamt und seiner
Mitgliedstaaten unabdingbar sind. 
Der ESM verfügt über rd. 704,8 Mrd. € Stammkapi-
tal. Diese Summe teilt sich auf in rd. 80,5 Mrd. € ein-
gezahltes und rd. 624,3 Mrd. € abrufbares Kapital.
Der Anteil Deutschlands am eingezahlten Kapital be-
trägt rd. 21,7 Mrd. € und der Anteil am abrufbaren
Kapital rd. 168,3 Mrd. €. Dem ESM stehen als Instru-
mente für die Stabilitätshilfe an seine Mitglieder vor-
sorgliche Finanzhilfen, Finanzhilfen zur Rekapitali-
sierung von Finanzinstituten, Darlehen sowie Primär-
und Sekundärmarkt-Unterstützungsfazilitäten zur
Verfügung.
Neben seiner Mitgliedschaft bei der EFSF und beim
ESM hat sich Deutschland auch an den bilateralen
Hilfen für Griechenland beteiligt, die im Jahr 2010
beschlossen wurden. Auf Grundlage des Währungs-
union‑Finanzstabilitätsgesetzes vom 7. Mai 2010
wurde das BMF ermächtigt, Gewährleistungen bis
zur Höhe von insgesamt 22,4 Mrd. € für Kredite an
die Hellenische Republik zu übernehmen. Diese Ge-
währleistung dient der Absicherung von Krediten der
KfW an Griechenland, die gemeinsam mit den Kredi-
ten der anderen Mitgliedstaaten des Euro-Raums und
des Internationalen Währungsfonds ausgezahlt wur-

den bzw. ausgezahlt werden sollen. Für das erste
Griechenland-Programm hat die KfW insgesamt
15,2 Mrd. € ausgezahlt. Die restlichen Kreditzusagen
aus dem ersten Griechenland-Programm sind inzwi-
schen in das zweite Griechenland-Programm, das von
der EFSF im März 2012 übernommen worden ist,
übergegangen.

3.2.13
Sondervermögen

3.2.13.1
Energie- und Klimafonds (EKF)
Der EKF bleibt das zentrale Instrument zur Finanzie-
rung der zusätzlichen Programmausgaben zur Umset-
zung der klima- und energiepolitischen Ziele der
Bundesregierung (vgl. 1.3.2.4.1). Seine Programm-
ausgaben sollen im Jahr 2019 gegenüber dem Vorjahr
um rd. 0,23 Mrd. € - auf dann rd. 4,6 Mrd. € - anstei-
gen (vgl. Tabelle 8). Von den Programmausgaben ent-
fallen rd. 1,98 Mrd. € auf die CO2-Gebäude- und
Stadtsanierung und rd. 1,5 Mrd. € auf Forschung,
Entwicklung und Marktunterstützung im Bereich er-
neuerbarer Energien und Energieeffizienz. Das Akti-
onsprogramm „Saubere Luft 2017-2020“ wird wie
geplant ausfinanziert. Die vorgesehenen Programm-
ausgaben für die Jahre 2019 bis 2022 belaufen sich
auf annähernd 20 Mrd. €. 
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Tabelle 8

Übersicht zum Finanzplan „Energie- und Klimafonds“
2018 bis 2022

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022
in T€

 

Einnahmen
Erlöse aus der Versteigerung der
Berechtigungen gemäß Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetz............................... 1.592.048 1.213.000 1.441.460 1.725.545 1.903.382
Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt........ 2.800.262 3.056.841 2.949.818 2.912.018 2.889.018
Entnahme aus Rücklage................................ 1.615.049 1.606.936 1.247.748 247.708
Gesamteinnahmen....................................... 6.007.359 5.876.777 5.639.026 4.885.271 4.792.400
 
Ausgaben nach Politikschwerpunkten
CO2-Gebäudesanierungsprogramme und
Energetische Stadtsanierung......................... 1.378.861 1.982.572 2.145.568 2.032.206 1.863.341
Mobilität, Energiespeicher, Aktionsprogramm
„Saubere Luft“................................................ 675.000 578.000 760.000 605.000 625.000
Erneuerbare Energien und Energieeffizienz.. 1.803.481 1.476.376 1.703.507 1.822.387 1.864.711
Zuschüsse an stromintensive Unternehmen
zum Ausgleich von
emissionshandelsbedingten
Strompreiserhöhungen.................................. 210.000 230.000 375.000 450.000 455.000
Nationale Klimaschutzinitiative
Waldklimafonds, Aktionsprogramm
Klimaschutz.................................................... 291.355 296.355 311.517 361.817 376.817
Versch. Programme nationaler Klimaschutz,
Klimawandel, Strukturanpassung und
internationale Zusammenarbeit..................... 41.726 65.726 95.726 105.726 115.726
Zuführung an Rücklage.................................. 1.606.936 1.247.748 247.708
Globale Minderausgabe................................. -491.865 -508.195
Gesamtausgaben......................................... 6.007.359 5.876.777 5.639.026 4.885.271 4.792.400
Rundungsdifferenzen möglich

Die Programmausgaben 2019 werden i. H. v. rd.
1,21 Mrd. € durch Einnahmen aus dem europäischen
Emissionshandel finanziert, hinzutreten eine Zuwei-
sung aus dem Bundeshaushalt i. H. v. rd. 3,1 Mrd. €
sowie eine Entnahme aus der Rücklage des Sonder-
vermögens (rd. 1,6 Mrd. €).

3.2.13.2
Aufbauhilfefonds
Nach den Hochwasserereignissen des Frühsommers
2013 wurde mit dem im Juli 2013 in Kraft getretenen
Aufbauhilfegesetz ein nationaler Solidaritätsfonds
„Aufbauhilfe“ als Sondervermögen des Bundes er-
richtet. Es wurde mit 8 Mrd. € ausgestattet; davon
6,5 Mrd. € zur Beseitigung von Schäden an der Infra-
struktur in den Ländern und Gemeinden und
1,5 Mrd. € zur Beseitigung von Schäden an der Bun-
desinfrastruktur.
Der Aufbauhilfefonds wurde vom Bund in voller Hö-
he vorfinanziert; die Länder ihrerseits leisten einen

Finanzbeitrag. Diese Beteiligung der Länder an den
Kosten der Finanzierung (Zinsen und Tilgung) ist ab-
geleitet von einem Finanzierungsanteil i. H. v.
3,25 Mrd. € (50 % von 6,5 Mrd. €).
Einheitliche Maßstäbe zur Verwendung der Mittel des
Fonds wurden in der Aufbauhilfeverordnung
(AufbhV) und in der Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen Bund und betroffenen Ländern vom 2. August
2013 festgelegt. Die Grundsätze für Hilfszusagen der
Länder im Einzelnen ergeben sich aus den in der Ver-
waltungsvereinbarung definierten sieben Hilfspro-
grammen.
Anträge auf Hilfen aus dem Fonds konnten bis zum
30. Juni 2016 bewilligt werden. Abschließende Aus-
sagen zum gesamten Schadensumfang können derzeit
noch nicht getroffen werden. Der Mittelabfluss ist
nachlaufend und erfolgt bedarfsgerecht bzw. im
Erstattungsverfahren, soweit die Länder in Vorleis-
tung getreten sind. Auf Grundlage der bei den Län-
dern eingegangenen Anträge ergibt sich dort ein vo-
raussichtlicher Gesamtschaden von rd. 6,1 Mrd. €;
der Schaden bei der Bundesinfrastruktur beträgt rd.
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0,1 Mrd. €. Zum Stichtag 1. Juni 2018 waren
rd. 5,3 Mrd. € aus dem Fonds abgeflossen, davon sind
insgesamt rd. 1,75 Mrd. € im Bundeshaushalt verein-
nahmt worden, da sie voraussichtlich nicht benötigt
werden.

3.2.13.3
Weitere Sondervermögen
Der konsolidierte Öffentliche Gesamthaushalt um-
fasst auch die Sonderrechnungen des Bundes, die sich
in unmittelbarer Bundesverwaltung befinden oder
von Stellen außerhalb der Bundesverwaltung verwal-
tet werden. Aktuell sind neben dem EKF und dem
Aufbauhilfefonds besonders hervorzuheben das Son-
dervermögen Finanzmarktstabilisierung, der Restruk-
turierungsfonds, das Sondervermögen „Kommunalin-
vestitionsförderungsfonds“ und das Sondervermögen
„Investitions- und Tilgungsfonds“. Rechtlich und
wirtschaftlich sind die Mittel der Sondervermögen
vom Bundeshaushalt grundsätzlich getrennt zu halten.
Das Sondervermögen Finanzmarkstabilisierungs-
fonds (FMS) wurde durch das Gesetz zur Errichtung
eines Finanzmarktstabilisierungsfonds (Finanz-
marktstabilisierungsfondsgesetz - FMStFG) vom
17. Oktober 2008 errichtet. Der Fonds dient der Stabi-
lisierung des Finanzmarktes durch befristete Maßnah-
men zur Überwindung von Liquiditätsengpässen und
zur Stärkung der Eigenkapitalbasis von Kreditinstitu-
ten. Zur Erfüllung seiner Aufgaben war der FMS mit
einer Garantieermächtigung von 400 Mrd. € ausge-
stattet, die Kreditermächtigung betrug insgesamt
80 Mrd. €. Mit dem Inkrafttreten des BRRD-Umset-
zungsgesetzes vom 10. Dezember 2014 (BGBl. I
S. 2091) wurde die Antragsfrist für Stabilisierungs-
maßnahmen des FMS letztmals bis Ende 2015 verlän-
gert. Seit Januar 2016 ist die Gewährung neuer Stabi-
lisierungsmaßnahmen nicht mehr zulässig. Mit dem
FMSA-Neuordnungsgesetz wurden mit Wirkung zum
1. Januar 2019 die bestehenden Kreditermächtigun-
gen des FMS dergestalt umgeschichtet, dass künftig
für die Refinanzierung von bundesrechtlichen Ab-
wicklungsanstalten, bei denen der FMS alleiniger
Verlustausgleichsverpflichteter ist, Kreditermächti-
gungen von bis zu 30 Mrd. € zur Verfügung stehen.
Durch die Übernahme dieser Refinanzierung können
die Belastungen für den Bund voraussichtlich um ei-
nen deutlich dreistelligen Millionenbetrag verringert
werden.
Die Verwaltung des Fonds erfolgte bislang durch die
Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung (FMSA)
und seit dem 1. Januar 2018 durch die Bundesrepu-
blik Deutschland - Finanzagentur GmbH, die der
Rechts- und Fachaufsicht durch das BMF unterliegt.
Zum 31. Dezember 2010 wurde der Restrukturie-
rungsfonds (RSF) errichtet. Bislang wurde der RSF
von der FMSA und seit dem 1. Januar 2018 von der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ver-
waltet. Die bisher akkumulierten Mittel des Fonds

stammen grundsätzlich aus der nationalen Bankenab-
gabe, die von 2011 bis 2014 jährlich erhoben wurde.
Grundlegende Änderungen des RStruktFG erfolgten
durch Art. 3 des BRRD‑Umsetzungsgesetzes und zu-
letzt durch Art. 4 des Abwicklungsmechanismusge-
setzes vom 2. November 2015 (BGBl. I S. 1864). Da-
nach wurden die Beiträge der in Deutschland
beitragspflichtigen Institute nach europäischen Vorga-
ben erhoben. Die Einzelheiten zur Berechnung und
Erhebung der Beiträge sind in der Delegierten Ver-
ordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Ok-
tober 2014, den entsprechenden delegierten Rechtsak-
ten, im RStruktFG und in der neuen RStruktFV
geregelt. Nach dem zwischenstaatlichen Überein-
kommen über die Übertragung von Beiträgen auf den
einheitlichen Abwicklungsfonds und über die ge-
meinsame Nutzung dieser Beiträge werden die in
Deutschland von Instituten, die in den Anwendungs-
bereich der SRM-VO (Single Resolution Mechanism-
VO, Verordnung (EU) Nr. 806/2014) fallen, erhobe-
nen Beiträge auf die Deutsche Kammer des
einheitlichen Abwicklungsfonds (Single Resolution
Fund - SRF) übertragen. Der RSF vereinnahmt die
Gelder hier nur als Durchlaufposten. Das BMF ist er-
mächtigt, für den RSF notfalls Kredite i. H. v. bis zu
15 Mrd. € zur Darlehensvergabe als sogenannte Brü-
ckenfinanzierung für die Deutsche Kammer zur Fi-
nanzierung von Abwicklungsmaßnahmen im Hin-
blick auf beitragspflichtige (deutsche) Institute
aufzunehmen, wenn die vorhandenen Mittel aus der
Bankenabgabe von 2011 bis 2014 nicht ausreichen.
Ein solches Darlehen würde durch nachträglich erho-
bene, außerordentliche Beiträge der deutschen Institu-
te zurückgezahlt und wäre damit mittelfristig haus-
haltsneutral. Über Bankenrestrukturierungs- und
‑abwicklungsmaßnahmen entscheidet der einheitliche
Abwicklungsausschuss (Single Resolution Board -
SRB), soweit es sich um sog. SSM-Institute oder
grenzüberschreitende Gruppen handelt, in Zusam-
menarbeit mit den darüber hinaus zu beteiligenden
europäischen Institutionen (insb. EZB, EU-Kommis-
sion, Europäischer Rat). Im nationalen Fonds verblei-
ben lediglich die Beiträge von sog. inländischen Uni-
onszweigstellen und von CRR-Wertpapierfirmen
unter Einzelaufsicht.
Das Sondervermögen „Kommunalinvestitionsförde-
rungsfonds“ wurde zum 30. Juni 2015 gegründet
(Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens
„Kommunalinvestitionsförderungsfonds“, KInv-
FErrG). Das Sondervermögen dient der Förderung
von Investitionen finanzschwacher Kommunen in den
Jahren 2015 bis 2020 und soll dadurch einen Beitrag
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftsstruktur
leisten. Das Volumen des Fonds beträgt 3,5 Mrd. €.
Mit Blick auf den Adressatenkreis - finanzschwache
Kommunen - beträgt die Förderquote des Bundes bis
zu 90 %. Der Kofinanzierungsanteil der Kommunen
von mindestens 10 % kann auch von den Ländern
übernommen werden. Im Rahmen der Neuordnung
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen wurde der
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Kommunalinvestitionsförderungsfonds um 3,5 Mrd. €
aufgestockt, mit denen auf Grundlage des neuge-
schaffenen Art. 104c GG in den Jahren 2017 bis 2022
Investitionen finanzschwacher Kommunen in die Sa-
nierung, den Umbau, die Erweiterung und bei Wirt-
schaftlichkeit den Ersatzbau von Schulgebäuden all-
gemeinbildender und berufsbildender Schulen
gefördert werden. Die maximale Förderquote des
Bundes bleibt unverändert.
Über das zum 2. März 2009 errichtete Sondervermö-
gen „Investitions- und Tilgungsfonds“ (ITF) finan-
zierte der Bund in den Jahren 2009 bis 2011 zusätzli-
che Maßnahmen zur Stützung der Konjunktur im
Umfang von rd. 20,0 Mrd. €. Davon wurden rd.
10,0 Mrd. € für Finanzhilfen des Bundes für Zu-
kunftsinvestitionen der Länder und Kommunen, rd.
3,9 Mrd. € für Bundesinvestitionen, rd. 4,8 Mrd. € für
das Programm zur Stärkung der Pkw-Nachfrage (Um-
weltprämie), rd. 0,8 Mrd. € für die Ausweitung des
zentralen Investitionsprogramms Mittelstand und rd.
0,5 Mrd. € für die Förderung anwendungsorientierter
Forschung im Bereich der Mobilität ausgegeben. Seit
dem Jahr 2012 werden keine Fördermittel mehr aus-
gezahlt. Das Sondervermögen besitzt eine eigene
Kreditermächtigung und eine verbindliche Tilgungs-
regelung. Der ITF erhält zur Tilgung seiner Schulden
Zuführungen in Höhe der Einnahmen aus dem Bun-
desbankgewinn, die den im Bundeshaushalt veran-
schlagten Anteil übersteigen.
Die Zweckvermögen bei der Landwirtschaftlichen
Rentenbank sowie der Postbank (ehemals DSL-
Bank) und das Bergmannssiedlungsvermögen
(BSV) zählen zu den Sondervermögen, die von Stel-
len außerhalb der Bundesverwaltung verwaltet wer-
den (Treuhandvermögen). Das BSV ist, soweit dieses
von der THS Wohnen GmbH verwaltet wurde, durch
das erste Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
Bergmannssiedlungen am 13. Dezember 2007 aufge-
löst worden.
Durch das Schuldenmitübernahmegesetz hat der Bun-
deshaushalt mit Wirkung vom 1. Januar 1999 die
Zins- und Tilgungsverbindlichkeiten der sich in un-
mittelbarer Bundesverwaltung befindlichen Sonder-
vermögen Erblastentilgungsfonds, Bundeseisen-
bahnvermögen und des (Ende 2000 aufgelösten)
Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleein-
satzes (Verstromungsfonds) übernommen. Die ur-
sprünglichen Verbindlichkeiten des Erblastentil-
gungsfonds, die rd. 181 Mrd. € betrugen, wurden
inzwischen nahezu vollständig getilgt. Der Erblasten-
tilgungsfonds wurde daher zum 31. Dezember 2015
aufgelöst (Art. 2 des Gesetzes zur Änderung von Ge-
setzen über Sondervermögen des Bundes vom
22. Dezember 2014, BGBl. I S. 2431).
Bereits seit dem Jahr 1948 wird die deutsche Wirt-
schaft mit den Finanzmitteln des ERP-Sonderver-
mögens unterstützt. Dieses Sondervermögen ist aus
Mitteln der „Marshallplanhilfe“ für den Wiederauf-
bau der deutschen Wirtschaft, dem European Reco-
very Program (ERP), hervorgegangen. Die erwirt-

schafteten Erträge des Sondervermögens werden zur
Wirtschaftsförderung eingesetzt und kommen insbe-
sondere KMU zugute. Die aus dem Vermögen gene-
rierten Erträge gewährleisten langfristig die Fortfüh-
rung der ERP-Wirtschaftsförderung und den
Substanzerhalt dieses Sondervermögens.
Der Fonds „Deutsche Einheit” (FDE) wurde 1990
als Sondervermögen des Bundes errichtet, um eine ra-
sche Angleichung der Lebensverhältnisse im Bei-
trittsgebiet an das Niveau in den alten Bundesländern
zu ermöglichen. Zum 1. Januar 2005 entfielen die
Schuldendienstanteile der alten Bundesländer am
FDE und der Bund übernahm als Mitschuldner die
Verbindlichkeiten des FDE. Hierbei wurden die Ver-
bindlichkeiten des FDE in die Bundesschuld inte-
griert (Art. 8 § 6a Solidarpaktfortführungsgesetz). Als
Kompensation für den entfallenen Länderanteil an der
weiteren Abfinanzierung des FDE erhält der Bund
jährlich von den Ländern u. a. einen Festbetrag an der
Umsatzsteuer i. H. v. 1,32 Mrd. €.
Durch den Fonds nach § 5 Mauergrundstücksge-
setz werden wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Zwecke in den neuen Ländern (einschließlich ehema-
liges Ost-Berlin) gefördert. Hierzu werden Über-
schüsse aus dem Verkauf von Mauer- und Grenz-
grundstücken herangezogen; die Überschüsse
betrugen bis Ende des Jahres 2017 insgesamt rd.
54 Mio. €.
Das durch Erlass des BMF vom 7. Oktober 1991 er-
richtete nicht rechtsfähige Sondervermögen Entschä-
digungsfonds (EF) bündelt die Rechte und Verpflich-
tungen, die sich für den Bund aus dem
Vermögensgesetz sowie dem Entschädigungs- und
Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) ergeben. Rechts-
grundlage ist § 9 des Entschädigungsgesetzes. Ge-
speist wird der EF seit dem Jahr 2008 im Wesentli-
chen durch Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt.
Für Entschädigungs- und Ausgleichsleistungen wur-
den bis Ende des Jahres 2017 Barleistungen i. H. v.
rd. 1,86 Mrd. € aus dem EF erbracht. Für die Wieder-
gutmachung der NS‑verfolgungsbedingten Vermö-
gensschädigungen wurden in den Jahren 1994 bis
2017 Leistungen i. H. v. rd. 2,47 Mrd. € aus dem
Fonds gezahlt.
Mit dem am 11. Juli 2009 in Kraft getretenen Gesetz
zur Errichtung eines Sondervermögens „Schlusszah-
lungen für inflationsindexierte Bundeswertpapie-
re“ wurde ein Sondervermögen zur Vorsorge für die
aus der Indexierung resultierenden Schlusszahlungen
für inflationsindexierte Bundeswertpapiere errichtet.
Dem Sondervermögen werden aus dem Bundeshaus-
halt jährlich anteilig die am Ende der Laufzeit von in-
flationsindexierten Bundeswertpapieren fällig wer-
denden Beträge zugeführt. Es handelt sich um eine
zweckgebundene Rücklagenbildung, so dass bei Fäl-
ligkeit die aus der Indexierung resultierenden
Schlusszahlungsbeträge unmittelbar aus dem Sonder-
vermögen geleistet werden.

Deutscher Bundestag - 19.Wahlperiode - 43 - Drucksache 19/3401

juris Lex QS
14052024 ()



Der Bund sieht zur Förderung des Breitbandausbaus
und zur Umsetzung des Digitalpakts Schule im Jahr
2018 die Errichtung eines Sondervermögens „Digita-
le Infrastruktur“ mit Bundesmitteln i. H. v.
2,4 Mrd. € vor. Dem Sondervermögen werden zudem
die Einnahmen aus der anstehenden Vergabe von Fre-
quenzen für Mobilfunk durch die Bundesnetzagentur
zufließen. Neben den im Einzelplan des BMVI vorge-
sehenen Förderungen des bisherigen Breitbandpro-
gramms werden damit solide Rahmenbedingungen
geschaffen, um den Netzinfrastrukturwechsel zur
Glasfasertechnologie zu vollziehen, Gigabit-Netze in
jede Region zu bringen sowie die digitale Infrastruk-
tur von Schulen gemeinsam mit den Ländern zu ver-
bessern.

3.2.14
Öffentlich Private Partnerschaften
ÖPP sind als Beschaffungsvariante auf allen staatli-
chen Ebenen präsent. Sie stellen eine auf vertragli-
cher Basis langfristig angelegte Zusammenarbeit zwi-
schen Öffentlicher Hand und privater Wirtschaft dar.
Wie für jede andere Variante der öffentlichen Be-
darfsdeckung gilt stets der Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit des Vorhabens. Eine Realisierung als ÖPP
kommt nur dann in Frage, wenn sie sich über den Le-
benszyklus betrachtet als die wirtschaftlichste Be-
schaffungslösung erweist. Eine ÖPP ist damit keine
Finanzierungs-, sondern eine Beschaffungsvariante. 
Die wichtigsten ÖPP-Projekte des Bundes betreffen
bisher die Bereiche Bau, Verkehr und Verteidigung.
In ihrem Bericht über ÖPP-Projekte im Betrieb vom
26. November 2015 (BT-Drs. 18/6898) hat die Bun-
desregierung dem Deutschen Bundestag über ihre
ÖPP-Projekte berichtet.

ÖPP - Projekte des Bundesministeriums für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur

Die Umsetzung von ÖPP bei Straßenbaumaßnahmen
soll deren Realisierung beschleunigen, Effizienz-
gewinne über den Lebenszyklusansatz generieren und
insgesamt zu mehr Innovation im Straßenbau führen.
Seit dem Jahr 2007 sind im Bereich der Bundesauto-
bahnen insgesamt elf ÖPP‑Projekte vergeben worden.
Hierbei baut der Private einen Autobahnabschnitt aus
und übernimmt den Betrieb und die Erhaltung für ei-
nen in der Regel dreißigjährigen Zeitraum zur Aus-
führung. 
Im Gegenzug erhält der Private bei den ersten vier so-
genannten A-Modellen die auf der Konzessionsstre-

cke anfallenden Mauteinnahmen bzw. Teile davon.
Beim fünften Projekt wird ein vertraglich vereinbar-
ter, im Wettbewerb ermittelter Einheitsmautsatz pro
gefahrenem mautpflichtigen Kilometer vergütet. Ab
dem sechsten Projekt handelt es sich um so genannte
Verfügbarkeitsmodelle. Bei dieser Modellvariante er-
hält der Private als Vergütung für Bau, Erhaltung und
Betrieb über die gesamte Projektlaufzeit ein Entgelt
aus dem Bundeshaushalt auf Basis der Verfügbarkeit,
d. h. der Befahrbarkeit der Verkehrswege.

ÖPP - Projekte des Bundesministeriums der Ver-
teidigung

Auch im Verteidigungsbereich können ÖPP ein ge-
eignetes Instrument sein, um durch das Know‑how
der Privatwirtschaft Effizienzgewinne bei den Pro-
zessabläufen zu erreichen und zugleich die Bundes-
wehr auf Tätigkeitsfeldern zu entlasten, die nicht zu
ihren Kernaufgaben gehören.
Zu den ÖPP-Vorhaben der Bundeswehr zählt die Si-
mulatorausbildung NATO-Hubschrauber 90 (NH90).
Dieses Vorhaben umfasst die Bereitstellung und den
Betrieb von vier Simulatoren mit zugehöriger Infra-
struktur an den Stationierungsorten des NH 90. Ein
weiteres großes ÖPP-Projekt im Hochbaubereich ist
die Sanierung und der Betrieb der Fürst-Wrede-Ka-
serne in München.

ÖPP - Projekte der Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben

Um die finanzwirksamen Auswirkungen über lange
Laufzeiten transparent zu machen, werden neben den
unmittelbar über den Bundeshaushalt finanzierten
ÖPP-Projekten des Bundes auch die von der Bundes-
anstalt für Immobilienaufgaben (BImA) in Auftrag
gegebenen ÖPP-Projekte des Bundes nachrichtlich in
Tabelle 9 ausgewiesen. Dabei handelt es sich um den
im Jahr 2014 fertiggestellten Neubau des BMBF am
Kapelle‑Ufer in Berlin sowie um das im September
2017 fertiggestellte, als Nachbargebäude des BMBF
errichtete, sog. „Futurium“ als Ort für Präsentation
und Dialog zu Wissenschaft, Forschung und Entwick-
lung. Des Weiteren befinden sich die ÖPP-Projekte
zur Herrichtung der Häuser 1 und 2 in der Mauerstra-
ße in Berlin (u. a. für das BMG) seit Juli 2017 in der
Bauphase. Der Beginn der Betriebsphase wird derzeit
für das Jahr 2021 prognostiziert.
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Tabelle 9

Öffentlich Private Partnerschaften im Bundeshaushalt (laufende Maßnahmen
Tiefbau, Hochbau, sonstige ÖPP-Projekte)

Maßnahme
Gesamt-

ausgaben

Finanzierungsverlauf

Verausgabt
bis 2017

Finanzplan-
zeitraum

2018 - 2022
Folgejahre
(insgesamt)

Mio. €
 

Bereich Bundesfernstraßen
(11 Bundesfernstraßenprojekte) 11.274 1.502 2.218 7.554
Hochbau - laufende Maßnahme
Fürst-Wrede-Kaserne 164 84 50 30
(Kap. 1408 Tit. 517 09)
Sonstige ÖPP-Projekte:
Simulatorausbildung NATO-Hubschrauber 90 643 414 229 0
(aus Kap. 1407 Tit. 553 69)

ÖPP-Projekte der BImA*
Kapelle-Ufer, Berlin 372 98 54 220
Futurium, Berlin 118 70 11 38
Herrichtung Mauerstr. Haus 1, BMG, Berlin 239 13 157 68
Herrichtung Mauerstr. Haus 2, Berlin 182 8 127 47
*Vorhaben der BImA sind nicht im Bundeshaushalt veranschlagt.

3.2.15
Verpflichtungsermächtigungen im
Überblick
Verpflichtungsermächtigungen (VE) sind gemäß § 6
BHO (i. V. m. §§ 16, 38 BHO) im Haushaltsplan aus-
gebrachte Ermächtigungen zum Eingehen von Ver-
pflichtungen zur Leistung von Ausgaben in künftigen
Haushaltsjahren. 
Im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2019
sind VE i. H. v. insgesamt rd. 101,4 Mrd. € vorgese-
hen; rd. 50,1 Mrd. € betreffen die Jahre 2020 bis
2022, rd. 30,1 Mrd. € die Folgejahre. Bei weiteren rd.
21,1 Mrd. € war eine Aufteilung auf einzelne Jahre
noch nicht möglich. 
Im Bundeshaushalt 2018 wurden VE i. H. v. rd.
85,8 Mrd. € ausgebracht. Davon entfallen auf die Fi-
nanzplanjahre 2019 bis 2021 rd. 43,3 Mrd. € und auf
die Folgejahre rd. 28,4 Mrd. €. Bei weiteren rd.
14,1 Mrd. € war die Aufteilung der Ermächtigung auf
Jahresfälligkeiten bei Aufstellung des Haushalts 2018
noch nicht möglich. 
Der Haushalt 2017 enthielt VE i. H. v. rd.
84,1 Mrd. €. Über- oder außerplanmäßig wurden VE
i. H. v. rd. 2,3 Mrd. € bewilligt. Ausweislich der
Haushaltsrechnung 2017 beliefen sich die bis zum
Jahresende 2017 eingegangenen Verpflichtungen auf
rd. 48,2 Mrd. €.

3.3
Die konsumtiven und investiven
Ausgaben des Bundes

3.3.1
Überblick
Die Ausgaben des Bundes lassen sich mit Blick auf
ihre Wirkung auf gesamtwirtschaftliche Abläufe in
konsumtive und investive Ausgaben gliedern. In § 10
Abs. 3 Nr. 2 HGrG ist geregelt, welche Ausgaben zu
den Investitionen zu zählen und welche als konsum-
tive Ausgaben anzusehen sind. Danach ist der bei
weitem größere Anteil der Ausgaben des Bundes-
haushaltes den konsumtiven Ausgaben zuzuordnen. 
Außer durch eigene Investitionsausgaben unterstützt
der Bund die Investitionstätigkeit in erheblichem Um-
fang auch auf der Einnahmenseite, z. B. durch Ein-
nahmenverzichte im Rahmen der steuerlichen Investi-
tionsförderung und im Rahmen von Zuweisungen an
die Länder, z. B. aus dem Mineralölsteueraufkommen
zugunsten des öffentlichen Personennahverkehrs nach
§ 5 Regionalisierungsgesetz oder infolge der Umwid-
mung der Finanzhilfen an die neuen Länder nach dem
Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost in Sonder-
bedarfs-Bundesergänzungszuweisungen.
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3.3.2
Konsumtive Ausgaben
Im Jahr 2019 werden die konsumtiven Ausgaben des
Bundes (ohne sonstige Vermögensübertragungen) mit
316,2 Mrd. € etwa 89 % der Gesamtausgaben aus-
machen (vgl. Tabelle 10). Die Ausgaben für Zuwei-
sungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) sowie für
Zinsen belaufen sich dabei auf insgesamt 247 Mrd. €.
Die Ausgaben für Personal und den laufenden
Sachaufwand betragen 69,3 Mrd. €. Insgesamt konnte
der Anteil der Personalausgaben an den Gesamtaus-
gaben seit dem Jahr 1992 von 12,1 % auf 9,7 % im
Jahr 2019 reduziert werden.

3.3.3
Investive Ausgaben
Nach Maßgabe des § 10 StabG i. V. m. § 50 Abs. 5
HGrG wird im Folgenden näher auf Volumen und
Struktur der Investitionsausgaben des Bundes im Fi-
nanzplanzeitraum eingegangen. Einerseits lassen sich
die Investitionen in Sachinvestitionen und Finanzie-
rungshilfen (vgl. 3.3.3.1), andererseits nach Aufga-
benbereichen gliedern (vgl. 3.3.3.2). 
Die Investitionsausgaben des Bundeshaushalts 2019
liegen mit 37,9 Mrd. € über dem Soll des Vorjahres
von 37,4 Mrd. € (ohne investive Zuführung an das
Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ i. H. v.
2,4 Mrd. €, vgl. Tabelle 11). Im Finanzplanzeitraum
2020 bis 2022 werden die Investitionsausgaben auf
diesem hohen Niveau von 37,9 Mrd. € gehalten. Das
sind insgesamt 15,8 Mrd. € mehr als im bisherigen
Finanzplan (2022 überrollt) vorgesehen. Schwerpunk-
te sind hier die Verkehrsinfrastruktur, die Förderung
des sozialen Wohnungsbaus und das Baukindergeld.
Die ab dem Jahr 2020 wegfallenden, bisher investiv
veranschlagten Entflechtungsmittel i. H. v. rd.
3 Mrd. € pro Jahr, die die Länder dann über Umsatz-

steueranteile erhalten, werden weitgehend durch zu-
sätzliche Eigeninvestitionen des Bundes ersetzt.

3.3.3.1
Aufteilung nach Ausgabearten
Als Finanzierungshilfen des Bundes zugunsten von
Investitionsvorhaben Dritter sind rd. 26,9 Mrd. € im
Jahr 2019 vorgesehen (vgl. Tabelle 11). Im Jahr
2020 gehen sie auf rd. 25,2 Mrd. €, im Jahr 2021 auf
rd. 25,1 Mrd. € und im Jahr 2022 auf rd. 23,5 Mrd. €
zurück. Die Finanzierungshilfen teilen sich auf in Hil-
fen für den öffentlichen Bereich und für sonstige Be-
reiche (rd. 7,4 Mrd. € und rd. 19,5 Mrd. € in 2019). 
Die Sachinvestitionen im Jahr 2019 sol-
len 11,0 Mrd. € betragen. Bis zum Jahr 2022 steigen
sie weiter auf 14,4 Mrd. € an. In dem Zeitraum entfal-
len von den Sachinvestitionen durchschnittlich rd.
79 % auf Baumaßnahmen (vgl. Tabellen 10 und 11).
Die Ausgaben für den Erwerb von beweglichen
Sachen gehen von 2,0 Mrd. € im Jahr 2019 auf ein
Niveau von 1,6 Mrd. € in den Jahren 2021 und 2022
zurück, während die Ausgaben für den Erwerb von
unbeweglichen Sachen in derselben Zeitspanne nahe-
zu konstant bei etwa 0,9 Mrd. € liegen. 
Nicht zu den Sachinvestitionen gehören die Ausgaben
für militärische Beschaffungen, Materialerhaltung,
Wehrforschung und -entwicklung sowie für militäri-
sche Anlagen. Für diese Ausgaben der Obergruppe 55
sind 15,4 Mrd. € im Jahr 2019 vorgesehen. Im Jahr
2020 gehen sie zunächst auf 14,8 Mrd. € zurück, stei-
gen aber in den Jahren 2021 und 2022 wieder auf je-
weils über 15 Mrd. € an. Die eigenen Sachinvestitio-
nen des Bundes machen nur einen relativ geringen
Teil der gesamten öffentlichen Investitionen aus. Das
Schwergewicht liegt bei den Finanzierungshilfen zu-
gunsten von Investitionsvorhaben Dritter. Allerdings
tragen auch die Kreditinstitute des Bundes (z. B. die
KfW) in erheblichem Umfang zu öffentlichen und
privaten Investitionen bei.

Tabelle 10

Aufteilung der Ausgaben 2017 bis 2022 nach Ausgabearten *)

Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

1. Laufende Rechnung

1.1 Personalausgaben..................... 31,8 33,4 34,7 35,3 35,7 35,8

1.1.1 Aktivitätsbezüge........................... 23,2 24,8 25,5 26,2 26,5 26,6

1.1.2 Versorgung................................... 8,6 8,6 9,1 9,1 9,2 9,2

1.2 Laufender Sachaufwand........... 28,7 30,6 34,6 34,6 35,4 35,3

1.2.1 Unterhaltung unbeweglichen
Vermögens................................... 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6 1,6
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Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

1.2.2 Militärische Beschaffungen,
Anlagen usw................................. 10,6 12,3 15,4 14,8 15,5 15,3

1.2.3 Sonstiger laufender
Sachaufwand............................... 16,5 16,7 17,7 18,2 18,3 18,4

1.3 Zinsausgaben............................. 17,5 18,1 18,8 19,3 19,6 19,8

1.3.1 An Verwaltungen.......................... 0 0 0 0 0 0

1.3.2 An andere Bereiche..................... 17,5 18,1 18,8 19,3 19,6 19,8

1.4 Laufende Zuweisungen und
Zuschüsse.................................. 212,6 221,5 228,2 233,8 237,4 243,1

1.4.1 An Verwaltungen.......................... 24,8 28,7 29,6 30,3 30,8 31,2

- Länder........................................ 17,7 19,3 19,7 20,5 21,1 21,4

- Gemeinden................................ 0,0 0,0 0,1 0,1 0,0 0,0

- Sondervermögen....................... 7,1 9,4 9,9 9,7 9,7 9,8

- Zweckverbände......................... 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

1.4.2 An andere Bereiche..................... 187,8 192,8 198,6 203,5 206,6 211,9

- Unternehmen............................. 28,5 30,4 31,6 33,0 32,0 31,9

- Renten, Unterstützungen u. Ä.
an natürliche Personen............. 30,1 29,4 29,4 30,3 31,2 32,0

- Sozialversicherung.................... 117,5 120,2 125,0 129,1 133,2 137,4

- private Institutionen ohne
Erwerbscharakter...................... 3,1 3,8 3,7 3,4 3,0 3,0

- Ausland...................................... 8,5 9,1 8,9 7,7 7,2 7,6

- Sonstige..................................... 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Summe Ausgaben der
laufenden Rechnung................. 290,6 303,6 316,2 323,0 328,2 334,1

2. Kapitalrechnung

2.1 Sachinvestitionen...................... 9,8 10,5 11,0 12,7 12,8 14,4

2.1.1 Baumaßnahmen.......................... 7,6 7,7 8,3 10,2 10,2 11,8

2.1.2 Erwerb von beweglichen Sachen. 1,7 2,0 2,0 1,7 1,6 1,6

2.1.3 Grunderwerb................................ 0,5 0,8 0,8 0,8 0,9 0,9

2.2 Vermögensübertragungen........ 22,2 28,0 26,5 24,7 24,5 23,1

2.2.1 Zuweisungen/Zuschüsse für
Investitionen................................. 21,4 27,1 25,5 23,7 23,6 22,2

2.2.1.1 An Verwaltungen.......................... 6,6 9,4 7,4 5,2 5,1 4,0

- Länder........................................ 6,0 6,5 6,6 4,5 4,9 3,8

- Gemeinden................................ 0,1 0,1 0,4 0,4 0,2 0,2

- Sondervermögen....................... 0,4 2,8 0,3 0,3 0 0

2.2.1.2 An andere Bereiche..................... 14,8 17,7 18,2 18,5 18,5 18,2

- Inland......................................... 8,1 10,3 10,5 11,4 11,3 11,2

- Ausland...................................... 6,7 7,4 7,7 7,1 7,1 7,0

2.2.2 Sonstige
Vermögensübertragungen........... 0,8 0,9 0,9 1,0 0,9 0,9

2.3 Darlehensgewährung, Erwerb
von Beteiligungen...................... 2,7 2,2 1,4 1,5 1,5 1,4

2.3.1 Darlehensgewährung................... 1,2 1,6 1,1 1,5 1,5 1,4

2.3.1.1 An Verwaltungen.......................... 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

2.3.1.2 An andere Bereiche..................... 1,2 1,6 1,1 1,5 1,5 1,4
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Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

- Sonstige - Inland – (auch
Gewährleistungen).................... 1,0 1,3 0,7 1,1 1,1 1,1

- Ausland...................................... 0,2 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3

2.3.2 Erwerb von Beteiligungen,
Kapitaleinlagen............................ 1,5 0,6 0,3 0,0 0,0 0,0

- Inland......................................... 1,4 0,4 0,1 0,0 0,0 0,0

- Ausland...................................... 0,2 0,2 0,2 0 0 0

Summe Ausgaben der
Kapitalrechnung......................... 34,8 40,7 38,8 38,9 38,8 38,8

3. Globalansätze............................. 0 -0,7 1,7 1,3 0,3 0,6

4. Ausgaben zusammen................ 325,4 343,6 356,8 363,2 367,3 373,5
*) Bei den konsumtiven Ausgaben handelt es sich um die Ausgaben der laufenden Rechnung ohne die nicht investiven Vermögens-
übertragungen, welche den Ausgaben der Kapitalrechnung zugeschrieben werden. Die Ausgaben der Kapitalrechnung beinhalten neben
den investiven Ausgaben gem. § 13 BHO auch die nicht investiven Vermögensübertragungen der Obergruppe 69.

Tabelle 11

Die Investitionsausgaben des Bundes 2017 bis 2022
- aufgeteilt nach Ausgabearten -

Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

1. Sachinvestitionen............................. 9,8 10,5 11,0 12,7 12,8 14,4

1.1 Baumaßnahmen................................. 7,6 7,7 8,3 10,2 10,2 11,8

- Hochbau........................................... 0,8 0,5 0,5 2,5 2,3 3,6

- Tiefbau............................................. 6,9 7,3 7,8 7,7 8,0 8,2

1.2 Erwerb von beweglichen Sachen....... 1,7 2,0 2,0 1,7 1,6 1,6

1.3 Erwerb von unbeweglichen Sachen... 0,5 0,8 0,8 0,8 0,9 0,9

2. Finanzierungshilfen......................... 24,2 29,3 26,9 25,2 25,1 23,5

2.1 Finanzierungshilfen an öffentlichen
Bereich............................................... 6,6 9,4 7,4 5,2 5,1 4,0

- Darlehen........................................... 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

- Zuweisungen.................................... 6,6 9,4 7,4 5,2 5,1 4,0

2.2 Finanzierungshilfen an sonstige
Bereiche............................................. 17,6 19,9 19,5 20,0 20,0 19,5

- Darlehen........................................... 0,3 0,4 0,4 0,4 0,5 0,3

- Zuschüsse........................................ 14,8 17,7 18,2 18,5 18,5 18,2

- Beteiligungen................................... 1,5 0,6 0,3 0,0 0,0 0,0

- Inanspruchnahme aus
Gewährleistungen.............................. 0,9 1,3 0,7 1,1 1,0 1,0

Investive Ausgaben insgesamt....... 34,0 39,8 37,9 37,9 37,9 37,9
Rundungsdifferenzen möglich
In 2018 einschließlich Zuführung an das Sondervermögen "Digitale Infrastruktur" i. H. v. 2,4 Mrd. €
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3.3.3.2
Aufteilung nach Aufgabenbereichen
Die Investitionen in Bundesfernstraßen, Eisenbahnen
des Bundes, Bundeswasserstraßen, den kommunalen
Straßenbau und sonstige Verkehrsbereiche bilden
auch im Jahr 2019 den größten investiven Ausgaben-
block (vgl. Tabelle 12).
Weitere Schwerpunkte liegen in den folgenden Berei-
chen:

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung

Die investiven Ausgaben im Einzelplan des BMZ lie-
gen im Jahr 2019 bei rd. 6,7 Mrd. €.

Bildung und Forschung

Der Bund gewährt gemäß Artikel 143c Abs. 1 GG
den Ländern übergangsweise als Kompensation für
die Beendigung der Gemeinschaftsaufgaben Ausbau
und Neubau von Hochschulen einschließlich Hoch-
schulkliniken und Bildungsplanung jährlich bis zum
31. Dezember 2019 715,2 Mio. €. Zudem stellt er
2019 für die Förderung von Forschungsbauten an
Hochschulen einschließlich Großgeräten
316,5 Mio. € bereit. Die mit der Exzellenzinitiative
begonnene Förderung von Spitzenforschung an Uni-
versitäten wird mit der Exzellenzstrategie einschließ-
lich der erstmals dauerhaften Förderung von Exzel-
lenzuniversitäten auf Basis des Art. 91 b GG
verstetigt. Im Jahr 2019 stellt der Bund hierfür rd.
457 Mio. € bereit. Um zusätzliche Studienplätze zu
schaffen und die Forschung an Hochschulen weiter zu
stärken, wie mit den Ländern im Hochschulpakt 2020
vereinbart, stehen im Jahr 2019 rd. 2,2 Mrd. € bereit.
Darüber hinaus wurde ein gemeinsames Programm
für bessere Studienbedingungen und mehr Qualität in
der Lehre beschlossen, das mit jährlich 200 Mio. €
ausgestattet ist. 
Mit dem Ziel des Ausbaus einer international wettbe-
werbsfähigen und leistungsstarken Wissenschaftsin-
frastruktur werden im Bereich der institutionellen
Förderung insbesondere die MPG, die FhG, die HGF
sowie die Mitgliedseinrichtungen der WGL durch er-
hebliche Finanzmittel nach Art. 91b Abs. 1 GG geför-
dert.

Wohnungsbau

Die Schaffung von Wohnraum wird auch durch die
soziale Wohnraumförderung unterstützt. Die Zustän-
digkeit ist durch die Föderalismusreform I seit dem
Jahr 2007 vollständig auf die Länder übergegangen.
Als Ausgleich für den Wegfall der bis dahin gewähr-
ten Bundesfinanzhilfen erhalten sie bis zum Jahr
2019 vom Bund Kompensationsmittel i. H. v. jährlich
518,2 Mio. €, die bis Ende des Jahres 2013 für inves-
tive Maßnahmen der Wohnraumförderung zweckge-

bunden waren. Mit den Zahlungen sind mit Ausnah-
me der gewährten Rückbürgschaften alle
Altverpflichtungen des Bundes abgegolten. Mit Än-
derung des Entflechtungsgesetzes durch Artikel 12
des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom
20. Oktober 2015 erhöhte der Bund die Kompensati-
onszahlungen in den Jahren 2016 bis 2019 um jeweils
500 Mio. €. In Umsetzung der Vereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern zur Beteiligung des Bundes
an den Kosten der Integration vom 7. Juli 2016 wur-
den die Kompensationsmittel für die Jahre 2017 und
2018 nochmals um weitere 500 Mio. € auf jeweils
1.518,2 Mio. € angehoben. Die Länder haben zuge-
sagt, diese Mittel zweckgebunden für den sozialen
Wohnungsbau zu verwenden. Im Regierungsentwurf
2019 ist vorgesehen, den Ländern im Jahr 2019 noch-
mals 1.518,2 Mio. € zur Verfügung zu stellen.
Die Verteilung der Kompensationsmittel erfolgt nach
im Entflechtungsgesetz festgelegten Schlüsseln. Für
die zweite Aufstockung der Kompensationsmittel ab
dem Jahr 2017 wurde in diesem Gesetz eine Vertei-
lung nach dem sog. Königsteiner Schlüssel festgelegt.
Für die erneute Aufstockung im Jahr 2019 ist noch ei-
ne Anpassung des Entflechtungsgesetzes erforderlich.
Die Kompensationsmittel unterliegen gemäß
Art. 143c Absatz 3 GG weiterhin einer investiven
Zweckbindung.
Damit der Bund auch in Zukunft gemeinsam mit den
Ländern finanzielle Verantwortung für die soziale
Wohnraumförderung übernehmen kann, hat das Kabi-
nett am 2. Mai 2018 einen Gesetzentwurf für eine
Grundgesetzänderung beschlossen (Schaffung eines
neuen Artikel 104 d Grundgesetz). Auf dieser Grund-
lage kann der Bund den Ländern künftig Finanzhilfen
für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen der
Länder und Gemeinden im Bereich des sozialen Woh-
nungsbaus gewähren. Hierfür sind gemäß Koalitions-
vertrag in den Jahren 2020 und 2021 jeweils
1 Mrd. € berücksichtigt.

Städtebau

Die Maßnahmen des Städtebaus sind von hoher städ-
tebaulicher, sozial- und kommunalpolitischer Bedeu-
tung. Sie helfen zudem, den Folgen des demografi-
schen Wandels gezielt zu begegnen sowie die
energie- und klimaschutzrelevanten Ziele des Bundes
zu verwirklichen. Aufgrund ihrer hohen Anstoßwir-
kung (private Nachfolgeinvestitionen) ist die Förde-
rung des Städtebaus ein erheblicher Wirtschaftsfaktor
vor Ort. Für die Förderung des Städtebaus sind für
das Jahr 2019 Kassenmittel i. H. v. 899,75 Mio. € vor-
gesehen, diese steigen bis zum Jahr 2022 auf
969,25 Mio. € an. Darin enthalten sind neben den
Mitteln für die Städtebauförderung gemäß Art. 104b
GG einschließlich der in 2017 neu aufgelegten Pro-
gramme „Zukunft Stadtgrün“ sowie „Investitionspakt
Soziale Integration im Quartier“ auch die Ausgaben
für das im Jahr 2014 aufgelegte Bundesprogramm
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„Förderung von Investitionen in nationale Projekte
des Städtebaus“.

Umweltschutz

Die Ausgaben des Bundes im Umweltschutzbereich
stellen nur einen Teil der gesamten Umweltschutzin-
vestitionen dar, da nach dem Grundgesetz die Länder
für den Vollzug im Bereich des Umweltschutzes zu-
ständig sind. Der Schwerpunkt öffentlicher Investitio-
nen in den Umweltschutz in Deutschland liegt daher
bei Ländern und Gemeinden. Schwerpunkte der In-
vestitionen des Bundes für Umweltschutz im Einzel-
plan des BMU sind die Projekte im Zusammenhang
mit der Endlagerung radioaktiver Abfälle (Konrad,
Asse, Morsleben) und dem Standortauswahlverfahren
mit einem Volumen von insgesamt 578 Mio. € im

Jahr 2019, des Weiteren die Ausgaben für die Zwi-
schenlagerung radioaktiver Abfälle (2019:
402 Mio. €). Ausgabenschwerpunkte im Bereich Kli-
maschutz sind die Nationale Klimaschutzinitiative
(56 Mio. €) und die Internationale Klimaschutzinitia-
tive (Zuschüsse zu Investitionen zum Schutz des Kli-
mas und der Biodiversität im Ausland) mit rd.
457 Mio. € im Jahr 2019.

Wirtschaftsförderung

Im Jahr 2018 sind im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ 624 Mio. € für regionale Fördermaßnahmen
vorgesehen.

Tabelle 12

Die Investitionsausgaben des Bundes 2017 bis 2022
- aufgeteilt nach den größten Einzelaufgaben -

Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

1. Bundesfernstraßen............................. 6,8 7,7 8,1 8,1 8,5 8,7

2. Bundesschienenwege........................ 6,7 5,6 5,6 5,4 5,5 5,5

3. Verbesserung der
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 1,6 1,7 1,7 0,7 1,0 1,0

4. Bundeswasserstraßen........................ 0,7 0,9 1,0 0,9 0,9 0,9

5. Digitale Infrastruktur/
Breitbandausbau................................ 0,2 0,3 0,2 1,1 0,9 0,9

6. Entwicklungshilfe................................ 5,7 6,4 6,7 6,1 6,2 6,0

7. Bildung und Forschung...................... 2,2 2,6 2,7 2,7 2,6 2,6

8. Wohnungsbau und Städtewesen....... 2,4 3,1 3,4 3,3 3,4 2,3

9. Gewährleistungen.............................. 0,9 1,3 0,7 1,1 1,0 1,0

10. GA „Aus- und Neubau von
Hochschulen“/Kompensation u. A...... 1,0 1,0 1,0 0,3 0,3 0,3

11. Umwelt- und Naturschutz,
Strahlenschutz.................................... 0,9 1,2 1,5 1,5 1,5 1,4

12. GA „Regionale Wirtschaftsstruktur“.... 0,5 0,6 0,6 0,6 0,6 0,6

13. Bundesliegenschaften........................ 0,3 0,3 0,4 0,3 0,3 0,3

14. GA „Agrarstruktur und Küstenschutz“
u. Ä..................................................... 0,5 0,6 0,7 0,8 0,8 0,8

15. Innere Sicherheit................................ 0,4 0,7 0,6 0,5 0,5 0,5

16. Kulturelle Angelegenheiten................ 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3

17. Verteidigung....................................... 0,5 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2

18. Sondervermögen
Kinderbetreuungsausbau................... 0,4 0,4 0,3 0,3 - -

19. Beteiligung am Grundkapital Asia
Infrastructure Investment Bank.......... 0,2 0,2 0,2 - - -

20. Sondervermögen Digitale
Infrastruktur........................................ - 2,4 - - - -
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3.4
Die Finanzhilfen des Bundes
Unter Finanzhilfen im Sinne des Subventionsberichts
werden nach § 12 StabG Hilfen des Bundes für priva-
te Unternehmen und Wirtschaftszweige verstanden.
Daneben werden sonstige Hilfen berücksichtigt, die
bestimmte Güter und Dienstleistungen für private
Haushalte verbilligen und gleichzeitig mittelbar dem
Wirtschaftsgeschehen zugeordnet werden können
(z. B. Hilfen für den Wohnungsbau).
Subventionen - also Finanzhilfen und Steuervergüns-
tigungen - sollen als Hilfe zur Selbsthilfe gewährt
werden. Dauerhaft gewährte Subventionen können zu
Wettbewerbsverzerrungen führen und so Fehlallokati-
onen von Ressourcen hervorrufen. Ein verzögerter
Strukturwandel und eine Beeinträchtigung der Wett-
bewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft insgesamt wä-
ren dann die Folge. Das in die Subventionspolitischen
Leitlinien der Bundesregierung aufgenommene Ziel
der grundsätzlich regelmäßigen Evaluierung von Sub-
ventionen verdeutlicht den Anspruch, die Transparenz
zu erhöhen, die Wirkungsorientierung öffentlicher Fi-
nanzen zu stärken und Subventionen auf ihre Not-

wendigkeit kontinuierlich zu überprüfen. Darüber hi-
naus berücksichtigt die Bundesregierung das Prinzip
der Nachhaltigkeit auch in der Subventionspolitik.
Hierbei orientiert sie sich grundsätzlich am Nachhal-
tigkeitsmanagementkonzept der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie. Ausgaben für Zukunftsinvestitionen
der Bundesregierung führen in den nächsten Jahren
zu einem Anstieg der Finanzhilfen (vgl. Schaubild 7).
Den größten Anteil hieran haben die Förderung von
Maßnahmen zur energetischen Gebäudesanierung
und die Förderung von Maßnahmen zur Nutzung er-
neuerbarer Energien. Die Finanzhilfen des Bundes in
der Abgrenzung des 26. Subventionsberichts steigen
im Zeitraum 2016 bis 2022 voraussichtlich von
5,9 Mrd. € auf veranschlagte 8,5 Mrd. €. Im Jahr
2019 verteilen sich die Finanzhilfen des Bundes im
Wesentlichen auf die Bereiche gewerbliche Wirt-
schaft (Anteil: 46,5 %), Wohnungswesen (Anteil:
32,6 %) sowie Ernährung und Landwirtschaft (Anteil:
9,3 %).
In der Summe erhalten die genannten Wirtschaftsbe-
reiche im Jahr 2019 knapp 90 % der Finanzhilfen des
Bundes.

Schaubild 7
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3.5
Die Personalausgaben und
Stellenentwicklung des Bundes
Der Bereich der Personalausgaben des Bundes wird
maßgeblich bestimmt von den Bezüge- und Entgelt-
zahlungen an die aktiven Beschäftigten (Zivil- und
Militärpersonal) sowie von den Versorgungsleistun-
gen an die Pensionäre. Die Personalausgabenquote
bleibt trotz erheblicher Stellenzuwächse und gestiege-
ner Bezüge und Entgelte unter 10 % der Gesamtaus-
gaben (Schaubild 8). Die Mehrausgaben aufgrund des
Tarifabschlusses 2018 sind ab 2019 in den Einzelplä-
nen bedarfsgerecht veranschlagt. Der Stellenbestand

des Bundes beträgt mit dem Regierungsentwurf 2019
rd. 273 396 Stellen (Schaubild 9). Dabei wurden mit
dem Bundeshaushalt 2018 und dem Regierungsent-
wurf 2019 insgesamt 15 736 Stellen neu ausgebracht,
insbesondere zur Stärkung der Sicherheitsbereiche
des BMI und des Zolls. Zum Abbau der sogenannten
sachgrundlosen Befristungen wurden mit dem Bun-
deshaushalt 2018 und dem Regierungsentwurf 2019
zusammen 1 760,5 Stellen neu ausgebracht. Im Er-
gebnis sollen in keiner Behörde der unmittelbaren
Bundesverwaltung mehr als 2,5 % der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer mit einem ohne Sachgrund
befristeten Arbeitsvertrag beschäftigt sein.

Schaubild 8
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Schaubild 9
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4 Einnahmen des Bundes

4.1
Überblick
Den größten Anteil (333 Mrd. €, rd. 93 %) der Ge-
samteinnahmen des Bundes im Jahr 2019
(356,8 Mrd. €) stellen die Steuereinnahmen dar (vgl.
Schaubild 10 und Ziffer 4.2). Sie bestehen aus den
Bundesanteilen an den großen Gemeinschaftssteuern

(Lohnsteuer und veranlagte Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer und Umsatzsteuer), speziellen Ver-
brauchsteuern (z. B. Energie-, Tabak-, Versicherungs-
und Stromsteuer) und weiteren Bundessteuern
(Solidaritätszuschlag). Neben den Steuereinnahmen
erzielt der Bund im Jahr 2019 sonstige Einnahmen
(vgl. Ziffer 4.3) i. H. v. rd. 23,8 Mrd. €.

Schaubild 10

4.2
Steuereinnahmen

4.2.1
Steuerpolitik
Kontinuierliche Fortentwicklung eines wettbe-
werbsfähigen, gerechten und verlässlichen Steuer-
rechts

Bei ausgeglichenen öffentlichen Haushalten ohne
Neuverschuldung setzt die Steuerpolitik der Bundes-
regierung auf verlässliche steuerliche Rahmenbedin-
gungen und wachstumsfreundliche, gerechte Entlas-
tungen. Dies sichert die Wettbewerbsfähigkeit der
Wirtschaft und stärkt den sozialen Zusammenhalt in

Deutschland. In dieser Legislaturperiode soll es zu
keiner Erhöhung der Steuerbelastung der Bürgerinnen
und Bürger kommen.
Aufgrund der guten wirtschaftlichen Lage sind finan-
zielle Spielräume für diese Legislaturperiode vorhan-
den, die verantwortungsvoll und sozial ausgewogen
genutzt werden, u. a. für die Erhöhung des Kinder-
gelds, korrespondierend damit Erhöhung des Kinder-
freibetrags und schrittweise Abschaffung des Solida-
ritätszuschlags mit einem deutlichen ersten Schritt
und vollständigen Abbau für kleine und mittlere Ein-
kommen ab dem Jahr 2021. Zur steuerlichen Freistel-
lung des Existenzminimums der steuerpflichtigen
Bürgerinnen und Bürger und zum Ausgleich der kal-
ten Progression werden außerdem der in den Einkom-
mensteuertarif integrierte Grundfreibetrag angehoben
und die Tarifeckwerte für die Veranlagungszeiträume
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2019 und 2020 nach rechts verschoben. Die geplanten
Steuer- und Abgabensenkungen sind die größten Ent-
lastungen seit den Konjunkturpaketen in der Finanz-
krise, also seit etwa 10 Jahren. Allein die geplanten
Maßnahmen bei der Einkommensteuer für die Jahre
2019 und 2020 mit höherem Kindergeld und Kinder-
freibeträgen sowie die Anpassung des Einkommen-
steuertarifs führen zu einer Entlastung der Steuerzah-
ler von knapp 10 Mrd. € in voller Jahreswirkung.
Weitere rd. 10 Mrd. € Entlastung ab 2021 bringt die
schrittweise Abschaffung des Solidaritätszuschlags
mit einem deutlichen ersten Schritt und vollständigem
Abbau für rd. 90 % der bisher mit Solidaritätszu-
schlag belasteten Einkommensteuerzahler, die der
Bund allein zu schultern hat.
Das deutsche Unternehmensteuerrecht ist grundsätz-
lich wettbewerbsfähig und die deutschen Unterneh-
men sind erfolgreich in internationalen Märkten tätig.
Aufgabe in dieser Legislaturperiode ist es, dass diese
Position auch vor dem Hintergrund der veränderten
internationalen steuerpolitischen Rahmenbedingun-
gen und den Erfordernissen einer immer stärker digi-
talisierenden Wirtschaft gesichert und fortentwickelt
wird.
Steuerpolitische Handlungsschwerpunkte sind nach
wie vor zum einen weitere Schritte im Prozess der
Steuervereinfachung und der Modernisierung des
Steuervollzugs und zum anderen die Stärkung der
Steuergerechtigkeit durch Eindämmung von Steuer-
vermeidung und Bekämpfung von Steuerhinterzie-
hung.

Steuerpolitik im internationalen und europäischen
Kontext

Im Kontext zunehmender einzelstaatlicher, unabge-
stimmter Maßnahmen setzt sich die Bundesregierung
für eine möglichst umfassende Koordinierung und
enge Zusammenarbeit bei der internationalen Steuer-
politik ein, um den Herausforderungen einer sich
schnell digitalisierenden, international agierenden
Wirtschaftswelt zu begegnen. Die Bundesregierung
setzt bei der Bekämpfung von Steuervermeidung und
-umgehung, der Sicherung von Besteuerungsgrundla-
gen und der Verbesserung der Transparenz in Steuer-
sachen weiterhin auf internationale Zusammenarbeit.
Nach Vorlage der Empfehlungen im Rahmen der ge-
meinsamen Initiative der OECD und G20 gegen Ge-
winnkürzung und Gewinnverlagerung („Base Erosion
and Profit Shifting - BEPS“) im Jahr 2015 steht der-
zeit die zügige und einheitliche Implementierung der
erarbeiteten Empfehlungen an. Die Umsetzungs-
schritte der einzelnen Staaten werden durch einen in-
ternationalen Monitoringprozess überwacht. Mit dem
„Inclusive Framework on BEPS“ sollen insbesondere
Entwicklungsländer verstärkt auf gleichberechtigter
Basis eingebunden werden. Die Mitgliedszahl des
„Inclusive Frameworks on BEPS“ ist inzwischen auf
116 Länder angestiegen. Ende Juni 2018 wird das
„Inclusive Framework on BEPS“ den zweiten Fort-

schrittsbericht beschließen, der den Umsetzungsstand
der verschiedenen Maßnahmen in den Staaten wie-
dergibt. Insgesamt befindet sich die BEPS-Umset-
zung auf einem guten Weg und die Bundesregierung
unterstützt die erfolgreiche Fortführung der Arbeiten.
Der erste automatische Informationsaustausch über
Finanzkonten nach dem gemeinsamen Meldestandard
(Common Reporting Standard, CRS) hat zum
30. September 2017 zwischen Deutschland und 49
Staaten und Gebieten begonnen. Dies stellt einen
Meilenstein bei der Bekämpfung des grenzüber-
schreitenden Steuerbetruges und der grenzüberschrei-
tenden Steuerhinterziehung dar. Weitere Staaten und
Gebiete werden am automatischen Informationsaus-
tausch über Finanzkonten ab dem 30. September 2018
hinzukommen. Deutschland wird sich im Rahmen der
OECD-Arbeiten auch weiterhin dafür einsetzen, dass
möglichst viele Staaten und Gebiete an diesem Infor-
mationsaustausch teilnehmen. Die OECD hat im
Kontext des OECD/G20 BEPS-Aktionsplans Maß-
nahmen entwickelt, die auf die Gewährleistung dieses
Informationsaustausches abzielen. Hierzu sollen spe-
zifische Gestaltungen, die den effektiven Informati-
onsaustausch über Finanzkonten erschweren, ver-
pflichtend offenbart und unter den teilnehmenden
Staaten ausgetauscht werden.
Auf OECD-Ebene wird - auch auf Initiative der Bun-
desregierung - geprüft, welche Verbesserungen beim
zwischenstaatlichen Informationsaustausch auf globa-
ler Ebene - also über die EU-Ebene hinaus - möglich
sind, um Leistungen von nicht ansässigen Unterneh-
mern zutreffend im Bestimmungsland zu besteuern.
Hier sollen insbesondere die bereits vorhandenen In-
strumente des Übereinkommens über die gegenseitige
Amtshilfe in Steuersachen in den Fokus der Mitglied-
staaten gerückt und aktiviert werden. Diese Bemü-
hungen können auch dazu beitragen, unbekannte
Steuerfälle aufzudecken.
Darüber hinaus ist die Bundesregierung weiterhin im
Global Forum (Global Forum on Transparency and
Exchange of Information for Tax Purposes) aktiv, das
mittlerweile 147 Staaten als Mitglieder zählt. Zur
Schaffung von Transparenz durch effektiven Informa-
tionsaustausch in Steuersachen wurden in den vergan-
genen Jahren international zwei Standards entwickelt:
Der Standard für den steuerlichen Informationsaus-
tausch auf Ersuchen (EOIR-Standard) sowie der Stan-
dard für den automatischen Austausch von Informati-
onen über Finanzkonten (AEOI-Standard). Im
Rahmen der Arbeiten des Global Forums wird die flä-
chendeckende Implementierung der beiden Standards
gefördert sowie ihre tatsächliche Umsetzung in den
teilnehmenden Staaten überprüft.
Die weltweite Überprüfung des EOIR-Standards er-
folgte bereits ab 2010 in einer ersten Runde; insge-
samt wurden 116 Staaten und Jurisdiktionen Ratings
erteilt. Mitte 2016 startete die Überprüfung des
EOIR-Standards in eine zweite Prüfungsrunde.
Beginnend in 2020 wird die Einhaltung auch des
AEOI-Standards einer weltweiten Überprüfung unter-
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zogen. Das Regelwerk hierzu wird aktuell im Kreis
des Global Forum abgestimmt.
Die Frage nach der Einhaltung der internationalen
Transparenzstandards ist nicht zuletzt auch für die
Beurteilung eines Staates als kooperativ bzw. un-
kooperativ von Bedeutung. Auch auf EU-Ebene wer-
den die Steuersysteme der Mitgliedstaaten weiterhin
von der EU-Gruppe Verhaltenskodex (Unternehmens-
besteuerung) hinsichtlich möglicher schädlicher Re-
gelungen überwacht, ebenso wie die Steuersysteme
von Drittstaaten. Nach Veröffentlichung einer 17
Staaten umfassenden EU-Liste nicht-kooperativer
Drittstaaten in Steuersachen am 5. Dezember 2017
durch die Finanzminister der EU-Mitgliedstaaten ver-
pflichteten sich bereits einige der zunächst gelisteten
Staaten, die beanstandeten Mängel zu beheben und
ihre Steuersysteme entsprechend zu ändern, sodass
sich derzeit sieben Staaten auf der Liste befinden
(Stand Juni 2018). Weitere 65 Staaten, die hinreichen-
de Absichtserklärungen abgegeben haben, werden
derzeit auf der sog. Sachstandsliste geführt. Sollten
diese Staaten ihre Zusagen nicht bis Ende 2018 bzw.
2019 erfüllt haben, wäre erneut über eine Aufnahme
dieser Staaten auf die EU-Liste nicht-kooperativer
Drittstaaten zu entscheiden. Der Überwachungspro-
zess wird fortgesetzt. Zudem wird über die Einfüh-
rung neuer Kriterien, einer Ausdehnung des Prü-
fungsumfangs auf weitere Staaten sowie über
einheitlich abgestimmte Abwehrmaßnahmen im steu-
erlichen und nicht steuerlichen Bereich diskutiert.
Die Beratungen zum Richtlinienvorschlag der Euro-
päischen Kommission vom 25. Oktober 2016 über
eine Gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungs-
grundlage dauern an. Um den Harmonisierungspro-
zess der direkten Steuern in Europa zu beschleunigen
und zu fördern, wurde auf dem Deutsch-Französi-
schen Ministerrat am 13. Juli 2017 eine bilaterale Zu-
sammenarbeit zwischen Deutschland und Frankreich
bezüglich des EU-Richtlinienvorschlags beschlossen.
Am 19. Juni 2018 wurde das gemeinsame Positions-
papier politisch konsentiert.
Des Weiteren ist die angemessene Besteuerung der
digitalen Wirtschaft ein wichtiges Anliegen der Bun-
desregierung. Deutschland hat das Thema während
seiner Präsidentschaft auf die G20-Agenda gehoben
und die OECD hierzu mit der Erarbeitung von Lösun-
gen beauftragt. Nach Vorlage eines Zwischenberichts
durch die OECD im März 2018 werden die Diskussi-
onen auf G20/OECD-Ebene fortgesetzt. Ein Ab-
schlussbericht soll 2020 vorgelegt werden. Ziel der
Bundesregierung ist eine langfristige und globale Lö-
sung. Gleichzeitig bringt sich Deutschland aber auch
in die Diskussion auf EU-Ebene ein: Die Europäische
Kommission hat am 21. März 2018 eine Empfehlung
und zwei Richtlinienentwürfe vorgelegt. Die Richtli-
nienentwürfe umfassen zum einen die als kurzfristige
Zwischenlösung gedachte „Digital Services Tax“
(DST, eine sonstige indirekte Steuer für bestimmte di-
gitale Dienstleistungen) und zum anderen die als
langfristige Lösung gedachte Erweiterung des Be-

triebsstättenbegriffs durch eine „signifikante digitale
Präsenz“. Im Rahmen der Deutsch-Französischen Zu-
sammenarbeit soll auch eine gemeinsame Position zur
Besteuerung der digitalen Wirtschaft bis Ende 2018
erarbeitet werden.
Am 25. Mai 2018 wurde die Änderung der Amtshil-
ferichtlinie zu Anzeigepflichten über Steuergestal-
tungsmodelle (2011/16/EU) vom Rat für Wirtschaft
und Finanzen (ECOFIN) in Brüssel beschlossen. Die-
se sieht neben der Verpflichtung zur Anzeige der
Gestaltungen auch einen automatischen Informations-
austausch der Anzeigen zwischen den EU-Mitglied-
staaten vor. Die Bundesregierung wird sich in der 19.
Legislaturperiode mit der Umsetzung in nationales
Recht befassen. Durch diese Maßnahme wird die
Transparenz im Steuerbereich weiter erhöht.
Weiterhin ist die Reform der Zins- und Lizenzrichtli-
nie (2003/49/EG) ein wichtiges Anliegen der Bundes-
regierung, um Gewinnverlagerung und Gewinnkür-
zung sowie missbräuchliche Inanspruchnahme der
Richtlinienvergünstigungen auszuräumen.
Die Bundesregierung unterstützt die Einführung der
Finanztransaktionsteuer auf europäischer Ebene und
strebt weiterhin einen erfolgreichen Abschluss der
Verhandlungen in diesem Bereich an.
Auf den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der
Europäischen Union („Brexit“) bereitet sich die Bun-
desregierung sorgfältig vor. Die steuerrechtlichen
Auswirkungen und sich daraus ggf. ergebender Ge-
setzgebungsbedarf sind grundsätzlich von den kon-
kreten Verhandlungsergebnissen auf EU-Ebene ab-
hängig.

Maßnahmen gegen den Umsatzsteuerbetrug

Der Bund und die Länder, denen das Aufkommen der
Umsatzsteuer gemeinsam zusteht, haben ein gemein-
sames Interesse an der Sicherung dieses Auf-
kommens. Entsprechend kommt der effektiven
Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug und Umsatz-
steuerhinterziehung eine hohe Bedeutung zu.
So soll zeitnah seitens der Bundesregierung ein Ge-
setzgebungsvorschlag zur Einführung einer Haftungs-
reglung eingebracht werden, wonach Betreiber elek-
tronischer Marktplätze in Fällen, in denen sie
steuerlich nicht registrierte Unternehmer oder solche,
die ihre steuerlichen Pflichten nicht erfüllen, auf ih-
rem Markplatz zulassen, für die nicht entrichtete Um-
satzsteuer aus den Lieferungen dieser Unternehmer
unter bestimmten Voraussetzungen in Anspruch ge-
nommen werden können.
Auf EU-Ebene wurde im Zusammenhang mit der
Modernisierung der Regelungen für den grenzüber-
schreitenden elektronischen Handel - auf maßgebli-
che Initiative der deutschen Bundesregierung - eine
Regelung geschaffen, wonach die Betreiber von elek-
tronischen Marktplätzen unter bestimmten Vorausset-
zungen eigenständige Steuerschuldner werden, um so
die Erhebung der Umsatzsteuer auf Warenlieferungen
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aus Drittstaaten sicherzustellen. Die Regelung soll
zum 1. Januar 2021 in Kraft treten.
In der Zusammenarbeit zwischen Bund und Län-
dern sowie im Informationsaustausch mit den anderen
Mitgliedstaaten wird weiterhin kontinuierlich an der
Verbesserung bestehender und der Entwicklung neuer
Verfahren und Methoden gearbeitet. So hat der Rat
(Wirtschaft und Finanzen) der Europäischen Union
am 22. Juni 2018 einstimmig eine allgemeine Aus-
richtung zu einem im Rat ausgehandelten Kompro-
misstext zur Änderung der Verordnung (EU)
Nr. 904/2010 erzielt, wodurch verschiedene Maßnah-
men zur Stärkung der Zusammenarbeit der Verwal-
tungsbehörden der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet
der Umsatzsteuer eingeführt werden sollen, wie bei-
spielsweise die Durchführung behördlicher Ermittlun-
gen unter Beteiligung ausländischer Beamter, der
grenzüberschreitende Zugriff auf Kfz-Registrierungs-
daten, der Austausch von Daten aus Einfuhrzollan-
meldungen oder die Bereitstellung von Informationen
durch das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung
(OLAF) und Europol.

Modernisierung des Besteuerungsverfahrens

Die fortschreitende Digitalisierung prägt unsere Ge-
sellschaft. Die Art und Weise, wie Steuern erklärt,
festgesetzt und beschieden werden, hat sich in den
vergangenen Jahren durch Digitalisierung und Globa-
lisierung stetig weiterentwickelt. Die Informations-
technik ist in der Finanzverwaltung und auf Seiten
der Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen
nicht mehr wegzudenken. Die möglichst umfassende
und nutzerfreundliche Digitalisierung der steuerlichen
Massenverfahren bleibt aber eine große Herausforde-
rung.
Das Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsver-
fahrens vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1679) schafft
den gesetzlichen Rahmen für ein Gesamtpaket aus
technischen, organisatorischen und rechtlichen
Modernisierungsmaßnahmen. Es bezeichnet einen
Meilenstein des E-Governments für den Bereich der
Steuerverwaltung. Kernanliegen sind eine höhere Ser-
viceorientierung der Steuerverwaltung sowie Erleich-
terungen für Bürgerinnen und Bürger. Das Gesetz er-
möglicht einen verstärkten Einsatz moderner IT-
Verfahren im Besteuerungsverfahren auf einer
rechtsstaatlich abgesicherten Basis, führt zu Effizi-
enzsteigerungen, zu einer größeren Wirtschaftlichkeit
des Handelns der Steuerverwaltung und zu einem
zielgenaueren Ressourceneinsatz. Die bereits steigen-
de Quote vollständig automationsgestützter Einkom-
mensteuerveranlagungen schafft den notwendigen
Freiraum, personelle Steuerprüfungen auf risikobe-
haftete Fälle zu konzentrieren. Dies stärkt die Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung. Das Besteuerungsverfah-
ren wird durch den vermehrten Einsatz elektronischer
Verfahren vereinfacht und beschleunigt. Davon profi-
tieren alle Beteiligte: Bürgerinnen und Bürger, Wirt-
schaft und die Finanzverwaltung.

Das Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsver-
fahrens ist weitestgehend am 1. Januar 2017 in Kraft
getreten. Die Umsetzung der organisatorischen und
technischen Maßnahmen erfordert aber ausreichend
Vorlaufzeit.

Aktuelle Gesetzgebungsvorhaben

Das Bundeskabinett hat am 27. Juni 2018 den Ent-
wurf eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der
Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher
Regelungen (Familienentlastungsgesetz - FamEnt-
lastG) beschlossen. Im steuerlichen Familienleis-
tungsausgleich sorgen Kinderfreibeträge und Kinder-
geld für eine angemessene Besteuerung von Familien.
Um Familien zu stärken und zu entlasten, wird das
Kindergeld pro Kind ab 1. Juli 2019 um 10 € pro Mo-
nat erhöht. Zudem steigt der steuerliche Kinderfreibe-
trag in den Jahren 2019 und 2020 entsprechend der
jeweiligen Jahreswirkung der Kindergelderhöhung.
Zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums
der steuerpflichtigen Bürgerinnen und Bürger und
zum Ausgleich der kalten Progression werden außer-
dem der Grundfreibetrag angehoben und die Eckwer-
te des Einkommensteuertarifs für die Veranlagungs-
zeiträume 2019 und 2020 nach rechts verschoben.
Allein diese geplanten Maßnahmen bei der Einkom-
mensteuer für die Jahre 2019 und 2020 führen zu ei-
ner Entlastung der Steuerzahler von knapp 10 Mrd. €
in voller Jahreswirkung.

Energiesteuer und Stromsteuer

Am 1. Januar 2018 ist das Zweite Gesetz zur Ände-
rung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes
(BGBl. I 2017 Nr. 60 vom 4. September 2017,
S. 3299) in Kraft getreten. Die Gesetzesänderung
beinhaltet im Wesentlichen Anpassungen nationaler
Steuerbegünstigungen an das im Jahr 2014 novellierte
EU-Beihilferecht und die EU-Energiesteuerrichtlinie.
Dies betrifft die Gewährung von Beihilfen für Unter-
nehmen in wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die
Steuerentlastung für hocheffiziente KWK-Anlagen
und das sog. Herstellerprivileg, das eine Steuerbe-
günstigung für Energieerzeugnisse, die bei der Her-
stellung von Energieerzeugnissen in einem Betrieb
verwendet werden, enthält. Es werden auch Ermächti-
gungsgrundlagen für eine elektronische Kommunika-
tion zwischen den Wirtschaftsbeteiligten und der Ver-
waltung im Energie- und im Stromsteuerbereich
geschaffen. Die Verlängerung der Steuerbegünstigung
sowohl für als Kraftstoff verwendetes Erdgas (CNG/
LNG), als auch für Flüssiggas (Autogas, LPG) gilt
über das Jahr 2018 hinaus. Für Erdgas wird die Steu-
erbegünstigung bis Ende 2026 verlängert, es erfolgt
aber eine sukzessive Verringerung ab 2024. Die Be-
günstigung für Flüssiggas wird über die Jahre 2019
bis 2022 um jeweils 20 % abgeschmolzen. Ab 2023
ist dann der reguläre Steuersatz anzuwenden. Im
Stromsteuerrecht erfolgt eine Ergänzung durch eine
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Entlastungsmöglichkeit für Elektro- und Plug-In-
Hybridfahrzeuge, die im öffentlichen Personennah-
verkehr eingesetzt werden. Hiermit wird eine Gleich-
stellung mit der bereits bestehenden
Steuerbegünstigung für Oberleitungsomnibusse und
den Schienenbahnverkehr erreicht.
Durch die Dritte Verordnung zur Änderung der Ener-
giesteuer- und der Stromsteuerdurchführungsverord-
nung (BGBl. I 2018 Nr. 2 vom 2. Januar 2018, S. 84),
die zum 1. Januar 2018 in Kraft getreten ist, erfolg-
ten die für den Gesetzesvollzug erforderlichen er-
gänzenden Konkretisierungen und Anpassungen. Da-
rüber hinaus führte sie zu Verfahrensvereinfachungen
und dem Abbau von bürokratischem Aufwand für die
Wirtschaft sowie zur Modernisierung des Verwal-
tungsvollzugs im Bereich der Verbrauchsteuern. Es
ergeben sich keine Steuermehr- oder Mindereinnah-
men.

Luftverkehrsteuer

Am 1. Januar 2018 trat die Verordnung zur Absen-
kung der Steuersätze des Luftverkehrsteuergesetzes
für das Jahr 2018 in Kraft. Mit dieser Verordnung
werden die Steuersätze unter Berücksichtigung der
Einnahmen aus dem luftverkehrsbezogenen Treib-
hausgas-Emissionshandel jährlich neu festgesetzt.
Aufgrund der Einnahmen aus dem Emissionshandel
im Jahr 2017 wurden die gesetzlichen Steuersätze für
das Jahr 2018 um 0,51 % gesenkt.

Eine Absenkung der Steuersätze in der Verordnung
zur Absenkung der Steuersätze des Luftverkehrsteu-
ergesetzes für das Jahr 2019 ist abhängig von den im
Jahr 2018 erzielten Einnahmen aus dem luftverkehrs-
bezogenen Treibhausgas-Emissionshandel.

Kraftfahrzeugsteuer

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes und des Versicherungsteuer-
gesetzes (Zweites Verkehrsteueränderungsgesetz)
vom 8. Juni 2015 (BGBl. I S. 901) wird im Kraftfahr-
zeugsteuergesetz eine Steuerermäßigung aufgenom-
men werden, die eine mittelbare Doppelbelastung der
Steuerpflichtigen durch die Einführung einer
Infrastrukturabgabe verhindern soll. Die Steuerermä-
ßigung wird für in- und ausländische Kraftfahrzeug-
steuerpflichtige gelten, die in den Anwendungsbe-
reich der Infrastrukturabgabe fallen. Die
Steuerermäßigung tritt erst ab dem Beginn der Erhe-
bung der Infrastrukturabgabe in Kraft. Durch das Ge-
setz zur Änderung des Zweiten Verkehrsteuerände-
rungsgesetzes vom 6. Juni 2017 (BGBl. I S. 1493)
werden die Steuerentlastungsbeträge für Personen-
kraftwagen der Euro-6-Emissionsklasse mit beson-
ders geminderten Schadstoffemissionen erhöht.

Tabelle 13

Entwicklung der Kinderfreibeträge und des Kindergeldes ab 2010

2010 2015 2017 2018 2019
in €

 

Kinderfreibeträge
Sächliches Existenzminimum........... 4.368 4.512 4.608 4.716 4.788
Betreuung und Erziehung oder
Ausbildung........................................ 2.640 2.640 2.640 2.640 2.640
Kindergeld
1. Kind.............................................. 184 188 190 192 194
2. Kind.............................................. 184 188 190 192 194
3. Kind.............................................. 190 194 196 198 200
4. Kind.............................................. 215 219 221 223 225
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Schaubild 11

Schaubild 12
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4.2.2
Ergebnisse der Steuerschätzung
Die Einnahmeerwartungen bei den Steuern für die
Jahre 2018 bis 2022 basieren auf den Ergebnissen des
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom Mai 2018.
Neben dem federführenden BMF gehören diesem Ar-
beitskreis das BMWi, die Obersten Finanzbehörden
der Länder, die Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände, die Deutsche Bundesbank, das Sta-
tistische Bundesamt, der Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
und führende wirtschaftswissenschaftliche For-
schungsinstitute an.
Der Schätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen
Eckwerte der Frühjahrsprojektion der Bundesregie-
rung für den Zeitraum bis 2022 zugrunde gelegt. Da-
nach erwartet die Bundesregierung für das Jahr 2018
eine reale Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Akti-
vität um +2,3 % und +2,1 % für das kommende Jahr
2019. Im Schätzzeitraum 2018 bis 2022 werden für
das nominale BIP Veränderungsraten von
+4,2 % (2018), von +4,1 % (2019) und jeweils
3,3 % für die restlichen Schätzjahre 2020 bis 2022
prognostiziert.
Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ geht grund-
sätzlich vom geltenden Steuerrecht aus.
Für die Jahre 2018 bis 2022 wurden gegenüber der
Schätzung im November 2017 die finanziellen Aus-
wirkungen der nachstehenden Steuerrechtsänderun-
gen berücksichtigt:

• Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im
Jahr 2018 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteu-
ergesetzes (Luftverkehrsteuer-Absenkungsverord-
nung 2018 - LuftVStAbsenkV 2018) vom 1. De-
zember 2017 (BGBl. 2017 I, Nr. 77, S. 3858)

• Verordnung zur Bestimmung der Beitragssätze in
der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr
2018 (Beitragssatzverordnung 2018 - BSV 2018)
vom 18. Dezember 2017 (BGBl. 2017 I, Nr. 79,
S. 3976)

• BMF-Schreiben vom 11. Dezember 2017 - IV C 3
- S 2221/14/10005 :003 (Dok-Nr. 2017/0863639)
zum Sonderausgabenabzug für Sozialversiche-
rungsbeiträge im Ausland tätiger und in Deutsch-
land wohnender Arbeitnehmer (BStBl. 2017 I,
Nr. 25, S. 1624); Umsetzung des EuGH-Urteils
vom 22. Juni 2017 - C-20/16 - „Bechtel“ (BStBl.
2017 II, Nr. 25, S. 1271)

• Anwendung des EuGH-Urteils C-426/12 vom
2. Oktober 2014, des EuGH-Beschlusses C-529/14
vom 17. Dezember 2015, der BFH-Urteile VII R
35/12 vom 13. Januar 2015 und VII R 40/14 vom
10. November 2015; Änderung der Auslegung des
§ 51 Absatz 1 Energiesteuergesetz (vergl. E-VSF
N 04 2018 Nr. 17)

• Anwendung des EuGH-Urteils C-462/16 vom
20. Dezember 2017 (Arzneimittelrabatte); § 17
Umsatzsteuergesetz Berichtigung der Bemessungs-
grundlage um Rabatte, die ein Pharmahersteller
der privaten Krankenversicherung, Beihilfe und
freien Heilsfürsorge gewährt

• Anwendung des EuGH-Urteils vom 20. Dezember
2017 in den verbundenen Rechtssachen C-504/16
und C-613/16 (Deister Holding u. a.); Unverein-
barkeit von § 50d Absatz 3 Einkommensteuerge-
setz mit Unionsrecht; BMF-Schreiben vom 4. Ap-
ril 2018 - IV B 3 - S 2411/07/10016-14 (Dok-
Nr. 2018/0148776)

Verglichen mit der letzten Steuerschätzung im No-
vember 2017 werden die Steuereinnahmen insgesamt
im Jahr 2018 voraussichtlich um +7,8 Mrd. € höher
ausfallen. Für den Bund ergeben sich daraus im Jahr
2018 voraussichtlich Mehreinnahmen von
+5,5 Mrd. €.
In den Jahren 2019 bis 2022 wird das Steueraufkom-
men insgesamt deutlich über dem Schätzergebnis
vom November 2017 liegen: 2019 +11,5 Mrd. €
(Bund: +5,8 Mrd. €), 2020 +12,4 Mrd. € (Bund:
+6,1 Mrd. €), 2021 um +15,3 Mrd. € (Bund:
+6,4 Mrd. €) und 2022 um +16,3 Mrd. € (Bund:
+6,9 Mrd. €).
Für die Jahre 2018 bis 2022 beträgt das geschätzte
Steueraufkommen: 

Insgesamt davon Bund
2018 772,1 Mrd. € 321,3 Mrd. €
2019 806,9 Mrd. € 334,8 Mrd. €
2020 838,9 Mrd. € 341,4 Mrd. €
2021 873,2 Mrd. € 354,7 Mrd. €
2022 905,9 Mrd. € 367,7 Mrd. €

In Tabelle 14 sind zusätzlich zu den Ergebnissen der
Steuerschätzung (Nr. 1) die Auswirkungen von ge-
planten Steuerrechtsänderungen beziffert, die nicht in
der Steuerschätzung berücksichtigt wurden, aber Be-
standteil der Finanzplanansätze sind.
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Tabelle 14

Die Steuereinnahmen des Bundes 2018 bis 2022
2018 2019 2020 2021 2022

in Mrd. €
 

1. Steuerschätzung*
- Bundesanteil an Lohnsteuer und 

veranlagter Einkommensteuer............................................ 113,9 121,6 128,8 136,3 143,8
- Bundesanteil an nicht veranlagten Steuern vom 

Ertrag, Abgeltungssteuer auf Zins- und
Veräußerungserträge und Körperschaftsteuer................... 30,6 31,7 32,8 34,6 35,5

- Bundesanteil an Steuern vom Umsatz 
(nach Abzug EU - MwSt-Eigenmittel)................................. 115,7 124,4 124,7 126,9 131,6

- Bundesanteil an Gewerbesteuerumlage............................. 2,0 2,1 2,1 2,2 2,3
- Tabaksteuer........................................................................ 14,2 14,1 14,0 13,9 13,8
- Alkoholsteuer...................................................................... 2,1 2,1 2,1 2,1 2,1
- Energiesteuer...................................................................... 41,3 41,5 41,5 41,5 41,5

abzüglich:
- Länderbeteiligung......................................................... - 8,5 - 8,7 - 8,8 -9,0 -9,1

- Stromsteuer........................................................................ 6,9 6,9 6,9 6,9 6,9
- Sonstige Bundessteuern .................................................... 44,1 45,6 47,0 48,5 49,9

abzüglich:
- Ergänzungszuweisungen............................................. -8,5 - 8,0 -10,9 -11,3 -11,8
- EU-BNE-Eigenmittel..................................................... -22,6 -28,7 -28,8 -27,9 -28,9
- Kompensation Kfz-Steuer (ab 07/2009)....................... - 9,0 - 9,0 - 9,0 - 9,0 - 9,0
- Konsolidierungshilfen................................................... - 0,8 - 0,8 -1,1 - 0,8 - 0,8

2. Auswirkungen von geplanten
Steuerrechtsänderungen, die unter Nr. 1 nicht erfasst
sind und Anpassungen an die aktuelle
Einnahmeentwicklung....................................................... -0,0 -1,8 -7,6 -7,9 -8,0

Steuereinnahmen................................................................... 321,3 333,0 333,8 346,8 359,7
Rundungsdifferenzen möglich
*) Ergebnis AK „Steuerschätzungen“ vom Mai 2018

4.3
Sonstige Einnahmen

4.3.1
Überblick
Neben den Steuereinnahmen erzielt der Bund im Jahr
2019 sonstige Einnahmen, die mit rd. 23,8 Mrd. €

veranschlagt sind (vgl. Tabelle 15). Hierzu gehören
insbesondere ein Anteil am Gewinn der Deutschen
Bundesbank, Einnahmen aus Gewährleistungen, die
Lkw-Maut, Erstattungen der Länder, Einnahmen aus
Privatisierungen und Grundstücksverkäufen sowie
Zinseinnahmen und Darlehensrückflüsse.
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Tabelle 15

Sonstige Einnahmen des Bundes im Jahre 2019

in Mrd. €
 

• Steuerähnliche Abgaben (Münzeinnahmen und dgl.)............................................................ 0,3

• Verwaltungseinnahmen.......................................................................................................... 11,8

- Gebühren, Entgelte..................................................................................................... 10,2

• Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit und Vermögen (ohne Zinsen)............................... 5,6

- Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen (u. a. Gewinnabführung
Bundesbank/EZB)......................................................................................................... 5,6

- Mieten, Pachten u. a. m............................................................................................... 0,1

• Erlöse aus der Veräußerung von Gegenständen, Kapitalrückzahlungen............................... 0,5

- Privatisierungserlöse................................................................................................... 0,4

• Einnahmen aus der Inanspruchnahme von Gewährleistungen.............................................. 0,7

• Zinseinnahmen....................................................................................................................... 0,3

• Darlehensrückflüsse............................................................................................................... 1,3

• Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen, besondere Finanzierungseinnahmen........ 3,3

Zusammen............................................................................................................................... 23,8

4.3.2
Privatisierungspolitik
Das Haushaltsrecht des Bundes folgt der ordnungspo-
litischen Grundüberzeugung, dass privater Initiative
und Eigentümerschaft grundsätzlich Vorrang vor Be-
teiligungen des Bundes zu geben ist. Dementspre-
chend sollen Beteiligungen an privatrechtlichen Un-
ternehmen nur bei Vorliegen eines wichtigen
Interesses des Bundes gehalten werden, sofern sich
der vom Bund mit der Beteiligung angestrebte Zweck
nicht besser oder wirtschaftlicher auf andere Weise
erreichen lässt (vgl. § 65 Absatz 1 BHO).

4.3.3
Bundesimmobilienangelegenheiten
Zentraler Immobiliendienstleister auf Bundesebene
ist die mit unternehmerischen Strukturen ausgestatte-
te Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) als
eine bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt des öf-
fentlichen Rechts im Geschäftsbereich des BMF. Sie
nimmt folgende Kernaufgaben wahr:

• Verwaltung des dienstlich genutzten Bundesliegen-
schaftsvermögens auf der Basis eines nachhaltigen,

wert- und kostenoptimierten zentralen Liegen-
schaftsmanagements,

• wirtschaftliche Verwertung der nicht mehr für
dienstliche Zwecke benötigten Liegenschaften,

• zentrale Deckung des Grundstücks- und Raumbe-
darfs für Bundeszwecke im Rahmen des „Einheit-
lichen Liegenschaftsmanagements (ELM)“,

• Wahrnehmung übernommener Aufgaben der Bun-
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga-
ben (BvS) im Bereich des Altlastenmanagements
und der Beteiligungsführung sowie

• Wahrnehmung bestimmter liegenschaftsbezogener
öffentlicher Verwaltungsaufgaben des Bundes.

Gemäß § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben (BImAG) ist die Bun-
desanstalt Eigentümerin grundsätzlich aller Dienstlie-
genschaften des Bundes geworden, die sie den
bisherigen Nutzern auf der Grundlage eines Mietver-
hältnisses (Vermieter‑Mieter‑Modell) zur weiteren
Nutzung überlässt. Im Rahmen des ELM führt die
Bundesanstalt auch investive Baumaßnahmen für die
Bundesbehörden auf den ihr übertragenen bzw. von
ihr zu beschaffenden Liegenschaften durch, die sie
grundsätzlich aus selbst erwirtschafteten Mitteln ent-
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sprechend ihrem Wirtschaftsplan finanziert; die Refi-
nanzierung wird durch die von den Nutzern jeweils
an die Bundesanstalt zu entrichtenden Mieten ge-
währleistet.
Die durch die Flüchtlingsunterbringung auf BImA‑ei-
genen Liegenschaften entstehenden finanziellen Be-
lastungen erwirtschaftet die Bundesanstalt aus eige-
nen Mitteln.
Auch die Finanzierung energetischer Sanierungsmaß-
nahmen an in das ELM einbezogene Dienstliegen-
schaften des Bundes erfolgt nach Maßgabe des Wirt-
schaftsplans aus Eigenmitteln. Die Bundesanstalt
unterstützt auf diese Weise die energiepolitischen Be-
schlüsse und Vorgaben der Bundesregierung.
Im Finanzplanzeitraum bis zum Jahr 2022 leistet die
Bundesanstalt in Abhängigkeit von Geschäftsent-
wicklung und Liquidität jährlich Abführungen an den
Bundeshaushalt, die zentral bei Kapitel 6004 (Bun-
desimmobilienangelegenheiten) veranschlagt werden
(2019: 2,365 Mrd. €). Zudem erwirtschaftet die Bun-
desanstalt sämtliche ihr entstehenden Aufwendungen,
u. a. für Personal, Verwaltungsaufgaben, Bau- oder
energetische Sanierungsmaßnahmen und Grund-
stücksverpflichtungen (z. B. infolge von Altlasten
ehemals militärisch genutzter Liegenschaften).

4.3.4
Gewinne der Deutschen Bundesbank
Die Deutsche Bundesbank hat im Geschäftsjahr 2017
einen Bilanzgewinn von 1.902 Mio. € erzielt, nach rd.
399 Mio. € im Vorjahr. Der Gewinn wurde im Febru-
ar 2018 an den Bund abgeführt. Der Gewinn wurde
maßgeblich vom Nettozinsertrag getragen, der von
3.319 Mio. € auf 4.172 Mio. € angestiegen ist. Stei-

gende Zinserträge wurden wegen des negativen Ein-
lagenzinssatzes der Europäischen Zentralbank (EZB),
der seit März 2016 -0,4 % und zuvor ab Dezember
2015 -0,3 % beträgt, vor allem auf der Passivseite der
Bilanz bei Einlagen von Kreditinstituten sowie Euro-
guthaben in- und ausländischer Einleger erwirtschaf-
tet. Für das Haushaltsjahr 2019 und für die folgenden
Haushaltsjahre werden jeweils Einnahmen aus dem
Bundesbankgewinn i. H. v. 2.500 Mio. € veran-
schlagt.

4.4
Kreditaufnahme
Die Nettokreditaufnahme ist der Teil der Bruttokre-
ditaufnahme, der nicht zur Anschlussfinanzierung an-
stehender Kreditverbindlichkeiten, sondern zur Aus-
gabenfinanzierung verwendet wird. Für das Jahr 2019
plant der Bund keine Nettokreditaufnahme. Für die
Anschlussfinanzierung des Bundes ist ein Betrag von
185,3 Mrd. € vorgesehen. Hinzu tritt die Kreditauf-
nahme durch drei Sondervermögen des Bundes, den
Finanzmarktstabilisierungsfonds, den Investitions-
und Tilgungsfonds sowie den Restrukturierungsfonds
(vgl. 3.2.13.3), deren Höhe sich nicht belastbar prog-
nostizieren lässt, da sich die Kreditermächtigungen
der Sondervermögen über mehrere Haushaltsjahre er-
strecken. Die für den Bundeshaushalt nach der BHO
vorgeschriebene Nettoveranschlagung der Einnahmen
aus Krediten vom Kreditmarkt und der hiermit zu-
sammenhängenden Tilgungsausgaben (Anschlussfi-
nanzierung) wird im Kreditfinanzierungsplan (Ge-
samtplan des Bundeshaushalts, Teil IV) dargestellt
(vgl. auch Tabelle 16).
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Tabelle 16

Kreditfinanzierungsübersicht 2017 bis 2022

Ist
2017

Soll
2018

Entwurf
2019

Finanzplan
2020 2021 2022

- in Mrd. € -
 

1. Bruttokreditaufnahme

1.1 Kreditaufnahme zur

1.1.1 Anschlussfinanzierung für
Tilgungen........................................ 165,8 186,3 184,2 206,2 184,5 187,9

1.1.2 Eigenbestandsveränderung (- =
Abbau)............................................ 6,0 – 2,8 – 5,4 – 2,4 0,1 – 1,0

1.1.3 Bestandsveränderung der
Verwahrgelder................................ – 5,8 0,7 6,5 10,5 10,6 – 0,5

1.2 Nettokreditaufnahme...................... 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

1.3 haushaltsmäßige Umbuchung (-=
Minderung der BKA)....................... 2,6 – 9,2 0,0 0,0 0,0 0,0

Zusammen (1.1 - 1.3) .................... 168,6 175,0 185,3 214,3 195,2 186,4

2. Tilgung von Schulden

2.1 mit Laufzeiten von mehr als vier
Jahren............................................. 87,8 105,2 93,5 109,2 90,1 93,4

2.2 mit Laufzeiten von einem bis zu
vier Jahren...................................... 49,8 51,1 49,8 47,4 49,4 54,4

2.3 mit Laufzeiten von weniger als
einem Jahr...................................... 28,2 29,9 40,8 49,7 45,0 40,1

Tilgung von Schulden gesamt (2.1
- 2.3) .............................................. 165,8 186,3 184,2 206,2 184,5 187,9

2.4 Sonstige Einnahmen
zurSchuldentilgung......................... 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Zusammen (2.1 - 2.4) .................... 165,8 186,3 184,2 206,2 184,5 187,9

 
Rundungsdifferenzen möglich
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5 Die Finanzbeziehungen des Bundes zu anderen
öffentlichen Ebenen

5.1
Die Finanzbeziehungen zwischen EU
und Bund
Das Volumen des EU-Haushalts 2018 beläuft sich auf
rd. 144,8 Mrd. €. Wie bereits in den vergangenen Jah-
ren ist Deutschland mit einem Finanzierungsanteil
von rd. 21 % am EU-Haushalt der größte Beitrags-
zahler unter den 28 EU-Mitgliedstaaten.
Der deutsche Beitrag zur Finanzierung der EU wird
allein vom Bund erbracht.
Im so genannten Eigenmittelbeschluss sind die Rege-
lungen für die Finanzierung des EU-Haushalts festge-
legt. Dieser wird durch folgende drei Eigenmittelar-
ten finanziert: Traditionelle Eigenmittel (Zölle und
Zuckerabgaben), auf einer vereinheitlichten Bemes-
sungsgrundlage basierende Mehrwertsteuer
(MWSt)‑Eigenmittel und Bruttonationaleinkommen
(BNE)-Eigenmittel.
Um die Lastenteilung zwischen den Mitgliedstaaten
ausgewogen zu gestalten und die Haushaltsungleich-
gewichte zu reduzieren, sind befristet für den Finanz-
rahmen 2014 bis 2020 folgende Regelungen vorgese-
hen:

• Absenkung des MWSt-Eigenmittel-Abrufsatzes
von 0,30 % auf 0,15 % für Deutschland, Nieder-
lande und Schweden.

• Pauschale Absenkung der BNE-Eigenmittel jähr-
lich in Preisen 2011: für Dänemark 130 Mio. €, für
die Niederlande 695 Mio. €, für Schweden
185 Mio. € sowie für Österreich 30 Mio. € im Jahr
2014, 20 Mio. € im Jahr 2015 und 10 Mio. € im
Jahr 2016.

• Die so genannte Erhebungskostenpauschale, die
die Mitgliedstaaten für die Erhebung der Traditio-
nellen Eigenmittel einbehalten, wurde von
25 % auf 20 % abgesenkt.

• Der Ratifizierungsprozess des neuen Eigenmittel-
beschlusses war zum 1. Oktober 2016 abgeschlos-
sen. Der Eigenmittelbeschluss trat rückwirkend ab
2014 in Kraft.

Tabelle 17

Eigenmittelabführungen des Bundes an den EU-Haushalt 2018 bis 2022
2018 2019 2020 2021 2022

in Mrd. €
 

Zölle.................................................................................... 5,20 5,30 5,40 5,50 5,60
Zuckerabgaben................................................................... 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Mehrwertsteuer - Eigenmittel.............................................. 2,51 2,59 2,64 4,98 5,11
Bruttonationaleinkommen - Eigenmittel.............................. 22,61 28,65 28,84 27,93 28,94
Eigenmittelabführung insgesamt.................................... 30,32 36,54 36,88 38,41 39,65

5.2
Aufteilung des
Gesamtsteueraufkommens
Der Anteil des Bundes am Gesamtsteueraufkommen
betrug 1970 noch 54,2 % und ging bis zum Jahr 1998
auf 41,0 % zurück. In den Folgejahren stieg der Bun-
desanteil wieder bis auf 43,5 % im Jahr 2002 an (vgl.
Schaubild 13). Ursächlich hierfür war vor allem die
ökologische Steuerreform mit einer stufenweisen An-
hebung der Energiesteuer und der Einführung einer
Stromsteuer, deren Sätze ebenfalls bis zum Jahr 2003
kontinuierlich angehoben wurden. Mit den Einnah-

men aus der ökologischen Steuerreform stabilisiert
der Bund die Beiträge zur Rentenversicherung.
Der Bundesanteil am Steueraufkommen sank in den
Jahren 2003 bis 2006 von 43,4 % bis auf 41,7 % und
stieg dann bis 2009 vor allem infolge des höheren
Bundesanteils an der Umsatzsteuer wieder auf
43,5 %. Im Jahr 2012 war noch ein Anteil von
42,7 % zu verzeichnen. Im Jahr 2016 verzeichnete
der Bund seinen bisher niedrigsten Anteil am Ge-
samtsteueraufkommen von 40,9 %. Nach den Ergeb-
nissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom
Mai 2018 wird der Bundesanteil am Steueraufkom-
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men im Jahr 2018 auf 41,6 % prognostiziert. Zum
Ende des Prognosezeitraums 2022 wird ein Niveau
von ca. 40,6 % erreicht.

Schaubild 13

5.2.1
Aufteilung des
Umsatzsteueraufkommens
Nach Art. 106 Absatz 3 GG werden die Anteile von
Bund und Ländern am Umsatzsteueraufkommen
durch Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, festgesetzt. Im Rahmen der laufenden
Einnahmen haben der Bund und die Länder dabei
gleichmäßigen Anspruch auf die Deckung ihrer not-
wendigen Ausgaben. Entwickeln sich die Deckungs-
verhältnisse von Bund und Ländern auseinander, sind
nach Art. 106 Absatz 4 GG die Anteile von Bund und
Ländern an der Umsatzsteuer anzupassen.
Aktuell stellt sich die Umsatzsteuerverteilung zwi-
schen Bund und Ländern, die in § 1 des Finanz-
ausgleichsgesetzes geregelt wird, folgendermaßen
dar: Der Bund erhält vorab 4,45 % des Aufkommens.
Vom danach verbleibenden Umsatzsteueraufkommen
erhält der Bund zur Refinanzierung eines zusätzlichen
Bundeszuschusses zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung vorab 5,05 %. Von dem verbleibenden Aufkom-
men der Umsatzsteuer erhalten die Gemeinden vorab

2,2 % als Kompensation für den Wegfall der Gewer-
bekapitalsteuer, zusätzlich einen Festbetrag i. H. v.
1,5 Mrd. € im Jahr 2017, 2,76 Mrd. € im Jahr 2018
und 2,4 Mrd. € im Jahr 2019. Von dem danach noch
verbleibenden Umsatzsteueraufkommen stehen dem
Bund 49,7 % und den Ländern 50,3 % zu. Darin sind
Kompensationsbeträge für den Familienleistungsaus-
gleich i. H. v. 6,3 Prozentpunkten enthalten.
Der Bundesanteil wird wiederum um einen Festbetrag
verändert. Dieser Betrag liegt

• im Jahr 2017 bei -5.262.788.000 €,

• im Jahr 2018 bei -5.829.568.000 € und

• im Jahr 2019 bei -2.678.488.000 €.

Der Länderanteil erhöht sich entsprechend.
Die Aufteilung des Umsatzsteueraufkommens auf
Bund, Länder und Gemeinden wurde in den letzten
Jahren durch die folgenden gesetzlichen Bestimmun-
gen geändert:
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• Artikel 1 des Gesetzes zur weiteren Entlastung von
Ländern und Kommunen ab 2015 und zum quanti-
tativen und qualitativen Ausbau der Kindertages-
betreuung sowie zur Änderung des Lasten-
ausgleichsgesetzes vom 22. Dezember 2014
(BGBl. I S. 2411),

• Artikel 3 des Gesetzes zur Förderung von Investiti-
onen finanzschwacher Kommunen und zur Entlas-
tung von Ländern und Kommunen bei der Aufnah-
me und Unterbringung von Asylbewerbern vom
24. Juni 2015 (BGBl. I S. 974),

• Artikel 8 des Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722),

• Artikel 1 des Gesetzes zur Beteiligung des Bundes
an den Kosten der Integration und zur weiteren
Entlastung von Ländern und Kommunen vom
1. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2755).

Die tatsächlichen Anteile des Bundes, der Länder und
der Gemeinden am Umsatzsteueraufkommen errech-
nen sich aus den dargestellten gesetzlich definierten
Umsatzsteueranteilen. Dabei werden die Prozentsätze
für den Bund und die Länder auf das nach Abzug der
Vorabbeträge für den Bund und für die Gemeinden
verbleibende Umsatzsteueraufkommen angewendet.
Anschließend wird der Festbetrag berücksichtigt.
Gemäß erster Verordnung zur Durchführung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes erhält der Bund im Jahr 2018
einen Anteil am Umsatzsteueraufkommen von
50,2 % zur Erfüllung seiner Aufgaben (vgl. auch
Schaubild 14). Die Länder erhalten 2018 einen Anteil
am Umsatzsteueraufkommen von 46,6%, die Ge-
meinden von 3,2 %. Die Mittelabführungen an die
EU, teilweise in Form von MWSt-Eigenmitteln, er-
folgen aus dem Gesamtsteueraufkommen des Bundes.

Schaubild 14

5.2.2
Bundesergänzungszuweisungen
Das Finanzausgleichsgesetz vom 20. Dezember 2001
bildet zusammen mit dem Maßstäbegesetz vom
9. September 2001 die gesetzliche Grundlage für die
Regelungen des bundesstaatlichen Finanzausgleichs
einschließlich derer des Solidarpakts II für die Jahre

2005 bis 2019. Das Finanzausgleichssystem ist in drei
Stufen unterteilt: die horizontale Umsatzsteuervertei-
lung, den Länderfinanzausgleich und die Bundes-
ergänzungszuweisungen. Die Regelungen zu den
Bundesergänzungszuweisungen sind dabei wie folgt:
Leistungsschwache Länder erhalten allgemeine Bun-
desergänzungszuweisungen i. H. v. 77,5 % der nach
Durchführung des Länderfinanzausgleichs verbleib-
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enden Fehlbeträge zu 99,5 % der länderdurchschnitt-
lichen Finanzkraft. Ihr Volumen betrug im Aus-
gleichsjahr 2017 rd. 4,5 Mrd. € (vorläufig) und wird
für 2018 auf rd. 4,7 Mrd. € und für 2019 auf rd.
4,9 Mrd. € geschätzt.
Neben allgemeinen Bundesergänzungszuweisungen
gewährt der Bund verschiedene Arten von Sonderbe-
darfs‑Bundesergänzungszuweisungen.
Zur Deckung von teilungsbedingten Sonderlasten aus
dem bestehenden starken infrastrukturellen Nachhol-
bedarf und zum Ausgleich unterproportionaler kom-
munaler Finanzkraft erhalten die neuen Länder und
Berlin degressiv ausgestaltete Sonderbedarfs‑Bundes-
ergänzungszuweisungen im Rahmen des Solidarpakts
II. Ihr Volumen für 2017 belief sich auf rd.
3,6 Mrd. €. Für 2018 ist ein Rückgang um rd.
0,8 Mrd. € auf rd. 2,8 Mrd. € und für 2019 ein weite-
rer Rückgang um rd. 0,7 Mrd. € auf dann rd.
2,1 Mrd. € festgelegt. Insgesamt stellt der Bund den
ostdeutschen Ländern zum Abbau teilungsbedingter
Sonderlasten von 2005 bis 2019 rd. 105,3 Mrd. € in
Form von Sonderbedarfs‑Bundesergänzungszu-
weisungen zur Verfügung.
Zum Ausgleich von Sonderlasten durch die struktu-
relle Arbeitslosigkeit und der daraus entstehenden
überproportionalen Lasten bei der Zusammenführung
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfä-
hige erhielten die neuen Länder (ohne Berlin) im Jahr
2017 rd. 0,5 Mrd. €. Auch für die Jahre 2018 und
2019 ist hierfür ein Betrag i. H. v. jeweils rd.
0,5 Mrd. € festgelegt.
Im Hinblick auf ihre überdurchschnittlich hohen Kos-
ten der politischen Führung erhalten leistungsschwa-
che kleine Länder weitere Sonderbedarfs‑Bundes-
ergänzungszuweisungen i. H. v. rd. 0,5 Mrd. €
jährlich.
Das Gesamtvolumen der Bundesergänzungszu-
weisungen belief sich im Ausgleichsjahr 2017 auf rd.
9,1 Mrd. € (vorläufig) und wird für das Jahr 2018 auf
rd. 8,5 Mrd. € sowie für das Jahr 2019 auf rd.
8,0 Mrd. € geschätzt.
Mit der ab dem Jahr 2020 wirksam werdenden umfas-
senden Neuregelung des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs kommt den Bundesergänzungszu-
weisungen zukünftig eine stärkere Bedeutung auch
für den Ausgleich zwischen den Ländern zu:

• Insbesondere wegen der Umstellungen beim
Finanzkraftausgleich wie auch aufgrund einer mo-
deraten Tarifanpassung wird das Volumen der all-
gemeinen Bundesergänzungszuweisungen voraus-
sichtlich erheblich ansteigen.

• Entfallen werden ab 2020 vereinbarungsgemäß die
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen des
Solidarpakts II, die übrigen Sonderbedarfs-Zuwei-
sungen des Bundes werden fortgeführt.

• Neu eingeführt werden ergänzende Zuweisungen
des Bundes an leistungsschwache Länder, in denen
die kommunalen Steuereinnahmen besonders stark
unter dem Durchschnittsniveau aller Länder liegen,
sowie an leistungsschwache Länder, die lediglich
unterdurchschnittlich von Mitteln der Forschungs-
förderung nach Artikel 91b GG profitieren.

5.3
Die Leistungen des Bundes an inter-
und supranationale Organisationen
(ohne Beiträge an den EU-Haushalt)
In nahezu sämtlichen Einzelplänen des Bundeshaus-
halts sind für eine Vielzahl von inter- und supranatio-
nalen Organisationen unterschiedlicher Aufgabenbe-
reiche Bundesmittel vorgesehen. Die Leistungen des
Bundes erfolgen dabei in der Mehrzahl der Fälle in
Form von Pflichtleistungen im Rahmen der Mitglied-
schaften, zum Teil sind aber auch freiwillige Leistun-
gen vorgesehen. Dabei sind zahlreiche Beiträge in
Fremdwährungen zu entrichten; die zu veranschla-
genden Beträge unterliegen deshalb wechselkursbe-
dingten Schwankungen.
Hervorzuheben sind insbesondere folgende Leistun-
gen:
Das finanzielle Engagement der Bundesrepublik
Deutschland innerhalb der EU beschränkt sich nicht
allein auf die Abführungen an den EU-Haushalt. Sie
beteiligt sich z. B. auch am Europäischen Entwick-
lungsfonds zugunsten von Entwicklungsländern Afri-
kas, der Karibik und des Pazifiks (2014 bis 2020:
6,28 Mrd. €). Zudem ist die Bundesrepublik Deutsch-
land mit 16,12 % am Stammkapital der Europäischen
Investitionsbank (EIB) i. H. v. 243,3 Mrd. € beteiligt.
Im Dezember 2012 wurde das Stammkapital der EIB
um 10 Mrd. € erhöht. Deutschland hat sich an dieser
Kapitalerhöhung mit 1,6 Mrd. € beteiligt.
Die Bundesrepublik Deutschland ist am Stammkapi-
tal der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung (EBWE) von 30 Mrd. € mit 8,52 % betei-
ligt.
Außerdem ist Deutschland einer der größeren An-
teilseigner der Weltbankgruppe, der regionalen Ent-
wicklungsbanken (Afrikanische, Asiatische, Inter-
amerikanische sowie Karibische Entwicklungsbank)
sowie des Internationalen Währungsfonds und betei-
ligt sich freiwillig in entsprechendem Umfang an de-
ren konzessionären Hilfsfonds sowie der Finanzie-
rung von technischer Hilfe, die durch die
Institutionen für ihre Mitgliedsländer geleistet wird.
Die Bundesrepublik Deutschland ist zudem an der am
16. Januar 2016 gegründeten Asiatischen Infrastruk-
tur-Investitionsbank (Asian Infrastructure Investment
Bank, AIIB) beteiligt. Das Gesamtkapital der AIIB
beträgt 100 Mrd. US-$, der deutsche Anteil liegt bei
4,5 %. Damit ist Deutschland nach China, Indien und
Russland der viertgrößte Anteilseigner und der größte
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nicht-regionale Anteilseigner. Ziel der AIIB ist es,
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung über die Fi-
nanzierung von Infrastruktur und anderer produktiver
Sektoren in Asien zu fördern sowie die regionale Ko-
operation in enger Zusammenarbeit mit den beste-
henden Entwicklungsinstitutionen zu stärken. Der Ar-
beitsschwerpunkt liegt auf der Förderung öffentlicher
und privater Investitionen, wobei den Bedürfnissen
weniger entwickelter Staaten der Region besonders
Rechnung getragen werden soll.
Für die Europäische Weltraumorganisation (ESA)
sind im Finanzplanzeitraum 2018 bis 2022 rd.
4,1 Mrd. € eingeplant. Ferner sind erhebliche Leistun-
gen an die NATO, die Europäische Organisation für
Kernforschung (CERN), die Europäische Organisati-
on zur Nutzung von meteorologischen Satelliten (EU-
METSAT), die Europäische Organisation zur Siche-
rung der Luftfahrt (EUROCONTROL) sowie die
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) vorgesehen.
Für die VN sind im Zeitraum 2019 bis 2022
rd. 3,1 Mrd. € eingeplant (Beitrag zum ordentlichen
Haushalt sowie Finanzierung der Friedensmissionen
und der Internationalen Strafgerichtshöfe); hinzu
kommen die Leistungen an ihre Unter- und Sonderor-
ganisationen sowie die Leistungen zur Unterstützung
ihrer Sonderprogramme. Im Bereich der VN beruht
die Finanzierung auf den Pflichtbeiträgen sowie den
freiwilligen Leistungen der Mitgliedstaaten. Die Hö-
he der Pflichtbeiträge eines jeden Mitgliedslandes
wird mit Hilfe eines komplexen Verteilungsschlüssels
festgesetzt. Die Beitragsskala der VN orientiert sich
dabei am Grundsatz der Zahlungsfähigkeit der Mit-
gliedstaaten. Wesentliche Berechnungskomponenten
sind dabei eine Orientierung am Bruttonationalein-
kommen zuzüglich einiger Korrekturfaktoren (Anteil
der Bevölkerung in absoluter Armut, Staatsverschul-
dung u. a.) und ein Mindestbeitragssatz von 0,001 %
für die zahlungsschwächsten Beitragszahler. Der An-
teil der USA zum regulären VN-Budget unterliegt ei-
ner Obergrenze von 22 %; zu den Friedenserhalten-
den Missionen tragen die USA gemäß regulärer
Berechnungsmethodik 28,57 % bei. Der auf die Bun-
desrepublik Deutschland entfallende Beitragssatz be-
trägt sowohl zum regulären Haushalt als auch zu den
Friedensmissionen aktuell 6,39 % (nach vormals -
2013 bis 2015 - 7,14 %). Die Beitragsskalen der
meisten anderen Institutionen innerhalb und außer-
halb des VN-Systems orientieren sich an dem für die
VN festgelegten Verteilungsschlüssel, wobei die je-
weiligen Mitgliedschaften in den einzelnen Organi-
sationen zugrunde gelegt werden. Deutschland betei-
ligt sich zudem mit freiwilligen Leistungen an der
Finanzierung von Programmen.
Zum Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM)
siehe Ziffer 3.2.12.4.
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Abkürzungsverzeichnis

€ Euro
£ Pfund Sterling
% Prozent
AA Auswärtiges Amt
Abs. Absatz
AFBG Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz
Art. Artikel
BA Bundesagentur für Arbeit
BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz
BGBl. Bundesgesetzblatt
BHO Bundeshaushaltsordnung
BImA Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
BIP Bruttoinlandsprodukt
BKAmt Bundeskanzleramt
BKM Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur

und Medien
BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales
BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung
BMEL Bundesministerium für Ernährung und

Landwirtschaft
BMF Bundesministerium der Finanzen
BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren,

Frauen und Jugend
BMG Bundesministerium für Gesundheit
BMI Bundesministerium des Innern, für Bau und

Heimat
BMJV Bundesministerium der Justiz und für

Verbraucherschutz
BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz

und nukleare Sicherheit
BMVI Bundesministerium für Verkehr und digitale

Infrastruktur
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche

Zusammenarbeit und Entwicklung
BPr Bundespräsident
BR Bundesrat
BReg Bundesregierung
BRH Bundesrechnungshof
bspw. beispielsweise
BT Deutscher Bundestag
BT-Drs. Bundestagsdrucksache
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BZSt Bundeszentralamt für Steuern
d. h. das heißt
DB Deutsche Bahn AG
DFG Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V.
EALG Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz
EFRE Europäischer Fonds für regionale Entwicklung
EFTA European Free Trade Association (Europäische

Freihandelszone)
EG Europäische Gemeinschaft
EIB Europäische Investitionsbank
EntflechtG Entflechtungsgesetz
Epl. Einzelplan

ERP European Recovery Program
ESF Europäischer Sozialfonds
EU Europäische Union
EZB Europäische Zentralbank
f. folgende (Seite)
FhG Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der

angewandten Forschung e.V.
FuE Forschung und Entwicklung
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
ggf. gegebenenfalls
ggü. gegenüber
GRW Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der

regionalen Wirtschaftsstruktur
GVFG Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
GWK Gemeinsame Wissenschaftskonferenz
HGF Zentren der Hermann von Helmholtz-

Gemeinschaft
HGrG Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts

des Bundes und der Länder
(Haushaltsgrundsätzegesetz)

i. H. v. in Höhe von
i. V. m. in Verbindung mit
Kap. Kapitel
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau
Mio. Millionen
MPG Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der

Wissenschaften e. V.
Mrd. Milliarden
MWSt Mehrwertsteuer
NATO North Atlantic Treaty Organization
Nr. Nummer
ODA Official Development Assistance (Öffentliche

Entwicklungszusammenarbeit)
OECD Organisation for Economic Co-operation and

Development (Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung)

rd. rund
SGB Sozialgesetzbuch
sog. sogenannte
StabG Gesetz zur Förderung der Stabilität und des

Wachstums der Wirtschaft
Tit. Titel
u. a. unter anderem
ÜBS Überbetriebliche Berufsbildungsstätten
US-$ US-Dollar
VE Verpflichtungsermächtigungen
vgl. vergleiche
VN Vereinte Nationen
VO Verordnung
WGL Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm

Leibniz e. V.
z. B. zum Beispiel
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